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ie Energiewende ist nicht
aufzuhalten. Allein die
Zahl der Windkrafträder
nahm in letzten Jahr um
1.145 auf 23.645 zu. Ih-
re Gesamtleistung be-

trägt 33.722 Megawatt und wird bald die
der verbliebenen Atomkraftwerke (12.696
Megawatt) um das Dreifache übertreffen.
Starke Steigerungsraten werden auch von
der Photovoltaik gemeldet. Insgesamt stieg
der Anteil der erneuerbaren Energien am
Brutto-Stromverbrauch in Deutschland in
den ersten drei Monaten dieses Jahres auf
etwa 27 Prozent (Vorjahr: 23 Prozent), be-
richtete der Bundesverband der Energie-
und Wasserwirtschaft. 
Das liegt besonders am Werk der Bürger.
„Allein Privatpersonen und Landwirte ha-
ben bisher fast die Hälfte der Investitionen
in die erneuerbaren Energien im Strom-
markt getätigt“, berichtete die Grünen-Ab-
geordnete Julia Verlinden in der Debatte des
Bundestages über die Novelle des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes (EEG, 18/1304) am
vergangenen Donnerstag. Die vier großen
Energiekonzerne hatten gerade einen Anteil
von fünf Prozent. 650 Energiegenossen-
schaften gibt es, und es wird geschätzt, dass
sich über 250.000 Bürger am Bau von rund
2.500 Windparks beteiligt haben, die als
Fondsmodell betrieben werden. 
Die Energiewende soll auch in Bürgerhand
bleiben. „Niemand – darauf lege ich Wert –
muss Angst davor haben, dass Bürgerwind-
parks oder Energiegenossenschaften keine
Chance auf Teilhabe mehr erhalten“, sagte
Wirtschaftminister Sigmar Gabriel (SPD) zu
Befürchtungen, die von ihm eingebrachte
EEG-Novelle werde durch Instrumente wie
Ausschreibungen oder Direktvermarktung
die Teilhabe der Bürger unmöglich machen.
„Im Gegenteil: Wir werden einen gesonder-
ten Gesetzentwurf in den Bundestag ein-
bringen, mit dem wir diese Beteiligung der
Bürgerinnen und Bürger nachhaltig sichern
werden“, versprach Gabriel. 

Kosten steigen gewaltig Allerdings müs-
sen die gewaltigen Kostensteigerungen
durch den schnellen Ausbau der Erneuerba-
ren begrenzt werden. So hat die EEG-Umla-
ge mit 6,24 Cent pro Kilowattstunde einen
Rekordwert erreicht und belastet die Privat-
haushalte enorm. Mit 22,8 Milliarden Euro
sind die Subventionen für die Betreiber von
erneuerbaren Energieerzeugungsanlagen so
hoch wie der Verkehrshaushalt von Minis-
ter Alexander Dobrindt (CSU). 
Gabriel erklärte, die hohen Ausbaupfade für
Windenergie und Photovoltaik würden
durch die Novelle nicht, wie gelegentlich
behauptet, verringert, sondern verstetigt
und weiter ausgebaut. Niemand müsse die

Sorge haben, „die Energiewende würde aus-
gebremst oder die Ausbauziele der erneuer-
baren Energien würden insgesamt be-
grenzt“. Kostengünstige Energieträger wie
Windenergie an Land würden ausgebaut,
Überförderungen jedoch abgebaut. „Nur
durch diese Kombination machen wir die
Energiewende erfolgreich, sicher und be-
zahlbar“, sagte Gabriel. 
Im Zusammenhang mit den Rabatten für
stromintensive Industrien, die 5,1 Miliar-
den Euro betragen sollen, warnte der Wirt-
schaftminister davor, „die Interessen der
Verbraucher gegen die Interessen am Erhalt
industrieller Arbeitsplätze auszuspielen“.
Das sei „grundfalsch“. Es gehe jetzt um
2.000 Unternehmen, deren Energieintensi-
tät dazu führen würde, dass steigende EEG-
Umlagen zu einem massiven Wettbewerbs-
nachteil würden. Wenn diesen 2.000 Unter-
nehmen alle Ausnahmen gestrichen wür-
den, könnte ein Drei-Personen-Haushalt
um 40 bis 45 Euro im Jahr entlastet werden.
„Der Preis dafür wären hunderttausende in-
dustrielle Arbeitsplätze“, warnte Gabriel. 
Ganz anderer Ansicht waren die Oppositi-
onsfraktionen, die vor einer Gefährdung

der Energiewende und einer zu starken Be-
günstigung der Industrie warnten. „Es bleibt
dabei, dass die Rentnerin und der Student
für Wiesenhof und die Steinkohle-Industrie
die Stromrechnung mit bezahlen", kritisier-
te Caren Lay (Linke). Das sei sozial nicht ge-
recht. Auch mit der Neure-
gelung der Industrierabatte
müsse der Bäcker an der
Ecke für die Großbäckerei
die Stromrechnung mit be-
zahlen: „Das ist doch wirt-
schaftspolitischer Unsinn."
Allerdings will auch Die Lin-
ke die Industrierabatte nicht
komplett abschaffen, aber
verlangt in einem ebenso
wie der Gesetzentuwrf an
die Ausschüsse überwiese-
nen Antrag (18/1331) klare
Kriterien und eine deutliche Reduzierung. 
Oliver Krischer (Grüne) warf Gabriel vor,
das Ausbautempo um die Hälfte gegenüber
den Plänen der alten Regierung zu reduzie-
ren. Das sei ein „Armutszeugnis“. Das EEG
werde jetzt zum Bestandsschutzinstrument
für die fossile Energieerzeugung. „Sie ma-

chen damit aus der Energiewende eine
Braunkohlewende. Dagegen werden wir uns
wehren“, kündigte Krischer an. Zu den In-
dustrieausnahmen sagte er, die Regelung sei
bürokratisch und biete zu viele Schlupflö-
cher, während die privaten Verbraucher mit

Milliardenbeträgen belastet
würden. Was Gabriel und
die Koalition vorhätten, „ist
ein Anschlag auf die Ener-
giewende, auf die Arbeits-
plätze, auf den Klima-
schutz“. 
Michael Fuchs (CDU) warf
der Linken vor, Unterneh-
men „wissentlich und wil-
lentlich“ zu zerstören, wenn
sie Strompreise nach linkem
Muster zu zahlen hätten.
Grundstoffindustrien und

Wertschöpfungsketten würden kaputtge-
macht, wenn sich die Opposition durchset-
ze. Hubertus Heil (SPD) sprach sich auch
dafür aus, den Ausbau der Stromnetze mit
dem Ausbau der Erneuerbaren zu synchro-
nisieren. "Wir brauchen keinen Wegwerf-
strom", warnte Heil. Hans-Jürgen Leersch ❚

Signale der Entspannung, gefolgt von
unfreundlicheren Gesten: Mitte ver-
gangener Woche empfahl der russi-
sche Präsident Wladimir Putin über-

raschend den pro-russischen Kräften im Os-
ten der Ukraine, ihre geplanten Unabhängig-
keits-Referenden zu verschieben, um dem
Dialog mit der Übergangsregierung in Kiew
den Weg zu ebnen. Am Freitag besuchte Pu-
tin anlässlich des Tages des Sieges über das
nationalsozialistische Deutschland dann
erstmals die abtrünnige Krim: Für die Ukrai-
ne eine ausgemachte Provokation. „Ich finde
es schade, wenn ein solcher Tag genutzt wird,
um in einem solchen Spannungsfeld eine Pa-
rade abzuhalten“, hatte Bundeskanzlerin An-
gela Merkel (CDU) im Vorfeld gesagt. 
Auch die Bundestagsabgeordneten trieb an-
gesicht immer neuer Zusammenstöße zwi-
schen pro-russischen Kräften und ukraini-
schen Sicherheitskräften die Sorge um eine
weitere Eskalation um. In einer aktuellen
Stunde warben sie fraktionsübergreifend für
eine friedliche Lösung. „Noch kann Vernunft
die Oberhand gewinnen, aber sie kann eben
nur die Oberhand gewinnen, wenn alle Be-
teiligten bereit sind, auf den Weg von politi-
schen Lösungen zurückzufinden – allen vo-
ran in Moskau und in Kiew“, sagte Außenmi-

nister Frank-Walter Steinmeier (SPD). „Wir
spüren, dass die Nachrichten nicht nur im-
mer schlechter, sondern immer schneller
schlechter werden.“ Steinmeier warnte davor,
die Situation mit einer säbelrasselnden Rhe-
torik zu verschlimmern. Eine militärische Lö-
sung wäre keine Lösung, „sondern ein Weg
in die größere Katastrophe“. 
Wolfgang Gehrcke (Die Linke) stimmte
Steinmeier zu, dass es „keine sinnvollen Al-

ternativen zu diplomatischen Lösungen“ ge-
ben könne. Aber wenn das so sei, müsse man
zuallererst die Regierung in Kiew auffordern,
„die Armee und die Nationalgarde nicht ge-
gen das eigene Volk einzusetzen“. Gehrcke
kritisierte zudem die Mission von Bundes-
wehrsoldaten in der Ukraine im Rahmen der
Organisation für Sicherheit und Zusammen-
arbeit in Europa (OSZE), deren Teilnehmer
von prorussischen Aktivisten festgesetzt wor-
den waren und erst nach tagelangen diplo-
matischen Bemühungen Anfang Mai freige-
lassen wurden. Statt zur Deeskalation habe
diese Mission zur Eskalation beigetragen. 
Verteidigungsministerin Ursula von der
Leyen (CDU) mahnte daraufhin, die Dis-
kussion wieder „vom Kopf auf die Füße zu
stellen“. Die Mission sei mit den OSZE-Re-
geln konform gewesen. Es sei „ihr völlig un-
verständlich“, wenn „die völkerrechtliche
Legitimität und völkerrechtliche Basis infra-
ge gestellt werden“, sagte von der Leyen.
„Wenn jemand einen Rechtsbruch began-
gen hat, dann waren das nicht unsere In-
spektoren“, sondern jene, die sie entführt
und festgesetzt haben. 
Auch Frithjof Schmidt (Grüne) wies die Kri-
tik an der OSZE zurück: „Hier irren Herr
Gauweiler und Herr Gehrcke gemeinsam.“

Auch Peter Gauweiler (CSU) hatte den Ein-
satz der Militärbeobachter kritisiert.  Die Rol-
le der Organisation müsse gestärkt werden,
sagte Schmidt. „Es braucht viele OSZE-Beob-
achter im ganzen Land“ – gerade für die
Durchführung der geplanten Präsident-
schaftswahl am 25. Mai. 
Karl-Georg Wellmann (CDU) forderte, der
„Tatsache ins Auge zu schauen“, dass im Fal-
le der Krim „russische Panzer über fremde
Grenzen gerollt sind“ und im Osten der
Ukraine ein „asymmetrischer Krieg“ stattfin-
de. Man könne diese Vorgänge nicht ignorie-
ren, „nur weil es unserem Ruhebedürfnis“
oder „deutscher Sentimentalität“ entspreche.
Die Solidarität mit der Ukraine sei nicht ein-
fach eine freundliche Geste, es gehe um die
Verteidigung des hohen Guts der Unverletz-
lichkeit von Grenzen und Staaten: „Wenn
Europa der Zerstörung der Ukraine tatenlos
zusähe, würde es sich aufgeben.“ (Siehe auch
Seite 7) ahe ❚

Bürgerprojekt Energie
WIRTSCHAFT  Novelle des EEG-Gesetzes soll den Ausbau der »Erneuerbaren« begrenzen, aber nicht beendenAxel Schneider Niemals hatte sich Oberst

Axel Schneider vorstellen können, als Leiter ei-
ner OSZE-Militärmission in der Ukraine derart in

die Schlagzeilen zu
geraten, wie es ihm
und seinen Kamera-
den nach der Festset-
zung durch prorussi-
sche Milizen ge-
schah. Er sei „sehr
glücklich, aber auch
beträchtlich er-
schöpft“, sagte der
54-Jährige nach der
Ankunft in Berlin, als

die Gruppe auf russische Vermittlung hin nach
einer Woche Geiselhaft in der Ostukraine frei-
gelassen worden war. Danach entbrannte in
Berlin eine heftige Debatte darüber, was deut-
sche Militärs in der vom Bürgerkrieg zerrütteten
Ostukraine zu suchen hatten. Verteidigungsmi-
nisterin Ursula von der Leyen (CDU) stellte sich
im Bundestag vor die Militär-Inspektion:
„Oberst Schneider und sein Team haben unse-
re Hochachtung und unseren Respekt.“ kru ❚

Wahlbeobachter will die Organisation für
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa
(OSZE) am 25. Mai zur Überwachung der ge-
planten Präsidentschaftswahlen in die Ukrai-
ne schicken. Rund 100 von ihnen schon be-
reits vor Ort. Für die zivile Beobachtermissi-
on der OSZE sind 140 Beobachter im Land,
um sich einen Überblick über die Sicherheits-
lage zu verschaffen.

KOPF DER WOCHE

Plötzlich in den
Schlagzeilen

ZAHL DER WOCHE

1.000

ZITAT DER WOCHE

»Das sind
Terroristen.
Manche sind
geisteskrank.«
Petro Poroschenko, aussichtsreicher ukrai-
nischer Präsidentschaftskandidat und Indus-
trieller, bei seinem Berlin-Besuch vergangene
Woche über die prorussischen Milizen 
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Der Energiewende in Bürgerhand wird nicht der Stecker gezogen, verspricht die Regierung.

Mit Druck an den Verhandlungstisch

Russlands Präsident Putin auf der Krim
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„Der Bäcker an
der Ecke muss

für die
Großbäckerei

den Strom 
mit bezahlen.“

Caren Lay (Die Linke)

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

UKRAINE Bundestagsfraktionen dringen auf eine diplomatische Lösung der Krise. Steinmeier: Militäreinsatz wäre Katastrophe
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Es ist kompliziert. Und es geht um Geld, viel
Geld: stattliche fünf Milliarden Euro. Mit dieser
Summe werden besonders energieintensive
Unternehmen von der Ökostrom-Umlage des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) entlas-
tet. Das soll nach den Plänen der Bundesregie-
rung zwar so bleiben. Aber es wird neue Krite-
rien geben, um die Nutznießer dieser Regelung
zu definieren. Deshalb werden zukünftig wohl
mehr Unternehmen ein Stück vom Förderku-
chen beanspruchen. Das wiederum bedeutet
für andere, lukrative Krümel vom eigenen Teller
abzugeben. In der Industrie ist folglich Futter-
neid aufgekommen, aus Angst, im internationa-
len Wettbewerb nicht ausreichend konkurrenz-
fähig zu sein.
Genau das sollte die Befreiung von der Öko-
strom-Umlage aber ursprünglich verhindern.
Aus heutiger Sicht ist ärgerlich, dass das EEG
seinerzeit ausgerechnet in diesem Punkt mit zu
heißer Nadel gestrickt wurde. Mitunter musste
die Logik schon sehr fantasievoll bemüht wer-
den, um zu verstehen, warum das ein oder an-
dere Unternehmen förderfähig sein sollte. Der
Ärger von Kleinverbrauchern, die selbst keine
Aussicht auf finanzielle Zugeständnisse haben,
war ebenso programmiert wie nachvollziehbar.
Deshalb leuchtet es ein, dass die Kriterien für
die Rabatte jetzt neu justiert werden.
Dies soll schnell geschehen: Kabinettsbeschluss
am vergangenen Mittwoch; tags darauf Debat-
te im Bundestag; Verabschiedung des Gesetzes
noch vor der Sommerpause des Parlamentes
Anfang Juli. Damit nimmt die Energiewende
aus Sicht der Bundesregierung eine weitere
Hürde in eine ökologischere Zukunft. Was sei-
nerzeit unter dem Eindruck der Atom-Katastro-
phe im japanischen Fukushima einigen zu zü-
gig, manchen gar überstürzt auf den Weg ge-
bracht wurde, gewinnt damit zumindest weiter
an Kontur.
Die jetzt angestoßene EEG-Reform wird mut-
maßlich nicht die letzte Korrektur im Prozess
der Energiewende sein. Während die einen be-
klagen, die ursprünglich formulierten Ziele wür-
den zunehmend aus den Augen verloren, spot-
ten andere über die Nachteile alternativer Ener-
giegewinnung, die gewiss auch unübersehbar
sind. Und doch: Deutschland hat die Abkehr von
der Kernenergie mit einem breiten politischen
und gesellschaftlichen Konsens beschlossen.
Schon deshalb kann der Weg nicht zurück zum
Atomstrom führen.

EDITORIAL

Futterneid
der Industrie

VON JÖRG BIALLAS 
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Wird die Novellierung des Erneuerba-
re Energien-Gesetze wie geplant bis zur
Sommerpause fertig? 
Ich bin optimistisch, dass wir das hinbe-
kommen. Eine Verständigung mit den Mi-
nisterpräsidenten hat es bereits gegeben, so
dass es kein Vermittlungsverfahren geben
dürfte. 

Sind Sie mit der nachgeschobenen Ra-
battregelung für die Industrie zufrieden?
Die Verhandlungsergebnisse der Bundesre-
gierung in Brüssel können sich sehen las-
sen. Richtig ist aber auch, dass sich die EEG-
Mindestumlage für Stromgroßverbraucher
jetzt verdoppeln soll – zum Beispiel für Alu-
miniumwerke. Damit gehen wir schon an
die Schmerzgrenze. Wir werden im parla-
mentarischen Verfahren genau darauf ach-
ten, dass der Wettbewerbsfähigkeit der deut-
schen Industrie kein Bein gestellt wird.

Die installierte Leistung der Windan-
lagen an Land soll auf 2.500 Megawatt be-
schränkt werden. Tatsächlich wurden im
letzten Jahr wenig mehr errichtet. Das ist
keine Begrenzung. 
Das ist in der Tat keine spürbare Begrenzung
vor allem vor dem Hintergrund, dass zu-
sätzlich noch Offshore-Windenergieanla-
gen errichtet werden, die besonders teuer
sind. Hier haben sich die Bundesländer den
ursprünglich geplanten Kürzungen wider-
setzt. Wir werden die Ausbauziele daher
schneller erreichen als gedacht. Aber wir
müssen auch sehen, woher wir kommen.
Wir hatten bisher einen völlig ungedeckel-
ten Ausbau der Windenergie. Jetzt liegen
erstmals Steuerungsinstrumente auf dem
Tisch. Das ist ein Anfang. 

Ist es richtig, die Biomasse überhaupt
noch zu fördern? Die Kritik lautet Vermai-
sung der Landschaft, Explosionsgefahr der
Anlagen und Grundwasserverunreini-
gung sowie Fischsterben nach Unfällen. 
Gerade Biomasse ist ein schwieriger Be-
reich. In der Novelle wurde eine Obergren-
ze von 100 Megawatt gesetzt. Ich hätte ger-
ne einen geringeren Wert gehabt, denn wir
müssen berücksichtigen, dass der Flächen-
verbrauch auf die Lebensmittelpreise ten-
denziell preistreibend wirkt. 

Die Stromkunden haben bisher 120
Milliarden Euro EEG-Umlage gezahlt, Al-
lein 2013 waren es 22,8 Milliarden. Wird
der starke Anstieg jetzt gestoppt? 
Wir müssen realistisch sein. Der Anstieg
wird gedämpft. Er wird aber nicht gestoppt.
Denn jeden Tag kommen neue Anlagen
hinzu, ohne dass Altanlagen in nennens-
wertem Umfang vom Netz gehen. Die För-
derdauer beträgt 20 Jahre. Und seit 2005
wurden Anlagen in großer Zahl errichtet.
Daher gibt es erst ab 2025 Chancen auf
spürbare Entlastungen. 

Im Gesetzentwurf ist von einer „Viel-
zahl von Einflussfaktoren“ die Rede, die
Einfluss auf die Höhe der EEG-Umlage ha-
ben könnten. Was heißt das? 
Das ist zum Beispiel die Entwicklung der
Stromgroßhandelspreise oder einfach das
Wetter. Im vergangenen Jahr war die Erzeu-
gung von erneuerbarer Energie in den ers-
ten drei Monaten verhältnismäßig niedrig,
weil es nicht besonders windig war. Sonst
wäre die EEG-Umlage noch stärker gestie-
gen. 

Die EEG-Umlage liegt in diesem Jahr
bei 6,24 Cent pro Kilowattstunde. Wo ist
die Schmerzgrenze? 
Bei mir ist die Schmerzgrenze schon über-
schritten. Ich würde gerne verhindern, dass
die EEG-Umlage weiter ansteigt. Aber bei
der Gesetzeslage wird die Umlage weiter
steigen, weil nach wie vor 2.500 Megawatt
Onshore-Windenergie neu errichtet werden
kann und Photovoltaik-Anlagen in ähnli-
cher Größenordnung ausgebaut werden

können. Auch Offshore-Anlagen werden
hinzukommen. Es gibt noch weitere preis-
erhöhende Faktoren wie den Ausbau der
Stromnetze, auch wenn diese nicht über die
EEG-Umlage, sondern über die Netzentgel-
te finanziert werden. 

Wird der Netzausbau zum Problem
der Energiewende?
Der Netzausbau ist schon ein Problem, weil
er nicht so schnell erfolgt wie der Ausbau
der erneuerbaren Energien. Es wird im Nor-
den Deutschlands viel mehr Strom erzeugt

werden als dort benötigt wird. Also müsste
der Strom in den Süden transportiert wer-
den. Aber es ist einfacher, eine Genehmi-
gung für ein Windrad zu erhalten als eine
Genehmigung für einen Strommast. 

Warum wurde im Entwurf keine feste
Grenze für die Höhe der EEG-Umlage ge-
zogen, ein Kappungsmodell sozusagen? 
Damit wäre der weitere Ausbau komplett
abgewürgt worden. Das hätte bedeutet, dass
erst dann wieder hätte gebaut werden kön-
nen, wenn zum Beispiel die 6,24 Cent pro

Kilowattstunde nennenswert unterschritten
worden wären. 

Im Gesetzentwurf heißt es, der Umbau
der Energieversorgung biete „enorme Po-
tenziale für Innovation, Wachstum und
Beschäftigung“. Ist die Bilanz tatsächlich
so positiv?
Die Bilanz ist eher gemischt. Im Handwerk
hat es sicher viele Aufträge und in der Folge
auch neue Arbeitsplätze gegeben. Woanders
sind Arbeitsplätze zum großen Teil wieder
verloren gegangen. In der Solarwirtschaft
sollen es zum Beispiel bis zu 300.000 Ar-
beitsplätze gewesen sein. Davon kann jetzt
keine Rede mehr sein. Dass die Erneuerba-
ren ein Arbeitsplatzwunder seien sollen, das
stimmt nicht. Ich traue nur Arbeitsplätzen,
die langfristig ohne Subventionen auskom-
men.

Warum ist im Gesetzentwurf keine Re-
de von Versorgungssicherheit, und warum
wird sie nicht definiert? 
Wenn wir mit dem EEG fertig sind, werden
wir das Strommarktdesign angehen. Es geht
insbesondere darum, wie wir die Stromver-
sorgung auch bei Windstille sicherstellen,
oder wenn die Sonne nicht scheint. Dabei
muss auch geklärt werden, wer bezahlt, und
welche Verantwortung den verschiedenen
Akteuren – insbesondere auch den erneuer-
baren Energien – zukommt. 

Die Bezahlbarkeit der Energiewende
ist genauso wenig definiert. Eine Zielbe-
stimmung gibt es bisher nicht. 
Wir dürfen uns – wie gesagt – nichts vorma-
chen. Die EEG-Umlage wird in den nächs-
ten Jahren nicht sinken, sondern steigen.
Die Energiewende gibt es nicht zum Nullta-
rif. 

Die großen Stromkonzerne wollen
Geld, um unrentable Kraftwerke weiter
betreiben zu können. Werden RWE und
Co. zu den neuen Subventionsempfän-
gern?
Wir haben 920 Sonnenstunden und an
Land 1.870 Windstunden; offshore sind es
mehr. Aber das Jahr hat 8.760 Stunden. Da
wird eine Absicherung für die Zeit ge-
braucht, wo keine erneuerbaren Energien
zur Verfügung stehen. Es gibt Zeiten, da gibt
es nicht eine Kilowattstunde erneuerbare
Energie. In solchen Zeiten brauchen wir den
gesamten Kraftwerkspark, damit die Indus-
trie arbeiten kann und die Leute zu Hause
kochen können. Deswegen müssen wir uns
das Thema Kapazitätsmärkte genau an-
schauen, die aber nicht zu einem neuen,
großen Fördertopf à la EEG werden dürfen.
Klar ist aber auch: Man kann die Energiever-
sorger nicht zwingen, Kraftwerke weiter in
Stand-by laufen zu lassen und gleichzeitig
die Kosten zu tragen.

Wird in Deutschland ein privater In-
vestor noch ein konventionelles Kraftwerk
bauen – oder kommen Staatskraftwerke?
Von einer Verstaatlichung und Staatskraft-
werken halte ich gar nichts. Dadurch wird
es nicht billiger. Wo der Staat eingestiegen
ist, wurde es noch nie billiger. Aber gebaut
wird nur, wenn sich das rechnet. Das ist
nicht der Fall. Da liegt das Problem. Des-
halb müssen wir uns über neue Rahmenbe-
dingungen unterhalten. ❚

Das Interview führte Hans-Jürgen Leersch.

Michael Fuchs gehört dem Bundestag seit
2002 an. Der Unternehmer aus Koblenz ist

seit 2009 stellvertrender Vorsitzender 
der CDU/CSU-Fraktion. 
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AUSBAU ERNEUERBARER ENERGIEN DECKELN?

Frank Thewes
»Focus«

Dagmar Dehmer
»Der Tagesspiegel«,
Berlin

Achtung, Kobra-Effekt  

Eine Grundsatzdebatte über Plan- und
Marktwirtschaft hilft bei der real existie-
renden Energiewende nicht weiter. Denn
das (Wind-)Rad lässt sich weder zurück-

drehen noch neu erfinden.
Wer aktuell politische Verantwortung trägt, muss
daher den Wildwuchs der vergangenen Jahre mög-
lichst schnell beenden. Denn der rasante Anstieg
der Strompreise bedroht nicht nur den industriellen
Kern Deutschlands, sondern auch die sinnvolle Ent-
wicklung zukunftsträchtiger Energien.
Wichtige Fragen sind offen: Wie viel erneuerbare
Energie verträgt unser Land? Wirklich „nur“ die ak-
tuell 25 Prozent oder auch 40 bis 45 Prozent, die
die Bundesregierung schon in rund zehn Jahren er-
reichen will? Vielleicht aber schaffen wir sogar sehr
viel schneller 100 Prozent als wir uns heute vorstel-
len können. Das hängt nicht nur von finanziellen
Anreizen ab, sondern auch von Imagefaktoren –
und den eigentlichen politischen Baustellen, die oft
verdrängt werden. Etwa den fehlenden Stromtras-
sen und bald benötigten Speicherkraftwerken.
Vieles bei der Energiewende wirkt überhastet statt
durchdacht. Da schadet ein bisschen weniger Tem-
po nichts – insbesondere dann, wenn der Boom vor
allem auf staatlich umgelenktes Geld zurückgeht.
Subventionen führen fast immer zu Fehlentwicklun-
gen, die Politiker selten einkalkulieren und meis-
tens kaum noch beherrschen können. Die Subven-
tionen für den Ökostrom sind ein Beispiel für das,
was der frühere Wirtschaftsweise Horst Siebert ein-
mal den Kobra-Effekt genannt hat. In Indien hatten
die Briten während ihrer Kolonialherrschaft eine
Prämie für getötete Giftschlagen ausgesetzt, um
der Plage Herr zu werden. Doch die Zahl der Kobras
nahm nicht ab, sondern zu. Der Grund: Viele Inder
züchteten Kobras, um das Geld zu kassieren.

Clever geht anders 

Hätte es die etwas hysterische Strom-
preisdiskussion des Jahres 2013 nicht
gegeben, gäbe es vermutlich keine
Debatte über eine Ausbaubremse für

erneuerbare Energien. Doch nun soll die Novelle
des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes (EEG) das
weitere Wachstum von Wind- und Solarstromanla-
gen begrenzen. Das nützt eigentlich niemandem.
Die aktuellen und künftigen Ausbaukosten für Wind
an Land und die Fotovoltaik erhöhen die EEG-Um-
lage nur noch an der zweiten Stelle hinter dem
Komma. Es ist geradezu widersinnig, dass die
Stromkunden in Deutschland in den vergangenen
20 Jahren die Kosten für Windräder und Solaranla-
gen mit der EEG-Umlage so massiv gesenkt haben,
dass diese nun fast überall auf der Welt wettbe-
werbsfähig sind. 1995 hat das Kilowatt Solarstrom-
leistung im Bau noch rund 9.000 Euro gekostet,
2013 lagen die Kosten gerade noch bei rund 1.200
Euro. Das ist eine entwicklungspolitische Leistung,
die mehr Wirkung erzielen wird als viele Milliarden
Euro, die für Entwicklungshilfe ausgegeben wur-
den. Und jetzt, wo Solarstrom und Windstrom an
Land zu den günstigsten Erzeugungsformen zäh-
len, verordnet Schwarz-Rot Deutschland eine Aus-
baubremse. Clever ist das nicht.
Die eigentlichen Kostentreiber in der EEG-Umlage
– die Industrierabatte und der wegen des Überan-
gebots an Kohlestrom sinkende Börsenstrompreis –
werden nicht angerührt. Die Industrie behält ihre
Privilegien. Dafür werden die Bürger, die selbst zu
Stromerzeugern geworden sind, in die Konkurrenz
mit großen Projektentwicklern gezwungen und
können auch als Investoren kaum noch von der
Leistung der deutschen Stromkunden profitieren.
Ein Schub für die Energiewende ist die EEG-Novel-
le nicht gerade.

Bernd Westphal: Der Gewerkschafter

Wir sind mit der Energiewende jetzt auf dem richti-
gen Weg“, sagt der SPD-Bundestagsabgeordnete
Bernd Westphal gegen alle Zweifel. Er lobt das Re-
formvorhaben der Regierung zum Erneuerbare-

Energien-Gesetz (EEG), das vergangene Woche im Bundestag de-
battiert wurde. Die Verantwortung der „Erneuerbaren“, sich in den
Strommarkt zu integrieren, werde deutlich gestärkt. Zudem trage
das Gesetz einer stärkeren Kosteneffizienz Rechnung,wenn nun die
Vergütungssätze für Neuanlagen reduziert würden, sagt Westphal.
Der im Herbst 2013 neu ins Parlament eingezogene 53-Jährige aus
Niedersachsen freut sich, dass sein Parteichef, Wirtschaftsminister
Sigmar Gabriel, in Brüssel so viel an Vergünstigungen für die strom-
intensive heimische Industrie herausgeholt hat. Die Sicherung der
heimischen Arbeitsplätze bei der Energiewende ist für Bernd West-
phal zentrales Anliegen, daran lässt der langjährige hauptamtliche
Sekretär der IG Bergbau, Chemie, Energie keinen Zweifel.
Und die Bürger, auf die die Stromlasten bisher abgewälzt werden?
„Als Sozialdemokrat liegt mir die soziale Balance bei der Energie-
wende am Herzen“, sagt der Abgeordnete. „Das ist bisher nicht er-
reicht worden und muss sich jetzt ändern.“ Vor allem geht es West-
phal darum, mit der EEG-Reform „handhabbare Regeln“ zu entwi-
ckeln,„ohne großen Verwaltungswust“.Was ist energie- oder wett-
bewerbsintensiv? Dafür brauche man klare Regeln, die die Firmen
nicht mit viel neuer Bürokratie belasten dürften, mahnt er.
Kann die Energiewende eines Tages am Bürgerwiderstand schei-
tern? Überall kämpfen derzeit Initiativen gegen neue Stromtrassen,

gegen Windräder oder Speicherkraftwerke. Westphal gibt sich zu-
rückhaltend: „Um die Akzeptanz der Energiewende in der Bevöl-
kerung müssen wir intensiv werben. Die Zielkonflikte in der Gesell-
schaft muss die Politik aufnehmen und ansprechen.“
Richtig wütend wird der Praktiker aus der Arbeitswelt, wenn er
beim Energiethema ideologische Verbohrtheiten und bloßes Nein-
sagertum wittert. So beim Thema Fracking, wo Bernd Westphal ge-

gen Proteste der Grünen und Widerständen auch aus der eigenen
Partei für Pilotprojekte in Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen
wirbt. In Niedersachsen werde schon seit 50 Jahren „gefrackt“,
sagt Westphal eindringlich.Mehr als 90 Prozent der deutschen Gas-
förderung komme aus seinem Heimatland, das wüssten nur zu we-
nige. Er plädiert dafür, die geplanten Pilotprojekte und die 
möglichen Risiken des Verfahrens für das Grundwasser durch un-
abhängige Expertenkommissionen zu begleiten und sich dann oh-
ne Scheuklappen zu entscheiden. Jedenfalls dürfe die massive Re-
industrialisierung der USA, wo Fracking im breiten Stil betrieben

werde und dies zu wettbewerbsfördernden niedrigen Gaspreisen
führe, hierzulande nicht mehr übersehen werden.
Bei der Rohstoffgewinnung müsse alles betrachtet werden, findet
Westphal. Deshalb setzt er sich trotz Widerständen auch dafür ein,
dass in seinem Wohnort Giesen bei Hildesheim ein stillgelegter Ka-
li-Schacht wieder in Betrieb geht. „Ohne Bergbau läuft gar nichts,
gibt es keine Rohstoffe.Kein Handy oder PC funktioniert ohne Berg-
bau “, sagt der Spross einer alten Bergarbeiterfamilie. Urgroßvater,
Großvater, Vater und Bernd Westphal selbst haben alle beim Kali-
Bergbau in Giesen gearbeitet. Auf diese Tradition ist der SPD-Ab-
geordnete stolz und so beendete er eine Bundestagsrede zur Re-
form des Bundesberg-Gesetzes kürzlich mit einem erfrischenden
„Glück auf“.
Über den Bundestagseinzug im Herbst 2013, den er als letzter auf
der niedersächsischen SPD-Landesliste schaffte, hat sich Bernd
Westphal „riesig gefreut“. Und ist nun als Mandatsträger an inte-
ressanten Themen und Entscheidungen „nah dran“, wie er sagt.
Westphal gehört wunschgemäß dem Ausschuss für Wirtschaft und
Energie an. Was war für ihn bisher die größte Umstellung nach 
20 Jahren Gewerkschafts-Tätigkeit? „Die Arbeit im Bundestag und
Wahlkreis ist zeitlich sehr anspruchsvoll“, bilanziert der gelernte
Chemielaborant nach einem halben Jahr im Parlament.Aber es ma-
che ihm auch viel Spaß. Daheim in Giesen sitzt der SPD-Ortschef
auch im Gemeinderat und mischt kräftig in der Kommunalpolitik
mit. Entspannung findet der verheiratete dreifache Vater beim Jog-
gen und Radfahren. Hans Krump ❚

»Um die Akzeptanz 
der Energiewende 

in der Bevölkerung 
müssen wir 

intensiv werben.«

»Industrie
kein Bein
stellen«
MICHAEL FUCHS Für den  
CDU-Wirtschaftsexperten ist die
Schmerzgrenze bei der EEG-Umlage
bereits überschritten
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W
ährend der politische
Streit um die Finan-
zierung der Energie-
wende nicht zur Ru-
he kommt, ist klar:
Das wichtigste politi-

sche Vorhaben der Bundesregierung in die-
ser Legislaturperiode, die Energiepolitik in
Deutschland auf ein neues Fundament zu
stellen, ist insgesamt auf einem gutem Kurs.
Das zumindest sagt eine Expertenkommis-
sion im zweiten Monitoring-Bericht der
Bundesregierung zur Energiewende: Doch
während sich der Ausbau der erneuerbaren
Energien auf dem Zielpfad befindet, sind
die Reduktion der Treibhausgasemissionen
sowie die Fortschritte bei der Energieeffi-
zienz noch unbefriedigend. 

Beobachtungsinstrument Der Monito-
ring-Prozess „Energie der Zukunft“ ist ein
Instrument, mit dem die Bundesregierung
die Entwicklung der Energiewende kontinu-
ierlich beobachtet und begleitet. Der Regie-
rungsbericht wird von vier Wissenschaftlern
ausgewertet, die vom Wirtschaftsministeri-
um berufen wurden. Vorsitzender der Ar-
beitsgruppe ist Andreas Löschel, Leiter des
Zentrums für Europäische Wirtschaftsfor-
schung (ZEW) in Mannheim und Professor
in Heidelberg. 
Er hat zusammen mit den Mitautoren
Georg Erdmann, Frithjof Staiß und Hans-
Joachim Ziesing bereits für den ersten Mo-
nitoring-Bericht, der im Dezember 2012
vorgelegt wurde, elf  Messgrößen erarbeitet,
mit denen sich der Fortschritt der Energie-
wende und die Umsetzung des Energiekon-
zept von 2010/2011 besser beschreiben las-
sen.  Alle drei Jahre soll ein zusammenfas-
sender, strategisch ausgerichteter Fort-
schrittsbericht der Bundesregierung die
jährlichen Berichte ergänzen. 
Der jetzige Monitoring-Bericht ist am sel-
ben Tag im Kabinett beraten und veröffent-
licht worden, als auch der Beschluss zur Re-
form des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes
(EEG) getroffen wurde. Doch während sich
damals wie heute die gesamte öffentliche
Aufmerksamkeit um die Finanzierung der
Energiewende dreht, sind die bereits er-
reichten Fortschritte bei der Neuausrich-
tung der Energiepolitik eher ein Thema für
wenige Experten. 

Weniger Primärenergieverbrauch Dabei
kann sich das Erreichte durchaus sehen las-
sen, denn der Bericht macht deutlich: Trotz
aller politischen Auseinandersetzungen
nimmt die Energiewende im Land immer
weiter konkrete Gestalt an. So sank bei-
spielsweise zwischen 2008 und 2012 der
Primärenergieverbrauch um 4,3 Prozent.
Zwar lag im Jahr 2012 der Bruttostromver-
brauch bei 605,6 Terrawattstunden (TWh)
und war damit gegenüber 2011 nahezu un-
verändert. Doch gegenüber dem Basisjahr
2008 ist er um 1,9 Prozent gesunken. Berei-
nigt um Temperatur- und Lagerbestandsef-
fekte hat sich am Ende auch der Primärener-
gieverbrauch 2012 um ein Prozent gegen-
über dem Vorjahr verringert. 
Ein zurückgehender Energieverbrauch kor-
reliert dabei mit einem sich nach und nach
veränderten Zusammensetzung des Ener-
gieangebots. Das gilt ganz besonders für die

erneuerbaren Energien, deren Ausbau wei-
ter zunimmt. So stieg der Anteil der erneu-
erbaren Energien am Bruttoendenergiever-
brauch in 2012 auf 12,4 Prozent. Damit
liegt Deutschland bezogen auf die im Ener-
giekonzept genannten Ausbauziele beim
Einsatz erneuerbarer Energien weiterhin auf
Zielkurs. 
Am Bruttostromverbrauch stieg der Anteil
der erneuerbaren Energien
im Jahr 2012 sogar auf 23,6
Prozent. Damit wurden die
erneuerbaren Energien zum
zweitgrößten Stromerzeuger
in Deutschland nach der
Braunkohle. Bei den erneu-
erbaren Energien kann da-
mit, so das Fazit der Wissen-
schaftler, das Ziel, bis zum
Jahr 2020 den Anteil am
Bruttoendenergieverbrauch
auf 18 Prozent zu erhöhen,
aus heutiger Sicht erreicht
werden. Wie schon in den
vergangenen Jahren ist dabei
der Ausbau im Stromsektor
weiterhin die treibende Kraft. 
Der Monitoring-Bericht
macht auch deutlich, dass die
Energiewende mehr umfasst,
als nur die Entwicklungen im
Strombereich. Es kommt auch maßgeblich
auf Wärme und Effizienz in Industrie, Ge-
bäuden und Haushalten an. Das geht in der
Diskussion zuweilen unter, denn der Wär-
memarkt macht über die Hälfte des End-
energieverbrauchs aus. Und auch hier stieg
der Anteil erneuerbarer Energien an der
Wärmebereitstellung zwischen 2000 und

2012 von vier auf 10,0 Prozent.  Im Wärme-
sektor befindet sich der Ausbau erneuerba-
rer Energien damit ebenfalls im Zielkorri-
dor für das Jahr 2020. Noch mehr: Investi-
tionen in erneuerbare Energien und steigen-
de Energieeffizienz führten, so die Autoren
der Studie, auch zu einer zunehmenden
Nachfrage an Arbeitskräften in verschiede-
nen Wirtschaftszweigen. 

Nach Schätzungen sind bis zum Jahr 2012
rund 377.800 Arbeitsplätze durch erneuer-
bare Energien entstanden und rund
436.000 durch die Steigerung der Energie-
effizienz. 
Der Bericht weist auch darauf hin, dass die
Stromversorgung in Deutschland zu einer
der sichersten weltweit zählt. Abseits aller

politischen Krisen um die Versorgung mit
ausreichendem Erdgas im Zuge des derzei-
tigen Konflikts in der Ukraine war die Ver-
sorgungssicherheit, das heißt die jederzeiti-
ge und ausreichende Energieversorgung von
Haushalten und Wirtschaft, zu keinem Zeit-
punkt in den vergangenen Jahren gefährdet.
Ein für die Versorgungssicherheit entschei-
dender Indikator ist dabei der Umfang der
gesicherten Erzeugungsleistung. Nach die-
sem Indikator zu urteilen, ist momentan in
Deutschland noch kein genereller Versor-
gungsengpass festzustellen – trotz der Pläne
vieler Kraftwerksbetreiber, einzelne ihrer
Anlagen dauerhaft vom Netz zu nehmen. 

Versorgung gesichert Deutschlandweit
stehe damit auch weiterhin eine ausrei-
chend gesicherte Kraftwerksleistung zur De-
ckung der Jahreshöchstlast zur Verfügung.
„Zudem ist Deutschland Teil des europäi-
schen Stromverbundes, so dass im Bedarfs-
fall auch auf Reserven in den Nachbarlän-
dern – sofern verfügbar – zurückgegriffen
werden könnte“, schreibt die Regierung, die
zugleich darauf hinweist, dass der Kraft-
werkspark trotz Abschaltung von Atom-
kraftwerken größer geworden sei: „Nach-
dem die inländische Kraftwerkskapazität im
Jahr 2011 trotz der Abschaltung von acht
Kernkraftwerken um rund 7,7 GW (Giga-
watt) zunahm, sind im Jahr 2012 weitere
rund 10,3 GW hinzugekommen. Der An-
stieg geht vorrangig zurück auf den Ausbau
von erneuerbaren Energien.“ 
Allerdings drohen, so mahnen die Bericht-
erstatter, mit dem geplanten Abschalten der
noch verbleibenden Kernkraftwerke südlich
der Mainlinie lokale Kapazitätsengpässe,
die durch den Rückstand beim Ausbau der
Übertragungsnetze noch verschärft werden
könnten. Die Situation in Süddeutschland
dürfte deshalb „vorübergehend angespannt
bleiben“. Doch auch dort, wo die Wissen-
schaftler noch stärkeren Handlungsbedarf
sehen, etwa beim effizienten Einsatz von
Energie in Gebäuden – mit 36,7 Prozent
Anteil am gesamten Endenergieverbrauch
eines der wichtigsten Handlungsfelder –,
gibt es erste Fortschritte zu verzeichnen. So
ergab sich bei der Raumwärme für private
Haushalte 2012 ein spezifischer Endener-
gieverbrauch von rund 146,7 kWh/qm – ein
Wert, der rund 25 Prozent niedriger ist als
noch vor zehn Jahren. 

Treibhausgasemissionen gestiegen Ein-
zig allein bei der Reduktion der Emission
von Treibhausgasen mahnen die Wissen-
schaftler mehr Ehrgeiz an. Da die Treib-
hausgasemissionen in den vergangenen
zwei Jahren in Deutschland wieder gestie-
gen sind, drohe, so warnen sie, eine Verfeh-
lung des Minderungsziels von 40 Prozent
bis 2020. Die Bundesregierung spricht in ih-
rem Monitoring-Bericht dann auch von ei-
ner erwarteten Senkung der Treibhausgas-
emissionen von lediglich 35 Prozent. Diese
Zielverfehlung werde nicht verhindert wer-
den können, wenn keine zusätzliche ener-
gie- und klimapolitische Maßnahmen im-
plementiert würden. So sollten bei der
Emissionsminderung sich die Anstrengun-
gen vor allem auf eine deutliche Verringe-
rung des Energiebedarfs für Wärme konzen-
trieren, bei gleichzeitig fortgesetztem Aus-

bau der regenerativen Energien. Bisher, so
die Gutachter, sei die Steigerung der Ener-
gieeffizienz eher verhalten verlaufen. In Zu-
kunft sollten Effizienzmaßnahmen im Ge-
bäudebereich, aber auch im Verkehr höchs-
te Priorität erhalten. 

Umlagen für Endverbraucher Und auch
auf parteipolitisches vermintes Gelände wa-
gen sich die Autoren des Monitoring-Be-
richts vor, indem sie darauf hinweisen, dass
zwar die gesetzlichen Umlagen für die
nicht-begünstigten Endverbraucher in den
letzten Jahren deutlich gestiegen seien, die
gesamtwirtschaftlich aggregierten Letztver-
braucherausgaben für Elektrizität im Jahr
2012 aber nicht stärker als das nominale
Bruttoinlandsprodukt angewachsen seien.
Sie blieben auf einen nahezu unveränderten
Anteil von 2,5 Prozent begrenzt. Die Exper-
tenkommission gelangt daher zur Einschät-
zung, dass die bisherige Kostenbelastung
durch die Energiewende für die deutsche
Volkswirtschaft insgesamt noch nicht so
dramatisch ist, wie dies in der Öffentlichkeit
oft dargestellt würde. Die im Jahr 2012 stark
gestiegenen Gesamtausgaben für Erdgas
und für Kraftstoffe seien vor allem auf die
internationale Preisentwicklung zurückzu-
führen und nicht der Energiewende zuzu-
rechnen.

Die Expertenkommission rät der Bundesre-
gierung darüber hinaus dringend dazu, sich
in Brüssel bei der Europäischen Union für
eine ernst zu nehmende Wiederbelebung
des Emissionshandels einzusetzen. Die
Hälfte der deutschen Emissionen unterliegt
einer Begrenzung des CO2-Ausstoßes über
den Emissionshandel. Doch weil die Preise
für die Tonne CO2 dramatisch gefallen
sind, ist es wieder lukrativ geworden, Koh-
le im großen Stil zu verbrennen – mit dem
Ergebnis, dass die CO2- Emissionen in
Deutschland steigen. 
Darüber hinaus rät die Expertenkommissi-
on dazu, die im Koalitionsvertrag vereinbar-
ten Ziele bei der Energieeffizienz „zu kon-
kretisieren“, wie es in dem Bericht heißt.
Das gelte vor allem für die „Finanzierungs-
basis“, zu der „keine Angaben gemacht wer-
den“, merken die Forscher an. Um mehr
Klarheit darüber zu bekommen, wie es bei-
spielsweise um die Gebäudesanierung be-
stellt ist, müsse die Regierung deshalb drin-
gend definieren, was sie eigentlich unter der
„Sanierungsrate“ verstehe, die sie mit ihrem
Energiekonzept „verdoppeln“ wolle. Der-
zeit verfüge niemand über eine seriöse Zahl
in Sachen Sanierungsrate. Das müsse sich
dringend ändern. Christoph Birnbaum ❚

Der Autor ist Wirtschaftsjournalist in Bonn.

Wichtiger Teil der Energiewende sind nicht nur Windenergieanlagen wie in der Lausitz (links), sondern auch bessere Energieeffizienz von Gebäuden. Damit soll weniger Kohlendioxid ausgestoßen und immer weniger Strom von Kohlekraftwerken bezogen werden (rechts).
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Energiewende auf Zielkurs
ERNEUERBARE ENERGIEN Monitoring-Bericht sieht die Stromversorgung trotz Umstellung als besonders sicher an

Erneuerbare Energien heißen so,weil sie aus Quellen kom-
men, die nie versiegen. So stehen Wind und Sonne immer
zur Verfügung und schicken keine Rechnung, wenn man
sie nutzt. Sogar aus Mais kann Strom gemacht werden.
Erneuerbare Energien verschmutzen auch nicht die Um-
welt. Je mehr Strom aus Wind und Sonne gemacht wird,
desto weniger heizt sich die Erde auf. Um etwas gegen
die Erwärmung der Erde zu tun,wurde beschlossen,den
Bau von Windrädern und Solarenergie-Anlagen zu för-
dern. Das heißt Energiewende. Es wurden schon viele
Anlagen gebaut. Damit es nicht zu viele werden, sollen
Ausgaben begrenzt werden. Sonst wird die Energier-
wende zu teuer.

Erneuerbare Energien

Mit der Novelle zum Erneuerbare-Energien-
Gesetz (18/1304) soll „die Entwicklung zu ei-
ner Energieversorgung ohne Atomenergie
und mit stetig wachsendem Anteil erneuerba-
rer Energie konsequent und planvoll“ fortge-
führt werden. Zugleich soll die Novelle die
Kostendynamik der vergangenen Jahre beim
Ausbau der erneuerbaren Energien durchbre-
chen und so den Anstieg der Stromkosten für
Stromverbraucher begrenzen. Geplant ist
auch, den weiteren Ausbau der erneuerbaren
Energien auf kostengünstige Technologien zu
konzentrieren. 
Der Ausbaupfad für Energieerzeugungsanla-
gen soll begrenzt werden. So soll die instal-
lierte Leistung der Windenergieanlagen an
Land und der Photovoltaik um nicht mehr als
2.500 Megawatt pro Jahr erhöht werden. Die
installierte Leistung von Windenergieanlagen
auf See soll auf insgesamt 6.500 Megawatt im
Jahr 2020 und 15.000 Megawatt im Jahr 2030
steigen. Der Zuwachs an installierter Leistung
der Anlagen zur Erzeugung von Strom aus
Biomasse soll auch zwecks Erhaltung der bio-
logischen Vielfalt auf 100 Megawatt pro Jahr
begrenzt werden. 
Geplant ist außerdem, die Förderungshöhe
bei Photovoltaik-Freiflächenanlagen durch
Ausschreibungen zu ermitteln und ab 2017
auszuweiten. Außerdem soll die Direktver-
marktung von aus erneuerbaren Energien er-
zeugtem Strom verpflichtend werden. Sie
wird schrittweise eingeführt. 
An den Kosten des Ausbaus erneuerbarer
Energien (EEG-Umlage) sollen alle Stromver-
braucher „in adäquater Weise“ beteiligt wer-
den, ohne dass die internationale Wettbe-

werbsfähigkeit der stromintensiven Industrie
gefährdet würde. Daher sieht der Entwurf ei-
ne „ausgewogene“ Regelung für eigenerzeug-
ten und selbst verbrauchten Strom vor. Au-
ßerdem soll die „Besondere Ausgleichsrege-
lung“ überarbeitet werden. Vorgesehen sind
Rabatte für bestimmte Branchen, die ein Vo-
lumen von rund fünf Milliarden Euro haben
sollen. 
Als wesentliches Ziel des Entwurfs wird for-
muliert, die EEG-Umlage in den nächsten
Jahren auf dem heutigen Niveau zu stabilisie-
ren. Zugleich wird aber darauf hingewiesen,
dass die Höhe der Umlage nicht nur von den
Kosten des Ausbaus erneuerbarer Energien
abhängt, sondern dass „eine Vielzahl von Ein-
flussfaktoren auf die Höhe der EEG-Umlage
wirkt“, zum Beispiel Börsenstrompreis und
Wetter. Daher seien konkrete Abschätzungen
zur Entwicklung der Umlage „selbst auf kur-
ze Zeit mit starken Unsicherheiten behaftet“. 
2013 wurden an die Betreiber von erneuerba-
ren Energieanlagen Vergütungen in Höhe von
22,8 Milliarden Euro gezahlt. Daraus ergibt
sich ein durchschnittlicher EEG-Vergütungs-
satz von 17 Cent pro Kilowattstunde für den
Bestand, während für Neuanlagen 14,6 Cent
angegeben werden. Dieser Vergütungssatz
soll für 2015 ans Netz gehende Neuanlagen
auf zwölf Cent sinken. hle ❚

Kosten sollen stabil bleiben
GESETZ EEG-Novelle begrenzt den Ausbau der »Erneuerbaren«

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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W
as für eine Aufregung.
Die Frage aller Fra-
gen, ob und wie Ed-
ward Snowden in
dem zur Aufklärung
des Spähskandals um

den US-Geheimdienst NSA eingesetzten
Untersuchungsausschuss aussagen soll,
scheuchte vergangene Woche den politisch-
medialen Betrieb gehörig durcheinander.
Pressekonferenzen im Vorfeld der Aus-
schusssitzung waren überfüllt, bei denen
die Fraktionsobleute ebenso wie in Inter-
views nicht mit saftiger Polemik geizten.  
Für Konstantin von Notz wäre es ein „Stück
aus dem Tollhaus“, Snowden nicht persön-
lich im Ausschuss anzuhören, sondern per
Videoschaltung nach Moskau, wo ihm Russ-
land Asyl gewährt. Mit „winkeladvokati-
schen Zügen“, sagte der Grünen-Abgeord-
nete, wolle vor allem die Union einen Auf-
tritt des Ex-NSA-Mitarbeiters in Berlin ver-
hindern, der die Spionageaffäre mit seinen
Enthüllungen ins Rollen gebracht hatte.
Martina Renner ortete bei der Koalition „Ta-
schenspielertricks“. Der Regierung warf die
Linken-Obfrau „implizierte Drohungen“
vor, wenn die Abgeordneten unter Verweis
auf ein Gutachten von US-Juristen gewarnt
würden, sie machten sich durch eine Ver-
nehmung des von den USA per Haftbefehl
gesuchten Whistleblowers strafbar. Der Par-
lamentarische Geschäftsführer der Unions-
Fraktion, Michael Grosse-Brömer (CDU),
hielt der Opposition im Gegenzug vor, um
Snowden „Klamauk“ zu veranstalten. 

Einstimmig Angesichts des Getöses mutete
es erstaunlich an, dass sich die Kampfhäh-
ne über die hinter verschlossenen Türen ge-
troffene Entscheidung zur Causa Snowden
zuletzt recht zufrieden zeigten: Einstimmig
votierte das Gremium dafür, den 30-Jähri-
gen noch vor der Sommerpause anzuhören
– aber die Frage zu vertagen, wo und wie die
„Schlüsselfigur“ (SPD-Obmann Christian
Flisek) vernommen werden soll. Dies soll
mit Snowdens Anwalt geklärt werden. 
Renner zeigte sich „erleichtert“. Die Linken-
Abgeordnete und Notz freuten sich, dass die
Tür für ein Erscheinen Snowdens in Berlin
nun im Prinzip offen sei. Von einem „sehr
guten Signal“ sprach Flisek. Der Unions-
Obmann Roderich Kiesewetter (CDU) lob-
te einen „wesentlichen Fortschritt“. Er will
weg von der Fixierung auf Snowden und
hob hervor, dass der Ausschuss eine lange
Liste prominenter Zeugen aufgestellt habe,
auf der neben Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel (CDU) und ihrem Vorgänger Gerhard
Schröder (SPD) zahlreiche aktuelle und
ehemalige Minister sowie amtierende und
frühere Geheimdienstchefs stehen. 

Nur aufgeschoben Doch der Showdown
ist nur aufgeschoben. Alle Fraktionen hof-
fen, sich bei den anstehenden Gesprächen
durchsetzen zu können. Kiesewetter prokla-
mierte schon jetzt: „Ich schließe eine Ver-
nehmung Snowdens in Deutschland aus.“
Damit liegt der CDU-Mann auf der Linie der
Regierung, die dem Whistleblower die Ein-
reise verweigern will, um Verwicklungen mit
den USA zu vermeiden. Obendrein werde
Washington bei einer Einreise Snowdens
von Berlin dessen Auslieferung verlangen.
Flisek kritisierte diese Position als „sehr ein-
seitig“. Schließlich sei bei der Definition des

„Staatswohls“ auch das Interesse an der Auf-
klärung der massenhaften Spähaktionen zu
berücksichtigen. Der SPD-Abgeordnete
strebt „offene Verhandlungen“ mit
Snowdens Anwalt an; neben einer Visite der
Obleute in Moskau oder einer Videoschal-
tung hält er auch eine Anhörung im Bundes-
tag für denkbar.
Aus Sicht der Opposition leitet sich aus dem
Auftrag des Untersuchungsausschusses und
aus gesetzlichen Bestimmungen zwingend
ab, dass der Zeuge persönlich im Ausschuss
erscheinen müsse. Zu bedenken sei auch,
dass Snowden in Moskau wegen der Aufla-
ge, die Beziehungen zu den USA nicht zu ge-
fährden, „nicht frei reden kann“, sagte Ren-

ner. Für Notz ist es eine „bizarre Vorstel-
lung“, während der Ukraine-Krise zu einer
Vernehmung Snowdens nach Russland zu
reisen. Renner und Notz wollen die Ein-
schaltung der Gerichte prüfen, falls ein Auf-
tritt dieses Zeugen in Berlin verhindert wer-
den sollte. Ein Gang nach Karlsruhe ist also
nicht vom Tisch.

Zank um Merkel Derweil stritten Koalition
und Opposition im Bundestagsplenum
über Merkels Umgang mit der NSA-Affäre
während ihrer jüngsten Reise nach Wa-
shington. Sie habe die Chance vertan, US-
Präsident Barack Obama gegenüber Klartext
zu reden, und beim Schutz der Bürgerrech-

te vollkommen versagt, kritisierte Jan Korte
(Linke). Omid Nouripour (Grüne) monier-
te, Merkel habe nicht einmal darauf beharrt,
dass ihre eigene Ausspähakte vernichtet
wird. Elisabeth Motschmann (CDU) hielt
dagegen, die Kanzlerin habe in Washington
erneut ein No-Spy-Abkommen gefordert.
Das „kritische Thema NSA“ dürfe nicht ver-
gessen lassen, was Deutschland dem Bünd-
nis mit den USA verdanke. Rolf Mützenich
(SPD) sah die Beziehungen zu den USA
durch die NSA-Ausspähungen „nachhaltig
beschädigt“. Zugleich verteidigte der SPD-
Parlamentarier die Kanzlerin, die durchaus
auf Meinungsunterschiede hingewiesen ha-
be. Karl-Otto Sattler/Götz Hausding ❚

Von der „größten humanitären Katastrophe
der letzten Jahrzehnte“ sprach Entwick-
lungsminister Gerd Müller (CSU), von einer
„humanitären Katastrophe unbeschreibli-
chen Ausmaßes“ die Grünen-Parlamenta-
rierin Claudia Roth. Die Rede war von der
Lage im Bürgerkriegsland Syrien, die Müller
vergangene Woche im Bundestag so zusam-
menfasste: „150.000 Tote in zwei Jahren
(...), zehn Millionen Flüchtlinge in einem
Land mit 22 Millionen Einwohnern.“ Da-
mit sei jeder zweite Syrer innerhalb oder au-
ßerhalb des Landes auf der Flucht, 4,5 Mil-
lionen seien in den Nachbarländern als
Flüchtlinge registriert. „Ein fast biblischer
Exodus von Menschen wie Sie und ich, die
alles verloren haben“, ergänzte Roth.  

»Beschämend gering« Diesen Flüchtlin-
gen soll nach dem Willen des Bundestags
verstärkt geholfen werden. „Die internatio-
nale Gemeinschaft und auch Deutschland
sollten ihre humanitäre Hilfe weiter inten-
sivieren“, heißt es in einem Antrag der
CDU/CSU- und der SPD-Fraktion
(18/1333), den das Parlament gegen die
Stimmen der Grünen bei Enthaltung der
Fraktion Die Linke verabschiedete. Keine
Mehrheit fand ein Grünen-Antrag
(18/1335), der ebenfalls auf verstärkte Hil-
fen für die syrischen Flüchtlinge abzielte. In
beiden Vorlagen wird die Bundesregierung
unter anderem aufgefordert, die deutschen
Sondermittel für humanitäre Hilfe und Kri-
senbewältigung in Syrien und der Region zu
verstetigen sowie auf die anderen EU-Staa-
ten einzuwirken, ebenfalls deutlich mehr
Gelder für die humanitäre Unterstützung in
der Region zu verwenden. 
Nach dem Parlamentsbeschluss soll sich die
Bundesregierung zudem auf EU-Ebene da-
für einsetzen, dass auch die anderen Länder
der Europäischen Union deutlich mehr sy-
rische Flüchtlinge außerhalb des Asylsys-

tems aufnehmen. Nach dem Willen der
Grünen sollte die Bundesregierung darüber
hinaus unter anderem auf die Bundesländer
einwirken, die Einreise für Familienangehö-
rige aus Syrien zu vereinfachen.
Müller verwies in der Debatte darauf, dass
die Bundesregierung „seit Beginn der Krise
mehr als eine halbe Milliarde Euro an Hilfs-
leistungen erbracht“ habe. Man werde die
Unterstützung weiter verstärken und weiter
vor Ort helfen. Mehr leisten müsse aber
auch die EU. In einigen Staaten Europas sei
die Bereitschaft zur Aufnahme syrischer
Flüchtlinge „beschämend gering“. Ge-
braucht werde ein Sonderrat zur Lage der
Flüchtlinge aus Syrien sowie europäisches
Sonderprogramm zur Unterstützung der
Anrainerländer. Der Parlamentarische In-
nen-Staatssekretär Ole Schröder (CDU) sag-
te, außerhalb der Krisenregion nehme die
Bundesrepublik weltweit die meisten
Flüchtlinge aus Syrien auf. Der Schwer-
punkt der deutschen Flüchtlingshilfe solle

indes weiter vor Ort liegen, wo der Einsatz
der Mittel besonders wirkungsvoll sei. 
Deutschland helfe zwar, doch reiche dies
"vorne und hinten nicht aus - auch wenn es
besser ist als das, was der Rest Europas mit
Ausnahme von Schweden tut". Europa ver-
sage „erschreckend“ und verweigere sich
völlig seiner „humanitären Schutzverant-
wortung“. 
Der SPD-Abgeordnete Achim Post nannte
es „gut“, wenn Deutschland und auch
Schweden in dieser Frage „viel tun“, aber es
ist „nicht gut, wenn sehr viele sehr wenig
oder gar nichts tun“. Notwendig sei eine ge-
samteuropäische Lösung. Nur wenn es eine
EU-Flüchtlingskonferenz über Syrien gebe,
könne man darüber reden, wie ein faires
Verfahren organisiert werden könne. 
Die Linken-Abgeordnete Ulla Jelpke sagte,
es sei gut, dass Deutschland schon „einiges
getan“ habe, um syrische Flüchtlinge zu un-
terstützen, doch müsse die Bundesrepublik
„noch mehr tun“. Sie kritisierte zugleich, in

dem Koalitionsantrag wer-
de verschwiegen, dass es
keine sicheren Wege für
Flüchtlinge in die EU gebe
und Deutschlands sich an
der „Abschottung der
Grenzen Europas“ beteili-
ge. Ebenso schweige der
Antrag darüber, „welche
tödlichen Folgen in diesem
Zusammenhangauch für
syrische Flüchtlinge zu be-
klagen sind“. Man sei es
aber den Opfern schuldig,
hierüber nicht zu schwei-
gen. Man könne nicht
„Grenzen abschotten und
dann so tun, als ob man
humanitäre Politik macht“,
sagte die Linken-Abgeord-
nete. Helmut Stoltenberg ❚

Mehr Hilfen für Flüchtlinge gefordert 

Im April äußerte sich der Ex-NSA-Mitarbeiter Edward Snowden per Videoschaltung bei einer Sitzung des Europarates in Straßburg.

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
W

ik
to

r D
ab

ko
w

sk
i

Die Linksfraktion fordert einen Ausbau des
Unterhaltsvorschusses. Sie kritisiert, dass die
Bezugsdauer des Unterhaltsvorschusses auf
sechs Jahr begrenzt sei und diese Leistung nur
bis zum zwölften Lebensjahr des betreffen-
den Kindes gewährt werde. Zudem sei es un-
gerecht, das Kindergeld voll auf den Unter-
haltsvorschuss anzurechnen. Die Bundesre-
gierung soll nach dem Willen der Fraktion
deshalb einen Gesetzentwurf vorlegen, der
das höchstmögliche Bezugsalter beim Unter-
haltsvorschuss auf das 18. Lebensjahr auswei-
tet, die Beschränkung dieses Leistungsbezugs
auf sechs Jahre aufhebt und das Kindergeld
nur noch zur Hälfte auf den Unterhaltsvor-
schuss anrechnet. Einen entsprechenden An-
trag der Linksfraktion (18/983) überwies der
Bundestag am vergangenen Donnerstag in
erster Lesung in die Ausschüsse. 
Der Unterhaltsvorschuss wird an Alleinerzie-
hende und deren Kinder gezahlt, wenn die
Unterhaltszahlungen des zweiten Elternteils
ausbleiben. „Dass die bisherigen Regelungen
des Unterhaltsvorschussgesetzes nicht ausrei-
chen, ist seit Jahren fraktionsübergreifend –
auch bei den damit befassten Juristen – wohl
unstreitig“, argumentierte für Die Linke ihr
Abgeordneter Jörn Wunderlich in der Debat-
te.  Das sei auch in der Praxis einhellige Mei-
nung. Die Anhebung der Altersgrenze auf 18
Jahre sei eine Lösung, „die endlich umgesetzt
werden muss“. 

Die Koalitionsfraktionen CDU/CSU und
SPD bekannten sich ausdrücklich dazu, die
Situation von Alleinerziehenden verbessern
zu wollen. „Gerade die Alleinerziehenden
leisten besonders viel. Gerade deswegen ha-
ben die Alleinerziehenden einen Anspruch
auf unsere besondere Solidarität und Unter-
stützung dabei, gemeinsam mit ihren Kin-
dern ihren Alltag zu meistern“, sagte der SPD-
Abgeordnete Fritz Felgentreu. Den Linken-
Antrag lehnten Union und SPD jedoch ab.
Das Vorhaben sei in dieser Form nicht zu fi-
nanzieren. Die CSU-Parlamentarierin Gud-
run Zollner verwies auf den Koalitionsvertrag.
Es sei beschlossen worden, den steuerlichen
Entlastungsbetrag für Alleinerziehende in
dieser Legislaturperiode anzuheben und
nach der Anzahl der Kinder zu staffeln. 
Franziska Brantner (Bündnis 90/Die Grünen)
unterstützte die Forderungen der Linksfrakti-
on prinzipiell. Die derzeitigen Regelungen
beim Unterhaltsvorschuss seien unlogisch
und ungerecht. „Wenn die Bundesregierung
sagt, sie habe dafür nicht das Geld, wünschte
ich mir, dass man Strategien entwickelt, wie
man das Eintreiben des Unterhaltsvorschus-
ses verbessern kann“, forderte Brantner. 
Nach der Gesetzeslage müssen die Bundes-
länder den gezahlten Unterhaltsvorschuss
beim unterhaltspflichtigen Elternteil zurück-
fordern. Die Länder tragen auch zwei Drittel
der Kosten des Unterhaltsvorschusses. aw ❚

Alleinerziehende im Fokus
JUSTIZ I Linke fordert Ausbau des Unterhaltsvorschusses

Auftragnehmer sollen schneller als bislang an
das Geld für ihre geleistete Arbeit kommen.
Das ist das Ziel eines Gesetzentwurfes der
Bundesregierung (18/1309), über den der
Bundestag am vergangenen Freitag in erster
Lesung beriet. Der Vorlage sieht unter ande-
rem vor, dass Klauseln in den Allgemeinen
Geschäftsbedingungen, die einen Zahlungs-
aufschub von mehr als 30 Tagen vorsehen,
unwirksam sind. Im Falle, dass die Vertrags-
partner individuelle Vereinbarungen zu Zah-
lungsfristen treffen, soll ein Aufschub von
mehr als 60 Tagen für die Begleichung der
Rechnung in Zukunft nur wirksam sein, wenn
dies für den Gläubiger nicht „grob unbillig“
ist. Lassen sich öffentliche Auftraggeber Zah-
lungsfristen von mehr als 30 Tagen einräu-
men, so sollen solche Vereinbarungen nur
wirksam sein, wenn sie „sachlich gerechtfer-
tigt“ sind.
Für Die Linke begrüßte ihr Abgeordneter Ri-
chard Pitterle die Zielrichtung des Gesetzent-
wurfs, insbesondere kleine und mittlere Un-
ternehmen zu schützen. Der ganz große Wurf
ist die Regierungsvorlage aus seiner Sicht je-
doch nicht, ganz im Gegenteil. Wenn näm-
lich im Gesetz von einer Höchstfrist von 60
Tagen die Rede sei, liege es nahe, „dass dieser
Wert als Richtwert genommen wird und der
Gläubiger entsprechend lange auf sein Geld
warten muss“. 
Ähnlich sah das die Grünen-Parlamentarierin
Katja Keul. In dem man die Vertragsfreiheit

auf maximal 60 Tage einschränken wolle,
bringe man möglicherweise einige Vertrags-
partner erst darauf, diese Zeit auch auszunut-
zen, argumentierte Keul. „Ernsthaft irritiert“
habe sie zudem, dass die Vertragspartner
nicht auf Verzugszinsen verzichten dürften,
sagte die Grünen-Abgeordnete und warf die
Frage auf, wie man „denn so einen finanziell
angeschlagenen Schuldner zur pünktlichen
Ratenzahlung motivieren“ solle.  
Der SPD-Parlamentarier Dirk Wiese sprach
sich hingegen für das Verbot des Verzichts auf
Verzugszinsen aus. „Das schützt die jeweils
schwächere Vertragspartei“, argumentierte
Wiese. Aus Sicht des Sozialdemokraten muss
„die Selbstverständlichkeit des sofortigen
Zahlens wieder einkehren“. Gerade für das
Handwerk stelle die späte Begleichung von
Rechnungen eine große Gefahr dar, warnte
Wiese.
„Wir wollen, das eine Kultur rascher und
rechtzeitiger Zahlung in Deutschland und
Europa etabliert wird“, betonte auch der
CDU-Abgeordnete Stephan Harbarth. Da die
üblichen Zahlungsrhythmen in Europa weit
gefächert seien und die öffentliche Hand teils
besonders lange mit den Zahlungen abwar-
ten würde, ergäben sich für die Neuregelung
zwei wichtige Punkte, sagte Harbarth: So
müsse zum einen ein europaweiter Ansatz ge-
wählt werden. Zum anderen müssten für die
öffentliche Hand besonders strikte Vorgaben
gelten. hau ❚

Schneller zahlen 
JUSTIZ II Initiative gegen Zahlungsverzug im Geschäftsverkehr 

Alles schon mal gehört. Linke und Grüne,
erprobte Kämpen im Clinch um die Vorrats-
datenspeicherung, wetterten vergangenen
Freitag im Bundestag mit Verve gegen diese
Ermittlungsmethode, welche die Grund-
rechte massiv verletze. Erst langsam begrei-
fe man, mahnte Katja Keul (Grüne), welche
Macht jene hätten, „die über unsere Daten
verfügen“. Jan Korte (Linke) attackierte die
Vorratsdatenspeicherung, weil sie alle Bür-
ger „unter Generalverdacht“ stelle. CDU
und CSU wiederum verteidigten dieses
„wichtige Ermittlungsinstrument“ zur Auf-
klärung von Schwerkriminalität, wie es Pa-
trick Sensburg (CDU) formulierte. 

Paukenschlag Also nichts Neues? Keines-
wegs. Die Plenardebatte stand im Zeichen
des im April vom Europäischen Gerichtshof
(EuGH) gefällten Urteils, das mit einem
Paukenschlag eine neue Situation geschaf-
fen hat: Die Richter erklärten eine Brüsseler
Richtlinie, die den 28 EU-Mitgliedsländern
die Einführung der Vorratsdatenspeiche-
rung auferlegt hatte, kurzerhand für nichtig.
Die Frage, welche Konsequenzen aus dieser
Entscheidung sind, sorgte im Vorfeld der
Aussprache für Spannung. Der Debatte la-
gen ein Antrag der Linken (18/302) und
zwei Anträge der Grünen (18/381 und
18/1339) zugrunde. 
Natürlich verhilft der Spruch aus Luxem-
burg den Kritikern der Vorratsdatenspeiche-
rung zu Oberwasser. Aus Sicht Keuls bedeu-
tet diese Entscheidung deren „dauerhaftes
Ende“. Sie rief dazu auf, „dieses Kapitel end-
gültig abzuschließen“. Die Grünen-Politike-

rin griff die Innenpolitiker der Union an,
die trotz des EuGH-Votums in einer „Erfur-
ter Erklärung“ eine Neuauflage der Vorrats-
datenspeicherung forderten: „Was ist das
für ein Rechtsstaatsverständnis?“
Korte appellierte an die Befürworter der Vor-
ratsdatenspeicherung, „in sich zu gehen“
und darüber nachzudenken, ob sie nicht
dem Urteil des EuGH wie der bereits früher
gefällten Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts folgen wollten. Er verwies auf
Studien des Max-Planck-Instituts, wonach
seit dem durch Karlsruhe auf nationaler
Ebene verfügten Aus für die Vorratsdaten-
speicherung keine Lücke bei der Strafverfol-
gung entstanden sei. Das Verfassungsgericht
wie die Luxemburger Instanz hätten dieses
Instrument zwar nicht verboten, aber vom
Gesetzgeber auch nicht verlangt, eine refor-
mierte Version zu beschließen.
Dass die Vorratsdatenspeicherung richter-
lich nicht prinzipiell verworfen wurde,

nutzt die Union als politischen Hebel. Aus
Karlsruher Sicht könne man mit diesem In-
strument durchaus legitime Interessen ver-
folgen, sagte Sensburg, und auch der EuGH
sehe in der Vorratsdatenspeicherung ein
„nützliches Mittel“. In beiden Urteilen wür-
den konkrete Bedingungen benannt, bei de-
ren Berücksichtigung dieses Instrument zu-
lässig sei. Für Sensburg ist der Königsweg ei-
ne verfassungskonforme Neuregelung, die
im Blick auf Eingriffe in Grundrechte die
Verhältnismäßigkeit wahrt.
Auf dieser Linie argumentierte auch Volker
Ullrich. Der CSU-Parlamentarier mahnte zu
einem besonnenen Vorgehen. Erst einmal
solle man die Prüfung der Luxemburger
Entscheidung durch das Innen- und das Jus-
tizministerium abwarten; auch solle man
schauen, welche Haltung die nach der Wahl
zum EU-Parlament neu zu bildende Brüsse-
ler Kommission einnehme. Aufhorchen
ließ Ullrich mit dem Vorschlag, zu prüfen,
ob es vielleicht „gleichwertige Alternativen“
zur Vorratsdatenspeicherung gebe.
Gegen Schnellschüsse wandte sich auch
Christian Flisek, der das EuGH-Urteil aus-
drücklich begrüßte. Ohne die Union zu er-
wähnen, lehnte der SPD-Politiker „nationa-
le Alleingänge“ ab, wie dies Politiker des Ko-
alitionspartners in den vergangenen Wo-
chen ins Spiel gebracht hatten. Flisek stellte
sich mit Blick auf die Opposition aber auch
gegen „aktionistische Anträge“. Beim kom-
plizierten Thema Vorratsdatenspeicherung
helfe „holzschnitzartiges Schwarz-Weiß“
nicht weiter, man solle lieber „ideologisch
abrüsten“. Angesichts grenzübergreifender
Datenströme in einer digitalisierten Welt
seien Vereinbarungen zum Datenschutz nö-
tig, die auf internationaler Ebene getroffen
würden, betonte Flisek, der für einen „in-
tensiven Dialog“ auf  EU-Ebene über die
Folgen des Luxemburger Richterspruchs
eintrat. kos ❚

Neue Lage, alter Clinch   
INNERES Auch nach dem EuGH-Urteil sorgt die Vorratsdatenspeicherung für Kontroversen

Hochhaustürme des EuGH in Luxemburg 
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SYRIEN Scharfe Kritik an mangelnder Aufnahmebereitschaft vieler EU-Staaten

Eine syrische Flüchtlingsfamilie in Frankfurt (Oder) 
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NSA-AUSSCHUSS Einstimmig beschließen die Abgeordneten,
Snowden zu vernehmen. Umstritten bleibt das Wo und Wie

Anhören über
das Abhören 

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Für die unter hohen Versicherungskosten
leidenden freiberuflichen Hebammen in
der Geburtshilfe deuten sich erste Lösungs-
wege an. Bundesgesundheitsminister Her-
mann Gröhe (CDU) erläuterte in der ver-
gangenen Woche im Gesundheitsausschuss
den mit Spannung erwarteten Bericht der
interministeriellen Arbeitsgruppe „Versor-
gung mit Hebammenhilfe“ einschließlich
der von ihm favorisierten Lösungen.
Geplant sind demnach ein zügiger Aus-
gleich für höhere Versicherungsprämien,
konkrete Vereinbarungen zur Sicherung der
Qualität in der Geburtshilfe und der Aufbau
einer professionellen Datengrundlage für
die Hebammenversorgung. Ferner wird der
Verzicht auf Regressforderungen in einem
bestimmten Umfang erwogen, um die Prä-
mien für die Berufshaftpflicht nicht weiter
ansteigen zu lassen. In diesem Jahr errei-
chen die Haftpflichtprämien die 5.000-
Euro-Grenze.

Gruppenvertrag Die rund 3.500 freiberuf-
lichen Hebammen in der Geburtshilfe kla-
gen schon lange über die exorbitant steigen-
den Beiträge zur Haftpflichtversicherung.
Überdies hatte unlängst eine Versicherung
angekündigt, sich im Sommer 2015 aus
dem Geschäft mit Hebammen zurückzuzie-
hen. Es bestand die Gefahr, dass Hebam-

men sich in Kürze überhaupt nicht mehr
versichern können, weil es keine Anbieter
mehr gibt. Nach Auskunft von Gröhe ist es
inzwischen gelungen, ein neues Angebot
der Versicherer zu erwirken, mit dem sicher-
gestellt wird, dass der Gruppenhaftpflicht-
vertrag des Deutschen Hebammenverban-
des (DHV) bis zum Sommer 2016 weiterge-
führt wird. Die beiden großen Fachverbän-

de, der DHV und der Bund freiberuflicher
Hebammen Deutschlands (BfHD), haben
unterschiedliche Gruppenverträge abge-
schlossen. Beim BfHD sollte der Gruppen-
vertrag mit dem Versicherungskonsortium
schon Mitte 2014 auslaufen, beim DHV
2015. Für den DHV ist nun ein Aufschub er-
reicht, aber keine langfristige Lösung.

Regressforderungen Die zum 1. Juli 2014
neuerlich angekündigten Prämienerhöhun-
gen sollen nun zu 100 Prozent von der Ge-
setzlichen Krankenversicherung (GKV) ge-
tragen werden. Dabei sollen die Kranken-
kassen verpflichtet werden, die besondere
Versicherungsbelastung für Hebammen mit
wenigen Geburten ebenfalls angemessen
auszugleichen. Die Regelung soll in einen
dauerhaften gesetzlichen „Sicherstellungs-
zuschlag“ münden, der die unterschiedliche
Ausgangslage für Hebammen in der Ge-
burtshilfe berücksichtigt. Zugleich plädiert
Gröhe für medizinische Leitlinien in der
Geburtshilfe und eine Überprüfung der Ge-
burtsschäden. Die Zahl der Schadenfälle ist
zwar relativ gering, aber durch die gestiege-
ne Lebenserwartung der bei einer Entbin-
dung geschädigten Kinder gehen die Scha-
densummen in die Millionen. Entspre-
chend hoch sind die Regressforderungen
seitens der Sozialversicherungen an die

Schadenverursacher beziehungsweise deren
Haftpflichtversicherer. Gröhe erwägt nun ei-
ne Regelung zur Kappung der Regressforde-
rungen in der Größenordnung von 25 bis
30 Prozent, wie er im Ausschuss darlegte.
Wie genau die Regelung aussehen soll, wird
noch geprüft. Hier wird sich eine Lösung
womöglich länger hinziehen. Der Minister
will erste Neuregelungen jedoch bereits in
laufende Gesetzgebungsverfahren einflie-
ßen lassen. 
Die Verbände reagierten verhalten. Der
DHV sieht den Vorstoß zwar positiv, weist
aber darauf hin, dass eine langfristig tragba-
re Grundlage geschaffen werden müsse. Die
BfHD-Vorsitzende Ruth Pinno monierte auf
Anfrage, für ihren Verband mit 1.000 Heb-
ammen – einem Drittel der betroffenen
Frauen – gebe es keine Vertragsverlänge-
rung. Die Mitglieder seien nun womöglich
gezwungen, in den DHV zu wechseln. Vie-
le Hebammen seien aber im Übrigen gar
nicht organisiert. Gröhes Konzept sei „über-
haupt keine Lösung“. Claus Peter Kosfeld ❚

W
er sich die stetig stei-
genden Gesundheits-
ausgaben vor Augen
führt, könnte geneigt
sein, erst einmal zur
Beruhigungspille zu

greifen. Der Ausgabenzuwachs ist eine Kon-
stante in einem Politikbereich, der seit fast
40 Jahren geprägt ist von Versuchen, den un-
vermeidlichen Kostenanstieg maßvoll zu
gestalten. Und so vergeht
kaum ein Jahr, geschweige
denn eine Legislaturperiode
ohne Reform im Gesund-
heitswesen und immer ist
das Motiv gleich simpel: es
geht um die Begrenzung der
Kosten und bezahlbare
Krankenversicherungsbei-
träge. Höchste medizinische
Standards einfordern und
zugleich den Gesundheits-
apparat bezahlbar halten,
das ist die Krux in einem äu-
ßerst komplex austarierten System. 

Grundsatzstreit Wenn die Gesundheitspo-
litiker das große Steuerrad bewegen, heißt
das nicht, dass alle in dieselbe Richtung dre-
hen. Mühsam haben CDU, CSU und SPD in
den Koalitionsverhandlungen einen Kom-
promiss gefunden. Die SPD wirbt seit Jah-
ren für die Bürgerversicherung und sieht
sich dabei mit Linken und Grünen in einem
Boot. Die Unionsseite argumentiert hinge-
gen mit Preisregulierung über Wettbewerb,

will die Arbeitgeber entlasten und das Ne-
beneinander von Privater und Gesetzlicher
Krankenversicherung (GKV/PKV) beibehal-
ten. 

Koalitionslinie Nun ist Gesundheitsminis-
ter Hermann Gröhe (CDU) bemüht, keinen
Millimeter von der filigranen Koalitionsli-
nie abzuweichen. Der Kompromiss bringt
beiden Seiten gewisse Erfolge. Im Entwurf

für das „GKV-Finanzstruk-
tur- und Qualitäts-Weiter-
entwicklungsgesetz“ (GKV-
FQWG), das am vergange-
nen Freitag im Bundestag
erstmals beraten wurde, ist
vorgesehen, den Beitrags-
satz ab 2015 von jetzt 15,5
Prozent auf 14,6 Prozent
des Bruttoeinkommens zu
senken, wobei Arbeitneh-
mer und Arbeitgeber jeweils
7,3 Prozent tragen. Von ei-
ner Parität kann aber nicht

gesprochen werden, denn während der Ar-
beitgeberbeitrag gesetzlich festgeschrieben
wird, müssen Arbeitnehmer mit Aufschlä-
gen rechnen, zumal der bisherige Arbeit-
nehmer-Sonderbeitrag in Höhe von 0,9 Pro-
zent entfällt. Die Kassen entscheiden selbst,
ob sie statt dessen einen Zusatzbeitrag ein-
fordern und wie hoch dieser ausfällt. Ein Er-
folg der Union, denn die Lohnnebenkosten
steigen damit nicht weiter und ein Wettbe-
werb ist garantiert. Dafür werden Zusatzbei-
träge künftig abhängig vom Einkommen er-

hoben und nicht mehr pauschal. Diese
„kleine Kopfpauschale“ hatte die SPD im-
mer abgelehnt. Bald wird sich zeigen, wie
viele Kassen die 0,9-Prozent gleich wieder
aufschlagen und wie viele darunter bleiben,
denn immerhin liegt die dadurch entste-
hende Deckungslücke bei rund elf Milliar-
den Euro. Gesundheitsökonomen rechnen
mit einer sukzessiven Anhebung der Sätze,
weil die Ausgaben schneller steigen als die
Einnahmen.
Damit die unterschiedliche Einkommens-
struktur der GKV-Mitglieder nicht zu Wett-
bewerbsverzerrungen bei den Kassen führt,
ist ein „unbürokratischer und vollständiger
Einkommensausgleich“ vorgesehen. Kassen
mit weniger gut verdienenden Mitgliedern
bekommen also einen Aufschlag über den
Gesundheitsfonds. Zudem soll der soge-
nannte morbiditätsorientierte Risikostruk-
turausgleich (Morbi-RSA) zielgenauer wer-
den. Kassen, in denen viele Kranke versi-
chert sind, bekommen mehr Geld zugewie-
sen als jene, die viele gesunde Mitglieder
haben. 

Qualitätsoffensive Das im Gesetz neu vor-
gesehene Institut für Qualitätssicherung
und Transparenz soll unter anderem die
Aufgabe haben, Krankenhausleistungen
miteinander zu vergleichen. Voraussichtlich
2016 soll das Institut, das die GKV jährlich
bis zu 14 Millionen Euro kosten wird, ar-
beitsfähig sein. Gröhe sieht dies als wesent-
lichen Bestandteil des Gesetzes, wie er deut-
lich machte. Mit dem Demografiewandel

stellten gerade mehr ältere Menschen höhe-
re Anforderungen an die Behandlungsqua-
lität. Das Institut solle Optimierungsvor-
schläge unterbreiten für den stationären wie
ambulanten Bereich. Karl Lauterbach (SPD)
und Jens Spahn (CDU) sprachen in der De-
batte gar von einem „Quantensprung“ in
der Verbesserung der Versorgungsqualität.
So könne künftig etwa über einen anonymi-
sierten Datenabgleich dargestellt werden,
wie gut welches Krankenhaus auf welchem

Gebiet arbeite. Das ist dann aber auch schon
der einzige größere Punkt im Gesetz, den
die Opposition unbeschadet passieren ließ.
Linke und Grüne warfen der Regierung da-
für vor, mit dem Verzicht auf die paritätische
Finanzierung der Beiträge das solidarische
Gesundheitssystem zu untergraben. Harald
Weinberg (Linke) rechnete vor, dass die Ar-
beitnehmer allein seit 2005 schon neun bis
zehn Milliarden Euro mehr pro Jahr an Bei-
trägen in die Krankenkassen eingezahlt hät-
ten als die Arbeitgeber. Dies sei völlig inak-
zeptabel. Auch Maria Klein-Schmeink (Grü-
ne) sprach von einem „zutiefst ungerech-
ten“ Systemwechsel. Spahn konterte, die
steigenden Gesundheitskosten müssten in
einer älter werdenden Gesellschaft von den
Arbeitskosten entkoppelt werden. 
Was die Beiträge angeht, sieht die Regierung
Entlastungen kommen und die Opposition
schwarz. Gröhe versprach, mindestens 
20 Millionen GKV-Mitglieder würden ab
2015 weniger zahlen als heute. Weinberg
hielt dagegen, es hätten erst sieben Kassen
Beitragssenkungen angekündigt. Klein-
Schmeink sagte voraus, die Kassen würden
künftig „auf jeden Cent schauen“ und Leis-
tungen wo immer möglich begrenzen. Dies
sei „ein Vergehen“ an den Versicherten und
„Raubbau“ an der Solidarität im Gesund-
heitswesen. Lauterbach monierte, die Op-
position sage „kein Wort der Anerkennung“
über die sozialen Aspekte des Gesetzes wie
den Einkommensausgleich, die Entlastung
von Arbeitslosen oder den Wegfall der Kopf-
pauschale. Claus Peter Kosfeld ❚

Protestmarsch für Hebammen in Berlin

GESUNDHEITSREFORM Krankenkassenbeiträge sollen sinken. Abschied von der paritätischen Finanzierung

Alles bleibt etwas anders 

Mehr Teilhabe
für Behinderte
GLEICHSTELLUNG Ein neues Teilhabege-
setz soll Behinderten in Deutschland das
Leben erleichtern. Darin sind sich alle Frak-
tionen des Bundestages auch einig. Doch
der Opposition gehen die Arbeiten der Ko-
alition zu dem Thema zu langsam, wie in
einer Debatte am vergangenen Donnerstag
im Plenum deutlich wurde. Anlass für die
Debatte war der europäische Protesttag zur
Gleichstellung von Menschen mit Behinde-
rungen am 5. Mai.
Oliver Kaczmarek (SPD) forderte, die Schu-
len müssten mit gutem Beispiel vorange-
hen. Jedoch besuchten nur 28 Prozent der
Schüler mit Förderbedarf allgemeinbilden-
de Schulen, und nur wenige der Förder-
schüler machten einen Schulabschluss.
Uwe Schummer (CDU) merkte dazu an,
weltweit seien eine Milliarde Behinderte
betroffen und nur jedes zehnte behinderte
Kind bekomme überhaupt eine Schulbil-
dung. 
Kritisch fügte er an, aus Behindertenwerk-
stätten würden sehr wenige Teilnehmer in
reguläre Jobs vermittelt. Schummer ver-
sprach, mit dem Gesetz kämen Behinderte
„raus aus der Armutsfalle“. Nach Ansicht
der Linken ist der Reformstau riesig. Katrin
Werner (Linke) fragte, warum die Regie-
rung nicht schon Eckpunkte für ihr Gesetz
vorlege. Viele Dinge könnten umgehend
angegangen werden. Nach Ansicht von Co-
rinna Rüffer (Grüne) beschränkt sich die
Koalition auf bloße Versprechungen. suk ❚

Versorgung in
der Psychiatrie
ENTGELTSYSTEM PEPP Gesundheitsexper-
ten halten es für sinnvoll, das in psychiatri-
schen Fachkliniken vorgesehene neue Ver-
gütungssystem PEPP weiterzuentwickeln
und wirkungsvoller an die Bedürfnisse der
Patienten anzupassen. Bei einer öffentli-
chen Anhörung des Gesundheitsausschus-
ses vergangene Woche erklärten mehrere
Fachleute zugleich, die Novelle sei grund-
sätzlich nötig und richtig. Patientenvertreter
befürchten allerdings eine Verschlechterung
der Versorgungslage.
Grüne und Linke sehen das Pauschalieren-
de Entgeltsystem Psychiatrie und Psychoso-
matik (PEPP) kritisch. Die Grünen verlan-
gen in einem Antrag (18/849) Änderungen,
die Linken beantragten (18/557) einen
Stopp von PEPP. Befürchtet wird, dass in
den Kliniken zu wenig Personal zu wenig
Zeit für die Patienten hat und Fehlanreize
gesetzt werden, weil das System letztlich nur
darauf hinauslaufe, Kosten zu sparen. Kriti-
siert wird insbesondere die fallbasierte Ta-
geskostenkalkulation mit degressiven Ver-
gütungsstufen. Die Pauschalen sinken also
nach einer bestimmten Behandlungsdauer.
Vertreter des GKV-Spitzenverbandes und
der Deutschen Krankenhausgesellschaft
(DKG) erklärten, es habe diesbezüglich be-
reits Verbesserungen in dem „lernenden
System“ gegeben. So seien jetzt auch gleiche
Tagessätze vorgesehen, mit denen die kriti-
sierten Vergütungssprünge vermieden wür-
den. Ein Sprecher der kinder- und jugend-
psychiatrischen Fachverbände gab jedoch
zu bedenken, dass insbesondere in diesem
Bereich ausreichend Personal gebraucht
werde. Derzeit sei das Personal „eher zu
knapp“. Eine Vertreterin des Verbandes der
Angehörigen psychisch Kranker berichtete
aus Kliniken, es gebe eine „immense Leis-
tungsverdichtung“ durch einen Wust an
Dokumentationspflichten. So fehle Zeit für
Patienten und betroffene Familien. pk ❚

©
 p

ict
ur

e 
al

lia
nc

e 
/ G

ei
sle

r-F
ot

op
re

ss

Gröhes schwierige Hebammen-Rettungsmission 
BERUFSHAFTPFLICHT Minister erwägt Deckelung der Regressforderungen. Fachverbände sehen noch keinen Durchbruch
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»Das ist ein
Raubbau an 

der Solidarität
im

Gesundheits-
wesen.«

Maria Klein-Schmeink
(Bündnis 90/Die Grünen)

Die ständig steigenden Gesundheitsausgaben in Deutschland sorgen für stetigen Reformdruck. Mit dem neuen GKV-Weiterentwicklungsgesetz werden die Finanzierungsgrundlagen wieder einmal verändert.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

>KOMPAKT

> Kassen: In den derzeit 132 gesetzlichen
Krankenkassen sind rund 70 Millionen
Frauen, Männer und Kinder versichert. In
den vergangenen Jahren hat die Zahl der
Kassen durch wettbewerbsbedingte Fu-
sionen stark abgenommen.

> Kapital: Die Finanzreserven der GKV sind
Ende 2013 auf rund 30,3 Milliarden Euro
gestiegen. Im Gesundheitsfonds lagen En-
de 2013 Reserven in Höhe von 13,6 Milli-
arden Euro. Die Krankenkassen kamen auf
16,7 Milliarden Euro Rücklagen. Ein Grund
dafür ist die gute Arbeitsmarktbilanz.

> Kosten: Die Gesundheitsausgaben in
Deutschland steigen jedes Jahr deutlich
und haben 2012 erstmals die Marke von
300 Milliarden Euro überschritten.
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S
ie kommen zumeist aus Rumä-
nien, aus Ungarn, Bulgarien
oder Litauen. Sie wurden mit
falschen Versprechungen nach
Deutschland gelockt und sind
als Billigstlohnarbeiter in den

Schlachthöfen der großen Fleischproduzen-
ten gelandet. Täglich 12 bis 15 Stunden kör-
perlich anstrengender Arbeit sind eher die
Regel denn die Ausnahme. Für einen Stun-
denlohn von vier bis fünf Euro, von dem die
Arbeiter auch noch irrwitzige Beträge für ih-
re Notunterkünfte abliefern müssen. Das ist
die Situation in vielen deutschen Schlacht-
höfen – seit Jahren schon. In manchen Be-
trieben liegt der Anteil der osteuropäischen
Werkvertrag-Arbeitnehmer bei 70 Prozent.
Profiteure sind die Unternehmen, die Dank
der Billigproduktion Deutschland zu dem
mit Abstand größten Fleisch-Erzeuger
Europas gemacht haben. Sehr zum Ärger der
Konkurrenz in Belgien oder Frankreich et-
wa, wo schon seit längerem Mindestlöhne
zwischen neun und zwölf Euro gelten. 
Doch dem Lohndumping wird nun ein Rie-
gel vorgeschoben: Ab 1. Juli erhalten die
rund 80.000 Beschäftigten der Fleischbran-
che den Anfang des Jahres zwischen Arbeit-
gebern und Gewerkschaften vereinbarten
Branchenmindestlohn von 7,75 Euro. Nach
drei Steigerungsstufen soll er ab 1. Dezem-
ber 2016 bei 8,75 Euro liegen. Diese Rege-
lung gilt auch für Beschäftigte in nicht tarif-
gebundenen Unternehmen. Bei der Abstim-
mung über den Gesetzentwurf (18/910,
18/1359) der Bundesregierung zur Ände-
rung des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes
(AEntG) am vergangenen Donnerstag fiel
das Votum sehr klar aus: Alle 599 Abgeord-
neten, die ihre Stimmkarten abgegeben ha-
ben, votierten mit Ja.

Viele Mütter und Väter Für einen solchen
Erfolg finden sich gewöhnlich viele Mütter
und Väter. Aus Sicht von Bernd Rützel (SPD)
ist die Tatsache, dass die Arbeitgeber „nach
langen Jahren der Verweigerung“ schluss-
endlich doch bereit waren, mit der Gewerk-
schaft einen Branchentarifvertrag auszuhan-

deln, auch dem angekündigten bundeswei-
ten Mindestlohn geschuldet. Karl Schiewer-
ling (CDU) hatte bei der ersten Lesung der
Vorlage Zivilgesellschaft und Kirchen, die
Missstände angeprangert hätten, für den
Meinungsumschwung der Arbeitgeber ver-
antwortlich gemacht. Bündnis 90/Die Grü-
nen und Die Linke verwiesen dagegen da-
rauf, schon lange einen Mindestlohn gefor-
dert zu haben. Trotz der Zustimmung waren
von der Opposition auch kritische Töne zu
hören. So kritisierte Jutta Krellmann (Die
Linke) die Lohnhöhe, da diese unter dem ab
2015 geltendem Mindestlohn liege. 
Und in der Tat: Erst im Oktober 2015 soll
der nächste Schritt auf 8,60 Euro erfolgen.
Wilfried Oellers (CDU) sah darin kein Pro-
blem. Schließlich sei dies von Arbeitgebern
und Gewerkschaften so ausgehandelt wor-
den, sagte er. Die Union, so Oellers, setze
auf Tarifautonomie und sehe sich durch die
gefundene Regelung darin bestätigt. 

42 neue Stellen beim Zoll Für Die Linke
ist das hingegen sehr wohl ein Problem.
„Tarifverträge dürfen nicht dazu dienen, den
bundesweiten Mindestlohn zu unterlau-
fen“, warnte Jutta Krellmann. Sie traut den
Arbeitgebern  nicht so richtig über den Weg.
Jahrelang hätten diese Tarifverträge verhin-
dert und sich „dumm und dämlich ver-
dient“. Die Verantwortung dafür liege aber
auch in der von den vergangenen Bundesre-
gierungen betriebenen Deregulierung des
Arbeitsmarktes. „Die Arbeitgeber haben je-
des Schlupfloch genutzt, das der Gesetzge-
ber ihnen ermöglicht hat“, sagte Krellmann.
Jetzt würden sie die geplante Regelung nut-
zen, wonach bestehende Tarifverträge bis
2017 von der Mindestlohnregelung nicht
betroffen sein sollen.
SPD-Mann Rützel räumte ein, dass in den
ersten neun Monaten des Jahres 2015 der
Mindestlohn unterschritten werde. Ab Ok-
tober 2015 steige er jedoch über die 8,50
Euro an. Zudem würden die Arbeitnehmer
schon ab 1. Juli dieses Jahres von „sehr deut-
lichen Lohnerhöhungen“ profitieren.
„Schlupflöcher“, so Rützel, gebe es nicht.

Bei Missbrauch drohten Bußgelder bis zu
500.000 Euro. Beim Zoll würden für die
Überwachung der Regelungen  42 neue Stel-
len geschaffen. „Ohne Kontrolle ist das bes-
te Gesetz nichts wert“, sagte er. 
Für Friedrich Ostendorff eine Gelegenheit,
um Kritik zu üben. Die 42 neuen Stellen in
der Zollverwaltung seien in den Haushalt
für 2014 noch nicht eingestellt, bemängelte
der Grünen-Abgeordnete. Das werde noch
geschehen, sicherte Rützel zu. Als besonders
hilfreich im Kampf gegen möglichen Miss-
brauch bezeichnete der Sozialdemokrat die
Regelung, wonach die Generalunternehmer
„verschuldensunabhängig“ dafür haften,
wenn eines ihrer Subunternehmen den
Mindestlohn nicht zahlt. 
Genau dieser Passus machte Wilfried Oel-
lers jedoch Sorgen. Denn es bestehe dann
die Gefahr, dass ein „redlicher Generalun-
ternehmer, der seinen Zahlungsverpflich-
tungen gegenüber seinem Subunternehmer
nachgekommen ist und diesen sorgfältig
ausgesucht hat“, doppelt zahlen müsse, gab
der CDU-Politiker zu bedenken. 

Preisanstieg ungewiss Ob nun Nachbes-
serungsbedarf besteht oder nicht: Heike
Harstick, Hauptgeschäftsführerin des Ver-
bandes der Fleischwirtschaft, begrüßt die
Aufnahme der Fleischwirtschaft in das Ent-
sendegesetz. „Wir haben die Aufnahme als
Voraussetzung zur Umsetzung unseres Min-
destlohntarifvertrages gemacht, damit der
mit der Gewerkschaft vereinbarte Branchen-
mindestlohn vom Gesetzgeber als allge-
meinverbindlich erklärt werden kann und
somit für alle Arbeitnehmer in der Fleisch-
wirtschaft Gültigkeit erhält“, sagt sie. Ob das
Ganze nun zu einem Preisanstieg für die
Verbraucher führt, vermag Harstick nicht
einzuschätzen. Dies könne niemand vor-
hersagen, da es keine Lohnstatistiken für die
Arbeitserledigung gebe, sagt die Verbands-
vertreterin. Götz Hausding ❚

FLEISCHWIRTSCHAFT Ab 1. Juli gilt in Schlachthöfen ein
Branchenmindestlohn, auch in nicht tarifgebundenen Betrieben

Schluss mit
der Schweinerei

Ist Europa ein Erfolgsmodell, ja oder nein?
Mit dieser Frage beschäftigte sich der Bun-
destag am vergangenen Donnerstag. Gegen-
stand der Debatte waren zwei Anträge der
Linken und von Bündnis 90/Die Grünen,
die im Anschluss zur weiteren Beratung an
die Ausschüsse überwiesen wurden. Die
Linke fordert in ihrem Antrag (18/1116) un-
ter anderem ein Ende der Kürzungspolitik
als Mittel der Krisenbekämpfung, eine Re-
form der EU-Strukturpolitik, eine einmali-
ge Abgabe auf Vermögen ab einer Million
Euro und ein EU-weites Koordinationspro-
gramm für öffentliche Investitionen. Die
Grünen fordern in ihrem Antrag (18/1343),
den Antragstopp für das Programm „Mobi-
Pro-EU“ aufzuheben. Das Programm wurde
im Januar 2013 von der schwarz-gelben
Bundesregierung gestartet und bietet jun-
gen europäischen Ausbildungswilligen und
Fachkräften bis 35 Jahren Hilfe bei der Su-
che nach einer beruflichen Perspektive in
Deutschland an.

Sabine Zimermann (Die Linke) stellte fest,
dass die Bundesregierung nicht müde wer-
de, das Erfolgsmodell Europa zu preisen.
„Aber was ist das für ein Sozialmodell, das
zulässt, dass 125 Millionen Menschen in Ar-
mut und sozialer Ausgrenzung leben?“,
fragte sie. Es könne nicht sein, dass die Be-
schäftigten mit Lohnabbau und Beschrän-
kung ihrer Arbeitnehmerrechte für eine Kri-
se bezahlen müssen, die sie nicht verursacht
haben. „Wer ein soziales Europa will, der
muss es von den Reichen nehmen“, sagte
Zimmermann.
Mark Helfrich (CDU) erwiderte, er lasse
sich das Erfolgsmodell Europa nicht durch
den Linken-Antrag kleinreden. „Wir leben
auf einem sehr hohen Wohlstandsniveau
und erst die Wirtschafts- und Währungsuni-
on hat diesen Wohlstand ermöglicht“, so
seine Überzeugung. Helfrich verteidigte die
Krisenprogramme der EU, schließlich hät-
ten diese bewirkt, dass Krisenländer wie
Portugal nun wieder auf eigenen Beinen ste-
hen können. 
Wolfgang Strengmann-Kuhn (Bündnis
90/Die Grünen) kritisierte, Helfrich habe
vergessen, dass soziale Stabilität Vorausset-
zung für den wirtschaftlichen Erfolg von
Gesellschaften sei. Die gravierenden Ein-
schnitte in den sozialen Sektor durch die
Auflagen der EU lasse in den Krisenländern
die Zustimmung zur EU weiter sinken, be-
fürchtete Strengmann-Kuhn.
Dagmar Schmidt (SPD) betonte, das sozia-
le Europa gelinge nur, wenn wir gemein-
sam die Arbeitslosigkeit bekämpfen. Es
könne nicht sein, dass die Armut vieler
Menschen steige, während im Bankensek-
tor schon wieder die Sektkorken knallen.
„Ein sozial gespaltenes Europa wollen wir
aber nicht.“ Dagegen seien starke Arbeit-
nehmerrechte, gleicher Lohn für gleiche Ar-
beit am gleichen Ort und Investitionen in
Bildung die richtigen Rezepte. che ❚

Spaltung unerwünscht

Mehr zum Thema Mindestlohn
unter: www.bmas.de

12 Stunden Schweine schlachten für vier Euro Stundenlohn: Das gehört ab 1. Juli der Vergangenheit an.
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SOZIALES EUROPA Opposition für Ende der Kürzungspolitik

Renten für Menschen, die während des Na-
tionalsozialismus in Ghettos arbeiten
mussten, sollen grundsätzlich rückwirkend
ab 1997 gezahlt werden. Darin sind sich die
Fraktionen des Bundestags einig und lobten
am vergangenen Freitag einen entsprechen-
den Gesetzentwurf (18/1308) der Bundes-
regierung zur Änderung des Gesetzes zur
Zahlbarmachung von Renten aus Beschäfti-
gungen in einem Ghetto (ZRBG). Bislang
wurden die so genannten Ghetto-Renten
aufgrund einer Rückwirkungsfrist erst ab
2005 gezahlt.
Staatssekretärin Gabriele Lösekrug-Möller
(SPD) sagte, die Menschen, die in den Ghet-
tos arbeiten mussten, hätten „unsäglich lei-
den müssen“. Die bisherige Regelung sei je-
doch als Unrecht empfunden worden. 

Zunächst am Ziel vorbei Peter Weiß, CDU-
Innenpolitiker, betonte, als der Bundestag
2002 beschlossen habe, Rentenansprüche
für Menschen einzuführen, die in Ghettos
gearbeitet hätten, sei das eine richtige Ent-
scheidung gewesen. Darauf, wie das Vorha-
ben dann umgesetzt worden sei, könne
man allerdings „weniger stolz“ sein: Die
deutschen Rentenversicherungen hätten das
Gesetz „so eng“ interpretiert, dass 90 Pro-
zent der Anträge abgelehnt worden seien –
dies habe nicht der Absicht der Parlamenta-
rier entsprochen. Die „wegweisende Ent-
scheidung“ des Bundessozialgerichts von
2009 habe dann das Gesetz in der Praxis
gängiger gemacht. Die Besonderheit des
deutschen Sozialrechts aber, das Sozialleis-
tungen nur für vier Jahre rückwirkend ge-

nehmigt werden könnten, habe dann für
neue Probleme gesorgt. Das „subjektive Ge-
rechtigkeitsempfinden“ der Betroffenen sei
dadurch „massiv gestört“ gewesen. Für die
SPD sagte Kerstin Griese, sie freue sich über
die „große Einmütigkeit“, in der der Bun-
destag über das Thema diskutiere. Das Ge-
setz müsse nun schnell beschlossen werden.

Polnische Ghettos Lob gab es auch von der
Opposition: Die innenpolitische Spreche-
rin der Linken, Ulla Jelpke, sagte, damit wer-
de eine Ungerechtigkeit „endlich beendet“.
Dass die Koalition beabsichtige, auch Ghet-
tos zu berücksichtigen, die nicht von den
Nationalsozialisten direkt, sondern von ih-
ren Komplizen beaufsichtigt worden seien,
sei wichtig. Sie plädierte dafür, auch über
die Überlebenden der polnischen Ghettos
zu sprechen. Diese hätten bisher keine Ren-
ten erhalten, weil komplizierte Regelungen
des deutsch-polnischen Sozialversiche-
rungsabkommens dies bislang unmöglich
machen. 
Volker Beck, innenpolitischer Sprecher der
Fraktion Bündnis 90/die Grünen, sagte,
man habe es in der Vergangenheit mit einer
„skandalösen Verwaltungspraxis“ zu tun ge-
habt, die paradigmatisch gewesen sei für die
Praxis des deutschen Entschädigungsrechts.
Es sei gut, dass dies nun korrigiert werde.
Beck forderte, auch die Hinterbliebenen der
verstorbenen rentenberechtigten Ghetto-
Arbeiter zu berücksichtigen, die zu Lebens-
zeit keinen Antrag auf eine Rente gestellt
hätten, weil sie keine Aussichten auf Erfolg
gesehen hätten. Susanne Kailitz ❚

Große Geschlossenheit
GHETTO-RENTEN Gesetz wird deutlich verbessert

Das Risiko einer Frühverrentungswelle
durch die geplante abschlagsfreie Rente mit
63 Jahren bewertet eine Mehrheit von Sach-
verständigen als gering. Dies wurde in der
Anhörung des Ausschusses für Arbeit und
Soziales deutlich, in der nicht nur das Ren-
tenpaket der Bundesregierung (18/909),
sondern auch drei Anträge der Linken
(18/9, 18/765, 18/767) zu den Themen
Mütterrente, Erwerbsminderungsrente und
Altersarmut zur Diskussion standen.
So stellte Christian Rauch für die Bundes-
agentur für Arbeit fest, dass eine vorsätzlich
herbeigeführte Arbeitslosigkeit mit 61 Jah-
ren für die Arbeitnehmer erhebliche finan-
zielle Einbußen bedeuten würde. Auch für
die Arbeitgeber wäre der Verlust von erfah-
renen Beschäftigten nicht lukrativ, sagte
Rauch. Ähnlich argumentierte auch der
Deutsche Gewerkschaftsbund. Kritiker der
Rente mit 63 befürchten, dass Beschäftigte
sich mit 61 Jahren in die Arbeitslosigkeit
verabschieden, um anschließend trotzdem
die abschlagsfreie Rente mit 63 zu beziehen. 
Gert G. Wagner, Professor für Empirische
Wirtschaftsforschung und Wirtschaftspoli-
tik an der Technischen Universität Berlin,
vermutete, wenn die Prognosen zum Fach-

kräftemangel stimmten, dann komme es
eher zu einer stärkeren Erwerbstätigkeit Äl-
terer statt zu deren Frühverrentung. 
Eckart Bomsdorf, Professor für Wirtschafts-
und Sozialstatistik an der Universität Köln,
betonte, einem Missbrauch der Rente mit
63 könne man am besten mit einer Stich-
tagsregelung begegnen. Er kritisierte, dass es
keine Notwendigkeit für die Rente mit 63
gibt: „Die Rente mit 63 ist ein ungerechtfer-
tigtes Privileg und widerspricht den Prinzi-
pien der Rentenversicherung.“ Ähnlich kri-
tisch äußerte sich die Bundesvereinigung
der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA).
Deren Vertreter, Alexander Gunkel, betonte,
durch die Rente mit 63 würden „Weichen
falsch gestellt“, weil sie für jene Fehlanreize
biete, die bis zum Erreichen der Regelalters-
grenze arbeiten könnten. Es sei generell
falsch, Zeiten der Arbeitslosigkeit auf die
Wartezeit anzurechnen, sagte Gunkel. 
Einig war er sich mit einer Mehrheit der
Sachverständigen darin, dass die Maßnah-
men des Rentenpakets langfristig zu deutli-
chen Leistungsminderungen in der Renten-
versicherung führen werden, weil dadurch
das Rentenniveau stärker sinkt als bisher ge-
plant. che ❚

Keine große Welle
RENTENPAKET Experten äußern sich zu den Regierungsplänen 

Protest gegen die Sparpolitik in Spanien
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Vorstand der Vereinigung
ehemaliger Abgeordneter 
Die Vereinigung ehemaliger Mitglieder des
Deutschen Bundestages und des Europäi-
schen Parlaments hat vergangene Woche ei-
nen neuen Vorstand für eine zweijährige
Amtszeit gewählt. Ihm gehören neben Ing-
rid Matthäus-Maier (SPD) als Präsidentin
sowie den beiden Vizepräsidenten Hans-
Dirk Bierling (CDU) und Ernst Burgbacher
(FDP) auch Nils Diederich (SPD) als Schatz-
meister und Eduard Lintner (CSU) als Schrift-
führer an. Beisitzer sind Elisabeth Altmann
(Grüne), Jörg van Essen (FDP), Peter Pazio-
rek (CDU) und Dietmar Schütz (SPD). Für Die
Linke nimmt Barbara Höll einen Platz mit
Gaststatus im Vorstand ein. Zudem be-
schloss das Gremium die ständige Teilnah-
me von Uwe Holtz als Ehrenpräsident der
Europäischen Assoziation ehemaliger Abge-
ordneter an den Vorstandssitzungen.Als Ge-
schäftsführer wurde Clemens Schwalbe vom
Vorstand bestätigt. sto ❚

Gesetzentwurf zu
Meldewesen überwiesen 
Das Gesetz zur Fortentwicklung des Melde-
wesens vom Mai 2013 soll noch vor seinem
Inkrafttreten im kommenden Jahr aktuali-
siert werden, „damit eine reibungslose Im-
plementierung gewährleistet ist“. Nach ei-
nem Gesetzentwurf der Bundesregierung
(18/1284), über den der Bundestag vergan-
gene Woche erstmals beriet, bedarf es mit
Inkrafttreten des Gesetzes zeitgleich Folge-
regelungen des Bundes und der Länder.
Hierzu müsse die Regelung zum Inkrafttre-
ten angepasst werden. Ferner sollen „Daten
und deren Übermittlung zur steuerlichen
Gleichstellung von Ehen und Lebenspartner-
schaften angepasst werden“. sto ❚

Parteien bekommen 
mehr Geld 
Die absolute Obergrenze für die staatliche
Parteienfinanzierung steigt 2014 auf mehr
als 156,7 Millionen Euro. Das geht aus einer
Unterrichtung (18/1327) durch Bundestags-
präsident Norbert Lammert (CDU) hervor.
Laut Parteiengesetz erhöht sich das jährli-
che Gesamtvolumen staatlicher Mittel, das
allen Parteien höchstens ausgezahlt werden
darf, um den Prozentsatz, um den sich der
Preisindex der für eine Partei typischen Aus-
gaben im vorangegangenen Jahr erhöht
hat, abgerundet auf ein Zehntel Prozent. Da
sich dieser Index von 2012 auf 2013 laut
Statistischem Bundesamt um 1,73 Prozent
erhöht hat, ergebe sich eine Erhöhung der
absoluten Obergrenze um 1,7 Prozent. sto ❚

KURZ NOTIERT

Streit um Rente
wider Willen 
SOZIALES Am Donnerstag debattierte der
Bundestag in erster Lesung über einen An-
trag (18/589) der Fraktion Die Linke, in
dem diese einen sofortigen Stopp von
„Zwangsverrentungen“ von Arbeitslosen-
geld-II-Beziehern fordert. 
Nach der derzeitigen Gesetzeslage würden
63-jährige Bezieher von Arbeitslosengeld II
(ALG II) von den Jobcentern aufgefordert,
auch dann einen Antrag auf vorzeitige Ver-
rentung zu stellen, wenn sie eigentlich ar-
beiten wollen, kritisierte der Abgeordnete
Matthias Birkwald (Die Linke). Dies wider-
spreche dem rentenrechtlichen Grundsatz,
dass ausschließlich die betroffene Person
über einen Antrag auf vorzeitige Rente zu
entscheiden hat und führe außerdem zu er-
heblichen Abschlägen bei der Rente. 
Markus Kurth (Bündnis 90/Die Grünen)
unterstützte den Antrag und forderte die
Koalitionsfraktionen auf, ihn in den Aus-
schussberatungen gründlich zu prüfen und
nicht von vornherein zu verwerfen. Der An-
trag sei wohlbegründet. Die Geschichte des
Ssozialgesetzbuches II sei eine „Geschichte
der fortgesetzten Diskriminierung“, kriti-
sierte Kurth. Die Diskriminierung von Lang-
zeitarbeitslosen durch die zwangsweise
Frühverrentung müsse beendet werden.
Union und SPD lehnten den Vorstoß hin-
gegen ab. Astrid Freudenstein (CSU) hielt
der Linken entgegen, dass Leistungen nach
dem SGB II gegenüber der Rente eine nach-
rangige Fürsorgeleistung des Staates seien.
Es sei deshalb folgerichtig, dass ALG-II-Be-
zieher  vorzeitig verrentet würden. Das Ge-
setz sehe aber auch Ausnahmen vor, zum
Beispiel für die sogenannten Aufstocker.
Der SPD-Parlamentarier Markus Paschke
räumte ein, dass die Gefahr von Bedürftig-
keit im Alter in jedem Fall gebannt werden
müsse. Eile bei der Änderung der aktuellen
Gesetzeslage sei jedoch fehl am Platz. Auch
Paschke verwies auf die Ausnahmeregelun-
gen bei den Frühverrentungen. aw ❚

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Der Wahlkampf in der Ukraine hat begonnen, die Kandidaten Petro Poroschenko (links oben) und Julia Timoschenko (links unten, Bildmitte) touren durch das Land. Unterdessen droht im Osten und Süden ein Bürgerkrieg.
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„Nichts wäre besser ohne die Erweiterung,
sondern alles wäre schlechter ohne sie.“ Mit
diesem prägnanten Satz zog der europapo-
litische Sprecher der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen, Manuel Sarrazin, im Bun-
destag eine überaus positive Bilanz der EU-
Osterweiterung, deren zehnjähriger Jahres-
tag am Freitag Anlass einer leidenschaftli-
chen Debatte über Europas Vergangenheit
und Zukunft war – und in der die beunru-
higende Lage in der Ukraine natürlich im-
mer wieder eine Rolle spielte. 
Für Sarrazin sind die wirtschaftlichen und
politischen Erfolge der am 1. Mai 2004 voll-
zogenen Osterweiterung ein Vorbild auch
für den weiteren Umgang mit dem Krisen-
herd im Osten Europas: Die „unglaubliche
Transformationskraft, die Europa aus-
strahlt, konnte 2004 nur freigesetzt werden,
weil 1993 in Kopenhagen der Mut und der
Wille bestand, eine Perspektive für einen
Beitritt der zehn mittel- und osteuropäi-
schen Länder in die Europäische Union aus-
zusprechen“, betonte der Grünen-Politiker.
Wenn man daher heute über die „gewalti-
gen Transformationsherausforderungen“
rede, die der Ukraine anstünden, dann ge-
he dies nur mit einem „ähnlichen Akt von
Mut wie 1993 in Kopenhagen“. Für Sarrazin
ist deshalb klar: „Das Land braucht eine
Beitrittsperspektive der EU.“

Soweit wollten die anderen Fraktionen
nicht gehen. Jedoch bezeichnete auch Bun-
desaußenminister Frank-Walter Steinmeier
(SPD) die gesellschaftlichen Umbaumaß-
nahmen und politischen Veränderungen,
die in neuen Mitgliedstaaten wie Tsche-
chien, Polen oder den baltischen Staaten
vollzogen worden seien, besonders vor dem
Hintergrund der Ukraine-Krise als einen
„unverzichtbaren Erfahrungsschatz“. Die-

sen könne Europa dringend gebrauchen,
wenn es nun darum gehe, Wahlen in der
Ukraine zu ermöglichen und das Land auf
einen stabilen Weg zurückzuführen. 
Christoph Bergner (CDU) erinnerte in sei-
ner Rede daran, dass das Jahr des Beitritts
der zehn neuen Mitglieder auch das Jahr der
Orangenen Revolution in der Ukraine war.
„Die Inspiration, die auch durch den Beitritt
der neuen Mitglieder zustanden gekommen
ist, war sicherlich ein wichtiger Impuls“ für
die Proteste gegen die Wahlfälschungen der
Regierung von Wiktor Janukowitsch, urteil-
te Bergner. Und auch wenn die Orangene
Revolution letztlich „deprimierende Resul-
tate“ erbracht habe, wie der CDU-Politiker
befand, müsse sich die Europäische Union
darüber im Klaren sein, „dass die Vorbild-
wirkung der EU-Mitgliedschaft der osteuro-
päischen Länder Erwartungen an uns ge-
richtet und verstärkt hat“. 

Zukunft der Ostpolitik Für Andrej Hunko
(Die Linke) warf Sarrazins Forderung nach
einer Beitrittsperspektive der Ukraine Fra-
gen nach dem „strategischen Ziel der Oster-
weiterung“ auf. „Sollen eigentlich alle euro-
päischen Staaten, die Ukraine, Georgien,
Moldawien, irgendwann in der Europäi-
schen Union sein? Bis auf Russland? Oder
soll Russland auch irgendwann Mitglied

werden?“ Gerade vor dem Hintergrund der
aktuellen Entwicklungen müsse eine
„grundsätzliche Debatte über eine Neuaus-
richtung der EU-Ostpolitik“ geführt wer-
den, forderte Hunko. Sie solle auf Koopera-
tion statt auf Konfrontation setzen, auch im
Hinblick auf Russland. „Wir brauchen ein
Verständnis von europäischer Integration
als Teil einer internationalen Zusammenar-
beit und nicht als Blockbildung gegen an-
dere Teile der Welt", betonte der Linken-Ab-
geordnete.
Annalena Baerbock (Grüne) entgegnete
Hunko, in den europäischen Verträgen sei
festgelegt, dass „das Haus Europa allen eu-
ropäischen Staaten“ offen stehe. Demge-
genüber machte Maik Beermann (CDU) am
Beispiel der Türkei klar, dass es nicht ausrei-
che, wenn Beitrittskandidaten die wirt-
schaftlichen Voraussetzungen erfüllen.
Auch die demokratische und rechtsstaatli-
che Ordnung müsse verwirklicht sein, Men-
schenrechte müssten gewahrt und Minder-
heiten geschützt werden.  Johanna Metz ❚

Unverzichtbarer Erfahrungsschatz
EUROPA Fraktionen würdigen Erfolge der EU-Osterweiterung von 2004. Grüne fordern Beitrittsperspektive für die Ukraine

Keine Grenzkontrollen mehr: die Brücke
zwischen Frankfurt/Oder und Slubice (Polen)

F
euergefechte in Slowjansk, Stra-
ßenschlachten in Odessa, Dut-
zende Tote im Land – die
Ukraine schlittert immer weiter
in einen Bürgerkrieg. Dabei
wird immer fraglicher, ob der

neu zu wählende Präsident einen tief ge-
spaltenen Staat einen muss, oder ob er ein
Land in neuen Grenzen führen wird, weil
sich ein Teil, ähnlich wie die Halbinsel
Krim, abgespalten hat. Sofern die Wahl
überhaupt wie geplant stattfinden kann.
Die Ukrainer sind aufgeru-
fen, am 25. Mai über ihren
künftigen Präsidenten zu
entscheiden. Doch ange-
sichts der Lage wachsen
Zweifel, ob der Termin ein-
zuhalten ist. Eine ebenfalls
an dem Tag geplante landes-
weite Volksbefragung über
die territoriale Einheit der
Ukraine hat das Parlament
vor wenigen Tagen abge-
lehnt. Ein solches Referen-
dum solle „nicht während
des Krieges“ stattfinden.
Im Osten der Ukraine gilt ein geordneter Ur-
nengang vielen Beobachtern aufgrund der
zuletzt weiter eskalierenden Gewalt als im-
mer schwieriger. Für eine reibungslose Ab-
stimmung müssten die Waffen ruhen. Das
gilt sowohl für die Truppen der Regierung in
Kiew als auch für die Separatisten. Deren
Anführer der Milizen in Luhansk und in Do-
nezk erklärten jedoch, in ihren Regionen
fände am 25. Mai keine Wahl statt. Sie woll-
ten stattdessen bereits am gestrigen Sonntag

(nach Redaktionsschluss) über eine Abspal-
tung ihrer Regionen entscheiden lassen –
ähnlich wie auf der Halbinsel Krim.
Russlands Präsident Wladimir Putin rief die
Verantwortlichen zuvor überraschend dazu
auf, das geplante Referendum zu verschie-
ben, um damit „Bedingungen für einen Dia-
log zu schaffen“. Dieser, so der Kreml-Chef,
sei entscheidend für ein Ende der Krise. Die
Interessen aller Ukrainer müssten dabei be-
rücksichtigt werden. Das aber bedeutet, dass
die ukrainische Übergangsregierung auch

mit den Separatisten ver-
handeln müsste. Kiew lehnt
dies bisher ab.
Die für Ende Mai geplante
Präsidentenwahl nannte Pu-
tin außerdem einen „Schritt
in die richtige Richtung“.
Russland erkenne die Wahl
an, sofern die Führung in
Kiew zuvor ihren Militärein-
satz im Osten beendet.
Seine moderaten Worte lie-
ßen ein wenig Hoffnung
nach Entspannung aufkei-

men. Bislang hatte der Westen Putin vorge-
worfen, die Präsidentenwahl absichtlich zu
torpedieren und die Destabilisierung des
Landes voranzutreiben. Putins Sprecher
Dmitri Peskow hatte nach der Brandtragö-
die von Odessa, bei der am 2. Mai mindes-
tens 42 prorussische Separatisten starben,
noch erklärt, die Wahl Ende Mai abzuhal-
ten, sei angesichts der Spirale der Gewalt
„absurd“. Auch Russlands Außenminister
Sergej Lawrow war bisher gegen den festge-
legten Wahltermin. Es könne nicht gewählt

werden, solange das Militär gegen die Zivil-
bevölkerung vorgehe, erklärte er.
Für Kiews Übergangs-Regierungschef Arse-
nij Jazenjuk ist eine „demokratische Wahl“
der einzige Ausweg aus der Krise und der
„Schlüssel für die Stabilisierung“. Die Orga-
nisation für Sicherheit und Zusammenar-
beit in Europa (OSZE) will die Wahl mit fast
1.000 zivilen Beobachtern im ganzen Land
begleiten. Doch das Vorhaben ist nicht oh-
ne Risiko: Sollte die Wahl scheitern oder es
etwa im Osten zu Einschränkungen bei der
Durchführung kommen,
könnte das ein Vorwand für
den Kreml sein, die Legiti-
mität der Wahlen nicht an-
zuerkennen und die Abspal-
tung des Ostens voranzu-
treiben.
Petro Poroschenko, der
chancenreichste Kandidat
bei der Präsidentenwahl, be-
grüßte Putins Appell an die
Separatisten am Mittwoch
während eines Besuchs in
Berlin. „Ich glaube, das ist
eine großartige Nachricht für die Stabilisie-
rung der Situation in der Ostukraine“, sagte
er. Zugleich lehnte er aber Gespräche mit
den prorussischen Milizen klar ab. Die
ukrainische Führung sei zu Verhandlungen
mit „Terroristen“ nicht bereit. 

Klarer Favorit Der Politiker und Unterneh-
mer Poroscheno kann nach jüngsten Befra-
gungen knapp 34 Prozent der Stimmen auf
sich vereinen. Seine Herausforderin, die
ehemalige Premierministerin Julia Timo-

schenko, liegt mit ungefähr elf Prozent
deutlich dahinter. Alle anderen der insge-
samt 23 Kandidaten haben kaum Chancen
auf das Staatsamt. Poroschenko und Timo-
schenko streben beide nach Westen und
wollen die Europäisierung ihres Landes vo-
rantreiben.
Poroschenko nennen viele „Schokoladen-
könig“, denn in den frühen 1990er-Jahren
handelte er mit Kakaobohnen und kaufte
mehrere Süßwarenfabriken. Die verschmolz
er zur Schokoladenmarke „Roshen“, welche

heute die Grundlage seines
vom „Forbes“-Magazin auf
1,3 Milliarden Dollar ge-
schätzten Vermögens bildet.
Der 48-Jährige zählt damit
zu den reichsten Männern
seines Landes. Moskau hat
die Einfuhr seiner Schokola-
de schon im vergangenen
Jahr verboten, nun konzen-
triert sich das Unternehmen
auf die Expansion in den
Westen. 
Der aus der Region Odessa

stammende Poroschenko ist schon länger
politisch aktiv, und zwar auf unterschiedli-
chen Seiten. Er war Außenminister unter der
pro-westlichen Regierung der Revolutionäre
von 2004, Abgeordneter und später Wirt-
schaftsminister in der Regierung des im
Frühjahr geschassten Viktor Janukowitsch.
Bei den Maidan-Protesten stellte er sich auf
die Seite der Regierungsgegner, gehörte aber
nicht zur vordersten Reihe der Revolutionä-
re. Beides dürfte ihm nun zugute kommen.
Die im Westen bekanntere Kandidatin Julia

Timoschenko war die größte Gegnerin Janu-
kowitschs. Er ließ sie 2011 ins Gefängnis
sperren. Kaum war Janukowitsch gestürzt,
kam auch die Anführerin der Vaterlandspar-
tei wieder frei und erklärte, bei der Präsiden-
tenwahl antreten zu wollen. Doch viele
Menschen in der Ukraine sind der 53-Jähri-
gen offenbar überdrüssig. Sie erinnern sich
an die chaotischen Regierungsjahre nach
der Orangenen Revolution vor zehn Jahren
und auch an ihre Vergangenheit als umstrit-
tene Geschäftsfrau und „Gasprinzessin“.

Notwendige Reformen Auch wenn die an-
stehenden Wahlen als sehr wichtig angese-
hen werden für die Stabilisierung der Ukrai-
ne – das Präsidentenamt selbst hat künftig
eine viel geringere Bedeutung als bisher: Die
inzwischen wieder eingeführte Verfassung
aus dem Jahr 2004 beschneidet die Macht
des Präsidenten. Noch wichtiger als die
Wahl ist daher, dass die Ukraine wichtige
Reformen anpackt. Kiew sei bereit für eine
umfassende Verfassungsreform, die die Be-
fugnisse der einzelnen Regionen und Lan-
desteile erhöhen und staatliche Verwal-
tungsstrukturen reduzieren soll, erklärte Re-
gierungschef Jazenjuk Mitte April. Änderun-
gen im Haushalts- und Steuerrecht sollen
zudem die die lokale Selbstverwaltung un-
terstützen. Und auch die russische Minder-
heit soll berücksichtigt werden: In einer re-
formierten Verfassung sollen Schutz und
künftiger Status der russischen Sprache ver-
ankert werden. Oliver Bilger ❚

Der Autor arbeitet als freier 
Journalist in Moskau.

UKRAINE Am 25. Mai soll ein neuer Präsident gewählt werden. Doch der Urnengang birgt gewaltige Risiken

Wahl im Zeichen des Krieges
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Anzeige

Ein Scheitern
könnte ein

Vorwand für
den Kreml sein,
die Legitimität
der Wahl nicht
anzuerkennen.

Im Osten gilt
ein geordneter

Urnengang 
aufgrund der
eskalierenden

Gewalt als
schwierig.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

»Schlüsselrolle
bei der Lösung
des Konflikts«

Frau Barnett, die Bundeswehr-geführ-
te OSZE-Mission in der Ukraine steht nach
der Freilassung ihrer Militärbeobachter
stark in der Kritik. Zu Recht?
Zunächst war es ganz wichtig, dass sich ei-

ne Mission unter
Führung der OSZE
ein genaues Bild
von der Lage vor
Ort machen konn-
te. Die konkrete
Ausgestaltung der
Mission wird aber
derzeit noch vom
Verteidigungsmi-
nisterium unter-
sucht. Dann wird
ein objektiveres Ur-
teil möglich sein.  

Oberste Aufgabe der „Organisation
für Sicherheit und Zusammenarbeit in
Europa“ (OSZE) ist es, den Frieden zu si-
chern. Ist sie der Hoffnungsträger in der
Ukraine-Krise, den viele jetzt in ihr sehen?  
Die OSZE wird vom Westen wie von Russ-
land anerkannt, so dass sie gerade vor dem
Hintergrund der verhärteten Fronten eine
Schlüsselrolle bei der Lösung des Konflikts
spielen kann und sollte. Die Parlamentari-
sche Versammlung der OSZE (OSZE-PV)
hat bereits mehrfach versucht, zu vermitteln
– ich selbst habe ein gemeinsames Treffen
der ukrainischen und russischen Delegation
unter Beteiligung des Präsidiums der OSZE
PV, dem ich als Vizepräsidentin angehöre,
am 11. April 2014 auf neutralem Boden in
Wien initiiert. Derartige Zusammenkünfte
bieten eine offene Plattform, ein Forum für
die Diplomatie. Konfliktparteien treffen
aufeinander, bleiben im Gespräch, suchen
gemeinsam nach Lösungen. Das ist einer
der großen und positiven Wirkmechanis-
men der OSZE PV. Nur durch einen solchen
konstruktiven Dialog können Konflikte ver-
hütet und bewältigt werden. 

In der halben Ukraine herrschen der-
zeit Gewalt und Chaos. Kann die Wahl am
25. Mai unter diesen Bedingungen über-
haupt stattfinden? Es mehren sich Stim-
men, die eine Verschiebung des Termins
fordern.
Ich erwarte mir von der Wahl einen Beitrag
zur Befriedung der Situation in der Ukraine.
Ich wünsche mir deshalb sehr, dass sie oh-
ne gewaltsame Zwischenfälle zum genann-
ten Termin durchgeführt werden kann.

Sie selbst werden als Wahlbeobachte-
rin für die OSZE in die Ukraine reisen.
Glauben Sie, dass Sie dort angesichts der
Eskalation im Süden und Osten des Lan-
des ungehindert arbeiten können? 
Wir hoffen natürlich, dass die Mission ihre
Aufgabe ohne Hindernisse erfüllen kann.
Wir Wahlbeobachter, also Abgeordnete aus
den verschiedenen Mitgliedstaaten der 
OSZE, werden in einem engen Austausch
untereinander stehen und auch mit den Be-
hörden vor Ort kooperieren.

Haben Sie keine Sicherheitsbedenken? 
Angst habe ich nicht, und ich werde auch
ohne Personenschutz unterwegs sein. Ich
hoffe, dass allen an fairen und friedlichen
Wahlen gelegen ist. ❚

Das Gespräch führte Johanna Metz.

Die SPD-Bundestagsabgeordnete Doris 
Barnett leitet seit 2009 die deutsche 

Delegation der Parlamentarischen 
Versammlung der OSZE.
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Doris Barnett (SPD)
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M
ichael Roth (SPD)
muss etwas weiter
ausholen: Als der
Staatsminister im
Auswärtigen Amt am
vergangenen Don-

nerstag im Bundestag dafür warb, den Ein-
satz der Bundeswehr im Rahmen der EU-
Mission „Atalanta“ zur Bekämpfung der Pi-
raterie vor der Küste Somalias um ein wei-
teres Jahr zu verlängern (18/1282), kam er
an einer aus Sicht der Opposition pikanten
Frage nicht vorbei: Warum macht er sich
für ein Mandat stark, dass seine Fraktion
im vergangenen Jahr abgelehnt hatte? 
Die SPD-Fraktion hatte seinerzeit die Aus-
weitung des Mandats auf einen 2.000 Me-
ter breiten Küstenstreifen kritisiert, die das
Ziel hat, die Logistik der Piraten aus der
Luft aufspüren und ausschalten zu kön-
nen. Das Risiko für die somalische Zivilbe-
völkerung und auch das Risiko für die Bun-
deswehrsoldaten, in einen Konflikt an
Land hineingezogen zu werden, erschien
den Sozialdemokraten zu hoch. „Diese Be-
denken haben sich erfreulicherweise nicht
bestätigt“,  argumentierte Roth nun, fak-
tisch sei diese Option nur einmal „gezogen
worden“, auch weil die Hürden in den Ein-
satzregeln bewusst sehr hoch gesetzt wur-
den. Und er betonte, dass sich die Bundes-
regierung auf EU-Ebene bei der Neufas-
sung der Einsatzregeln für „Atalanta“ um
eine „möglichst restriktiven Regelung der
Landeinsätze“ bemühen werde. 

Streit um Küstenstreifen Omid Nouri-
pour (Bündnis 90/Die Grünen) ließ in die-
sem Punkt aber nicht locker: Seine Fraktion
habe im Unterschied zur SPD das Mandat
nicht abgelehnt: Bei „Atalanta“ gehe es um
„Symptombekämpfung – nicht mehr und
nicht weniger“, und als solche sei die Missi-
on unbestritten erfolgreich. Die Grünen hät-
ten sich damals aber enthalten, weil die Aus-
weitung auf den Küstenstreifen „unnötige
Risiken und Eskalationsgefahr“ mit sich
bringe. An dieser Eskalationsgefahr habe
sich  nichts geändert, sagte Nouripour und
kritisierte, dass der  Antrag der Bundesregie-
rung den umstrittenen Punkt in einem
Querverweis auf das alte Mandat verstecke. 
Philipp Mißfelder (CDU) wollte die Kritik
am Koalitionspartner nicht gelten lassen:
Das damalige Abstimmungsverhalten der
Sozialdemokraten „steht hier nicht zur Ab-
stimmung“. Es sei „kleinkrämerisch“ auf
dieser Frage herumzureiten und außer Acht
zu lassen, dass „Atalanta“ eines der  „er-
folgreichsten Mandate der Bundeswehr“
und gleichzeitig eines der in der Bevölke-
rung anerkanntesten Mandate sei. Die
Bundeswehr leiste einen „humanitären
Beitrag“, indem sie die Lieferung des Welt-
ernährungsprogramms nach Somalia ga-
rantiere, sagte Mißfelder. 
Diesen Punkt hatte Verteidigungsministe-
rin Ursula von der Leyen (CDU) zuvor be-
reits hervorgehoben. Sie nannte die Missi-
on „ungeheuer erfolgreich“ und machte
dies an zwei „nüchternen Zahlen“ fest. Seit
2008 habe es „Atalanta“ ermöglicht,
900.000 Tonnen Lebensmittel des Welter-
nährungsprogramm an ihren Bestim-
mungsort in Somalia zu transportieren
und damit Hunderttausenden Menschen
das Überleben zu sichern. Die Zahl der Pi-
raterie-Angriffe sei zudem von 251 im Jah-
re 2011 auf bisher vier in diesem Jahr ge-
sunken. Von der Leyen verwies zudem auf
die Bedeutung des Einsatzes für den inter-
nationalen Seeverkehr. 20.000 bis 25.000
Schiffe passierten jährlich den Golf von
Aden. „Das ist eine große Chance für die
Region, aber dafür braucht es Sicherheit“,
sagte von der Leyen. 
Sevim Dagdelen (Die Linke) kritisierte,
dass die Bundesregierung nichts dafür tue,
die Ursachen der Piraterie zu beseitigen.

Westliche Schiffe würden den Somaliern
die Fischgründe leerfischen. Es müsse da-
rum gehen, die „Ausplünderung der Reich-
tümer Somalias zu verhindern und damit
die Piraterie auch wirklich zu bekämpfen“.
Dagdelen warf der Bundesregierung zu-
dem vor, sich mit der Verzahnung von
„Atalanta“ mit der Ausbildungsmission
EUTM Somalia in ein neues „militärisches
Abenteuer“ zu stürzen. Deutschland unter-
stütze damit eine „verbrecherischen soma-
lischen Regierung“ und werde zur Bürger-
kriegspartei. Somalia drohe, „das neue Af-
ghanistan am Indischen Ozean“ zu wer-
den. 
Michael Roth (SPD) hielt dem entgegen,
dass es „verheerend wäre, das Land verlo-
ren zu geben und seinem Schicksal zu
überlassen“. Er erinnerte daran, dass das
Mandat fest im EU-Rahmen und in einen
„umfassenden Ansatz eingebettet“ sei, der
nicht allein militärisch sei, sondern aus
Entwicklungszusammenarbeit, politi-
schem Dialog und humanitärer Hilfe be-
stehe und etwa auch in der Unterstützung
beim Wiederaufbau von Justiz und Verwal-
tung.

Auch Florian Hahn (CSU) argumentierte
in diese Richtung: Parallel zu „Atalanta“
gebe es die Bemühungen der Vereinten Na-
tionen, der EU und zusätzlich bilateral
auch der Bundesrepublik, Somalia und die
Region zu stabilisieren und staatliche
Strukturen aufzubauen. 
Die Argumentation „Somalia ist ein armes
Land, wir wollen den Menschen helfen
und bekämpfen deshalb die Piraterie“ fand
wiederum Nouripour „nicht ganz lauter“.
„Das beschreibt nicht den Einsatz, über
den wir heute sprechen.“ Das Einsatzgebiet
sei deutlich größer als die Küstenregion So-
malias, es ziele zum Beispiel auch auf Pira-
ten aus Jemen und Oman. 

Reduzierung Der Antrag wurde in die Aus-
schüsse überweisen. Die deutsche Beteili-
gung an der Operation soll laut der Bun-
desregierung soll inhaltlich gleich gestaltet
sein wie beim vorangehenden Mandat, die
personelle Obergrenze jedoch von bisher
1.400 Soldaten auf 1.200 zu reduziert wer-
den. Die Bundesregierung begründet die-
sen Schritt damit, dass die bisherige Ober-
grenze in der Vergangenheit nicht ausge-

schöpft worden sei. Zudem sei vor dem
Hintergrund der eingedämmten Piraterie
eine schrittweise Absenkung der Mandats-
obergrenze möglich und aus militärischer
Sicht folgerichtig. Darüber hinaus stellt die
Bundesregierung klar, dass durch das See-
gebiet vor Somalia die wichtigste Handels-
route zwischen Europa, der arabischen
Halbinsel und Asien führe. Diese sicher
und offen zu halten, sei eine wichtige Auf-
gabe internationaler Sicherheitspolitik
und liege auch im unmittelbaren deut-
schen Interesse.
Seit Beginn der Operation, schreibt die
Bundesregierung weiter, habe sich
Deutschland durchgehend unter anderem
mit mindestens einer Überwassereinheit
sowie mit in Dschibuti stationiertem Un-
terstützungspersonal und Soldaten in den
Hauptquartieren beteiligt. 
Der Einsatz im Rahmen von „Atalanta“
wurde vom Bundestag erstmals am 19. De-
zember 2008 gebilligt. Die Kosten beziffert
die Bundesregierung für die geplante Ver-
längerung vom 1. Juni 2014 bis zum 
31. Mai 2015 auf insgesamt rund 64,9 Mil-
lionen Euro. Alexander Heinrich ❚

ENTWICKLUNG Die Bundesregierung steht
zu ihrer Zusage, Afghanistan auch nach dem
Abzug der ISAF-Truppen Ende dieses Jahres bis
mindestens 2016 jährlich mit bis zu 430 Mil-
lionen Euro im Rahmen der Entwicklungszu-
sammenarbeit und bei der Finanzierung der
afghanischen Sicherheitskräfte zu unterstüt-
zen. Die Sicherheitslage etwa im Norden des
Landes sei heute „überwiegend oder hinrei-
chend kontrollierbar“, Entwicklungsprojekte
seien auch „in der Fläche“ möglich, sagte der
Parlamentarische Staatssekretär des Entwick-
lungsministeriums, Thomas Silberhorn (CSU),
vergangene Woche im Ausschuss für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung,
in dem es unter anderem um den Fortschritts-
bericht der Bundesregierung zur Lage in Af-
ghanistan ging (18/466). Positiv bewertete Sil-
berhorn die „überwiegend gut verlaufene“
erste Runde der Präsidentschaftswahl Anfang
April. Die Taliban hätten ihr wesentliches Ziel,
den Ablauf der Wahl massiv zu stören, nicht er-
reicht.

Ein Schwerpunkt der Zusammenarbeit werde
in den kommenden Jahren darauf liegen, eine
„selbsttragende wirtschaftliche Entwicklung“
zu ermöglichen – unter anderem beim Aufbau
von Wertschöpfungsketten, bei Fragen der Bil-
dung und Ausbildung und der Kreditfinanzie-
rung für kleine und mittlere Unternehmen so-
wie bei der Rohstoffförderung, für deren Ent-
wicklung das Land ein Bergbaugesetz auf den
Weg bringen müsse. Voraussetzung für die Hil-
fe seien unter anderem Fortschritte bei der Be-
kämpfung der Korruption und beim Schutz der
Menschenrechte. In der Frage des bisher immer
noch nicht unterzeichneten Sicherheitsabkom-
mens zwischen Afghanistan und den USA sei
die Bundesregierung „verhalten optimistisch“,
sagte Silberhorn. Das Abkommen gilt als Vo-
raussetzung für eine Nato-Folgemission nach
dem ISAF-Truppenabzug 2014, die nicht mehr
als Kampfeinsatz, sondern als Beratungsmissi-
on konzipiert ist und an der sich die Bundes-
wehr mit 600 bis 800 Soldaten beteiligen
könnte. ahe ❚

430 Millionen Euro für Afghanistan

ZUSAMMENARBEIT Der Fraktion Die Linke
gehen die Vorschläge der Bundesregierung für
die Formulierung nachhaltiger Entwicklungszie-
le (Sustainable Development Goals, SDG) in der
Nachfolge der 2015 auslaufenden UN-Millenni-
umsentwicklungsziele nicht weit genug. „Fra-
gen nach sozialer Gerechtigkeit, Umverteilung
und Regulierung, die elementar sind für die Er-
möglichung nachhaltiger Entwicklung“ greife
die Regierung in ihrem Eckpunktepapier zur
Open Working Group der UN nicht oder nur un-
zureichend auf, schreiben die Abgeordneten in
einem Antrag (18/1328), der vergangenen Don-
nerstag in die Ausschüsse überwiesen wurde.
Statt „abstrakt über hehre Zukunftsziele“ zu
diskutieren, gelte es zum Beispiel „neoliberale
Weichenstellungen“ wie Freihandelsabkom-
men zu verhindern, die nachhaltige Entwick-
lung konterkarierten, argumentierte Heike Hän-
sel (Die Linke). Georg Kippels (CDU) hielt dage-
gen: „Freihandel ist die Zukunft, nicht der Pro-
tektionismus.“ Globale Kooperation und der
Aufbau regionaler Wertschöpfungsketten seien

die Antwort auf Armut, nicht die Ablehnung von
Privateigentum und Marktwirtschaft.
Peter Meiwald (Grüne) kritisierte, dass Deutsch-
land noch längst keine Vorreiterrolle einnehme,
„Nachhaltigkeit, Klimawandel und Entwick-
lungszusammenarbeit zusammen zu denken“.
Entwicklung werde noch immer überwiegend
als „nachholende Entwicklung“ verstanden,
obgleich „der auf Wirtschaftswachstum basie-
rende Entwicklungspfad der Industrienationen
global nicht umsetzbar ist“. Die SDG „müssen
und werden auch Deutschland selbst“ betref-
fen.
Diesen Punkt hob auch Bärbel Kofler (SPD) her-
vor: Die neuen Entwicklungsziele würden als
universelle Agenda alle Staaten der Welt ver-
pflichten. „Gerade hier wird es für uns als In-
dustrienation neue Herausforderungen geben,
sich gewissen Selbstverpflichtungen zu stellen“
sagte Kofler und verwies auf verbindliche,
transparente Regeln für die Einhaltung von So-
zial- und Umweltstandards für weltweit tätige
Unternehmen. ahe ❚

UN-Entwicklungsziele im Fokus

MENSCHENRECHTE Deutschland hat für die
Bewältigung humanitärer Probleme durch den
syrischen Bürgerkrieg seit 2012 mehr als eine
halbe Milliarde Euro bereitgestellt, davon rund
280 Millionen Euro humanitäre Hilfe. Damit be-
findet sich Berlin innerhalb der EU unter den
größten Geldgebern, sagte Außenminister
Frank-Walter Steinmeier (SPD) vergangene Wo-
che im Ausschuss für Menschenrechte und hu-
manitäre Hilfe. Die Flüchtlingsströme in die sy-
rischen Nachbarländer zeigten jedoch, dass
Geld allein die Probleme nicht lösen könne. Als
Beispiel erläuterte Steinmeier die Situation in ei-
ner nordjordanischen Region mit 150.000
Flüchtlingen. Unter den gegebenen Umständen
werde das Lager unter UN-Ägide durchaus gut
gemanagt. Doch stehe es um Sicherheit und
Ordnung schlecht. Auch würden im Lager wei-
terhin Kämpfer für den Krieg in Syrien rekrutiert.
Und die ortsansässige jordanische Bevölkerung
erhalte jetzt nur noch alle zwei Wochen und
nicht mehr wie zuvor jede Woche frisches Was-
ser, was Spannungen schüre. Der SPD-Politiker
berichtete den Abgeordneten zudem von einem

wenig beachteten Problem im Libanon: Als Fol-
ge des Flüchtlingsansturms aus Syrien strömten
jetzt syrische Kinder in enormer Zahl in die Schu-
len, worunter das Bildungssystem zusammen-
zubrechen drohe.
Steinmeier nahm auch Stellung zur Lage in der
Ukraine, die er als „sehr besorgniserregend“
bezeichnete (siehe auch Seiten 1 und 7). Als
Beispiele nannte er die gezielte Tötung von
Menschen und Verletzungen der Medienfrei-
heit. Die Geiselnahme der OSZE-Militärbeob-
achter in der Ostukraine müsse man ebenfalls
als Verstoß gegen die Menschenrechte werten.
Der SPD-Politiker verteidigte vor dem Gremium
den Einsatz dieser Beobachter, zu denen auch
mehrere Deutsche gehört hatten: Sie hätten et-
wa während der Krim-Krise die wichtige Infor-
mation geliefert, dass damals keine russischen
Soldaten in die östliche Ukraine eingedrungen
seien.Aus Sicht Steinmeiers offenbart die Situa-
tion in dem Land im Osten des Kontinents, dass
sich Probleme bei der Wahrung der Menschen-
rechte nicht mehr nur vor allem außerhalb
Europas stellen. kos ❚

Hilfe für Opfer des Syrien-Konflikts

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Die deutliche Mehrheit hat bei den Parla-
mentswahlen Südafrika in der vergangenen
Woche erwartungsgemäß erneut die einsti-
ge Befreiungsbewegung African National
Congress (ANC) gewählt. Nach Auszäh-
lung von 97 Prozent der Stimmen kam der
ANC am vergangenen Freitag auf 62.2 Pro-
zent, die Wahlbeteiligung lag bei 73 Pro-
zent. Das bedeutet auch die Bestätigung
von Präsident Jacob Zuma im Amt für wei-
tere fünf Jahre. In Südafrika bestimmt das
Parlament den Präsidenten, Zumas zweite
Legislaturperiode ist angesichts der deutli-
chen ANC-Mehrheit in der Volksvertretung
gesichert.

Arbeitslosigkeit Zwar verlor der ANC fünf
Monate nach dem Tod von Nationalheld
Nelson Mandela rund drei Prozentpunkte
und verzeichnete wie bei bislang jeder
Wahl nach Einführung der Demokratie im
Jahr 1994 Verluste. Allerdings gab es selbst
in Parteikreisen die Befürchtung, der ANC
könne angesichts zahlreicher Skandale, ei-
ner weiterhin hohen Arbeitslosenquote
von offiziell 25 Prozent und niedrigem

Wirtschaftswachstum  unter die psycholo-
gisch wichtige Marke von 60 Prozent fallen.
Diese Befürchtung erfüllte sich bei den ins-
gesamt friedlichen Wahlen nicht.
Vor den Wahllokalen standen am Wahltag
auch erstmals Wähler Schlange, die nach
Einführung der Demokratie geboren wur-
de. Unter ihnen war die Erstwählerin Non-
dumiso Thabede die im Joubert Park in Jo-
hannesburg ihre Stimme abgab. Trotz der
ANC -Skandale unterstützte die Verkäufe-
rin Zuma: „Ich wähle, weil ich eines Tages
Mutter sein werde und möchte, dass die
Dinge dann für meine Kinder gut sind. Ich
unterstütze den ANC, denn der hat uns mit
seiner Leistung Strom, Wasser, Bildung und
Arbeit gebracht. Ich glaube, für die Zukunft
des Landes ist das die beste Partei“, sagte
sie.
Duduzile Nhlapo, die ebenfalls zum ersten
Mal wählte, war da am gleichen Wahllokal
anderer Meinung. „Es ist Zeit für Verände-
rungen“, sagte die 20-jährige Finanzmana-
gementstudentin. „Die Dinge haben sich
zum Besseren gewendet, aber es hätte viel
mehr erreicht werden müssen, besonders
bei der Kriminalitätsbekämpfung und der
Bildung gibt es riesige Versäumnisse.“
Die Mehrheit der Südafrikaner wählt wie
bei der ersten nichtrassistischen Wahl vor
zwanzig Jahren mit dem Herzen, die Loya-
lität scheint grenzenlos. Doch Nhlapo hat
den Befreiungskampf nie erlebt und misst

den ANC anders als viele in der älteren Ge-
neration vor allem an seinen Versprechen.
Das im Jahr 2009 ausgerufene Ziel von
fünf Millionen neuen Arbeitsplätzen bis
zum Jahr 2014 wurde nicht einmal annä-
hernd erreicht, die Zahl der Arbeitsplätze
hat sogar leicht abgenommen. Dass Zuma
und der ANC, wie nun versprochen, im
Rahmen eines großen Investitionspro-
gramms diesmal für sechs Millionen Ar-
beitsplätze sorgen will, kann sie nicht
recht glauben.

Die Democratic Alliance (DA) legte als
größte Oppositionspartei mit 22 Prozent
um rund ein Drittel im Vergleich zu den
Parlamentswahlen 2009 zu. Der Partei ge-
lingt es bei der schwarzen Bevölkerung 
allerdings nur sehr langsam, sich von dem
Image zu befreien, vor allem für die Inte-
ressen der Weißen einzustehen. Dabei sind
in den Führungspositionen zunehmend
verschiedene ethnische Gruppen des Lan-
des vertreten.Drittstärkste Kraft wurde mit
rund fünf Prozent die neue linksradikale

Partei „Kämpfer für Wirtschaftsfreiheit“
(EFF). 
Die DA konnte souverän das Westkap ver-
teidigen. Das große Ziel der DA-Vorsitzen-
den Helen Zille, dem ANC mit Gauteng ei-
ne weitere der neun Provinzen zu entrei-
ßen, wurde dagegen nicht erreicht. Immer-
hin legte die Partei in dieser Region, in der
ein Großteil der südafrikanischen Wirt-
schaftskraft generiert wird, von 22 Prozent
im Jahr 2009 auf nun 35 Prozent zu, der
ANC muss deutliche Verluste verkraften.
Sein Stimmanteil sank von 64 auf nur
noch 50 Prozent. Die Wahlen hätten ge-
zeigt, dass in der Partei die Abstammung
keine Rolle spiele, sagte Mmusi Maimane,
der DA-Premierministerkandidat für die
Provinz Gauteng.

Aufholjagd Die DA sei auf dem Weg, „dem
ANC innerhalb der nächsten zehn Jahren
das nationale Regierungsmandat zu entzie-
hen“, sagte Zille. Doch in Südafrika bleibt
es bis auf Weiteres dabei: Bis auf das West-
kap werden alle Provinzen vom African Na-
tional Congress regiert. Einen wirklichen
Politikwechsel in Südafrika kann es in dem
einst als Regenbogennation gefeierten Land
nur nach Veränderungen innerhalb der Par-
tei geben.   Christian Putsch, Johannesburg ❚

Der Autor ist freier Korrespondent 
in Südafrika. 

Die Opposition am Kap legt zu

Überprüfung einer der Piraterie verdächtigten Schiffsmannschaft im Rahmen von „Atalanta“ im Januar dieses Jahres
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SÜDAFRIKA Der regierende ANC gewinnt die Parlamentswahl – muss aber Verluste hinnehmen

Jacob Zuma (r.) begrüßt Oppositionsführerin Hellen Zille (l.) am Tag nach der Wahl
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ATALANTA Die Bundeswehr soll ein weiteres Jahr an der 
Anti-Piraterie-Mission am Horn von Afrika teilnehmen

Stabilisierung
zur See

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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S
o herzensinnig geht es selten zu
in der Politik wie in jenem
Abend im Jussupow-Palais zu
Sankt Petersburg, als Gerhard
Schröder (SPD) und Wladimir
Putin sich in den Armen lagen.

In der Ukraine tobte ein Bürgerkrieg. Putin
hatte der Bundeskanzlerin am Telefon dreis-
te Lügen aufgetischt und eine OSZE-Pa-
trouille befand sich in die Gewalt größen-
wahnsinniger Kreml-Freunde. Während bei
Festen nach alter russischer Sitte die geleer-
ten Wodkagläser zerschmettert werden, ging
es auf der Nachfeier zum 70. Geburtstag des
Altkanzlers gesittet zu. Aber dennoch hatte
Schröder am nächsten Morgen eine Menge
Scherben aufzukehren – die Scherben seines
guten Rufs in der Politik. Pech für das Ge-
burtstagskind. Sein Wahlspruch „Wahre
Freundschaft soll nicht wanken“, selbst
wenn der Freund einen krachenden Kon-
frontationskurs steuert, wurde in Deutsch-
land nicht von jedem geteilt. 
Als Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU)
ein paar Tage später mit Barack Obama vor

dem Kamin im Oval Office plauderte, hatte
der amerikanische Präsident den Journalis-
ten bereits gestanden, hier sei nicht nur eine
Kanzlerin, hier sei eine „enge Freundin“ zu
Gast, und dann berührten Zeige- und Mittel-
finger seiner Hand zartfühlend den Arm sei-
ner Partnerin. Es war eine fast schon intime
Freundschaftsgeste. Eindrucksvoller auf  je-
den Fall als das endemische Küsschen-Küss-
chen-Getue, das inzwischen zum Protokoll
westlicher Staatsbesuche gehört.  Zwar hatte
die Kanzlerin vor einigen Wochen noch be-
leidigt ins Weiße Haus gemorst: „Enge
Freunde hört man nicht ab!“ Aber mit der
Freundschaft ist das so eine Sache: Sie ver-
gibt und vergisst. Wie will man sonst in Frie-
den zusammenleben?

In der Facebook-Zeit, in der wildfremde
Menschen sich durch einen Klick am PC be-
freunden, ist die Politik geradezu ein Hort
menschlicher Nähe: Man sieht sich, man
kennt sich, man braucht sich. Und man übt
sich in der Kunst der Intrige. Das gilt für die
Weltpolitik. Es gilt für die deutsche Bühne.

Kohls Tränen Und doch haben sich Bilder
eingeprägt, die den Blick auf eine andere,
menschliche Dimension der Politik eröff-
nen. Die historische Begegnung von Helmut
Kohl (CDU) und François Mitterand 1984
auf dem Soldatenfriedhof Douaumont war
ein solcher Moment. Beim Totengedenken
an die 130.000 deutschen und französischen
Gefallenen aus dem Ersten Weltkrieg tastete
der sonst für seine eiserne Zurückhaltung ge-
rühmte französische Staatspräsident nach
der Hand des Kanzlers. Dem stockte der
Atem. Tränen stiegen ihm in die Augen. Es
war ein anrührender Moment bitterer Erin-
nerung und gemeinsamer Trauer, in dem
beide Politiker mehr über die Verbundenheit
beider Völker erkennen ließen als hundert

wohlmeinende Reden. Die Sprache ihrer Ge-
fühle wurde zur Sprache der Freundschaft.
Journalisten sind abgebrüht. Spindoktoren
kalkulieren die Emotion. Und so stehen po-
litische Freundschaftsgesten immer unter In-
szenierungsverdacht. Willy Brandt und Leo-
nid Breschnew beim gemeinsamen Schwim-
men im Schwarzen Meer, Kohls Strickjacke,
die er beim Spaziergang mit Michail Gorba-
tschow trug, als beide die letzten Widrigkei-
ten vor der deutschen Einheit beiseite räum-
ten, Merkels Grilleinladung ins vorpommer-
sche  Trinwillershagen, wo sie George W.
Bush mit geröstetem Wildschwein traktierte
– das sind keine Beweise ewiger Freund-
schaft, aber es sind Gesten, wie sie unter
Freunden üblich sind, Zeichen menschlicher

Nähe, in der sich Probleme besser bespre-
chen lassen als  am blankgeputzten Konfe-
renztisch mit Früchtekorb vor sich und einer
Entourage beflissener Fachreferenten im Rü-
cken. „Ohne eine gewisse Intimität sind gro-
ße Erfolge nicht erreichbar“, ist die Erfah-
rung von Egon Bahr  (SPD), dem Großmeis-
ter aller Spindoktoren. In seinem langen po-
litischen Leben hat er zwischen
nutzbringenden Freundschaftsgesten und
echten Freundschaften zu unterscheiden ge-
lernt.
„Wer waren deine Freunde?“, fragte Willy
Brandts Sohn Lars seinen Vater bei seinem
letzten Besuch vor dessen Tod. Brandts Ant-
wort war: „Egon“. Jahrzehnte
hatten Egon Bahr und Willy
Brandt eng zusammengear-
beitet und Politik gestaltet.
„Aus der Zusammenarbeit
ist eine Freundschaft gewor-
den, die mich über seinen
Tod hinaus begleitet“,
schreibt Bahr in seinem
Buch „Das musst du erzäh-
len“. Gemeinsam begehrten
beide in Berlin vor und nach
dem Mauerbau gegen den
sowjetischen Allmachtsan-
spruch auf. Sie ermöglichten mit dem Pas-
sierscheinabkommen die ersten Familienbe-
gegnungen nach der gewaltsamen Teilung
der Stadt. Sie entwarfen eine neue Ostpoli-
tik, kämpften gegen Intrigen in der eigenen
Partei und erlebten beglückt die Wiederver-
einigung. 

Tiefe Gefühle Gemeinsame Feinde stärken
die Freundschaft; gerade Feinde in den eige-
nen Reihen. Willy Brandt hatte die Empö-
rung über die Intrigen des SPD-Fraktionsvor-
sitzenden Herbert Wehner während der Pha-
se der Annäherung an den Osten schweigend
in sich hineingefressen. Bahr sprach für den
Freund. In seinen Augen ist Wehner der Ver-
räter, der hinter dem Rücken der Regierung
mit der Sowjetführung und DDR-Staats- und
Parteichef Erich Honecker kooperierte, Pa-
piere durchstach und in Ost-Berlin und Mos-
kau seine Verachtung über den Kanzler aus-
goss. Als Brandt nach der Guillaume-Affäre
zurücktrat und Wehner auf der Fraktionssit-
zung schrie: „Wir alle lieben ihn!“, schossen
Egon Bahr angesichts dieser „Gemeinheit
und Heuchelei“ Tränen der Wut in die Au-
gen. Auch Politiker- Freundschaften kennen
tiefe Gefühle. Die ironische Wendung
„Freund, Feind, Todfeind, Parteifreund“
wurde im Verhältnis von Wehner zu Brandt
in ihrer Extremform Realität. 
Jenseits aller Parteiprogramme bestimmen
Kalkül, Konkurrenz und Kampf um Karriere
den politischen Alltag. Was der als SPD-Vor-
sitzender gescheiterte Kurt Beck als „Verhal-
tensweisen des Wolfsrudels“ am eigenen Lei-
be erlitt, hatte der auf höfischen Intrigen spe-
zialisierte William Shakespeare schon ein
paar Jahrhunderte früher in Verse gefasst:
„Thy friends suspect for traitors while you
livest / And keep deep traitors for thy deepest

friends.“ („Argwöhne stets die Freunde wie
Verräter / Und Erzverräter acht als Busen-
freunde.“) Den Fluch schleudert die Königin
Margareta dem machtgierigen Richard ent-
gegen. Wer kann in der Politik schon sicher
sein, wer seine Freunde und wer  die Verrä-
ter sind. Shakespeares „Richard III.“ steht
immer noch auf dem Spielplan.

Kohl und Strauß Was für eine vergiftete
Männerfreundschaft schweißten Helmut
Kohl und Franz-Josef Strauß (CSU) da zu-
sammen! Sie belauerten sich bei Pfälzer
Wein und bayerischer Brotzeit. Auf Bergwan-
derungen schmiedeten sie Bündnisse. Und

zogen danach übereinander
her. „Vollkommen unfähig“,
wütete Strauss über seinen
Gerade-noch-Freund Hel-
mut Kohl. Und als der später
aus Stasi-Akten erfuhr, was
Strauß sonst noch über ihn
abgelästert hatte, seufzte er
nach dessen Dahinscheiden,
wie gut es „für den“ doch sei,
dass man ihm „diese Saue-
reien nun nicht mehr vorhal-
ten“ könne.
Jede Partei hat ihre Königs-

dramen. 1997 lächelten hoch oben über
Saar zwei glückliche Paare in die Kameras:
Christa und Oskar, Gerhard und Doris. Das
war der erste Akt des Bündnisses zwischen
den Sozialdemokraten Gerhard Schröder
und Oskar Lafontaine. „Wenn es den Begriff
Freundschaft in der Politik gibt“, sinnierte
Schröder damals, „dann würde ich ihn hier
anwenden“. Aber auch die Männerfreund-
schaft zwischen dem Saarländer und dem
Niedersachsen, beide mit höchst ehrgeizigen
Gemahlinnen an ihrer Seite, trug den Keim
des Zerwürfnisses in sich. Sie hielt, bis Schrö-
der im Kanzleramt saß und sich der gedemü-
tigte Lafontaine auf Rache sinnend und
grußlos aus seinem Ministeramt zurück an
die Saarschleife flüchtete. Das war der letzte
Akt. Machttrieb ist der größte Freundschafts-
zerstörer.
Wahre Freundschaft lässt das Parteibuch bei-
seite. Sie wird belächelt, weil sie nicht der
Parteiraison folgt. Aber sie ist beständig, weil
keiner auf den Posten des anderen scharf ist.
Solche Freundschaften gibt es im Politikbe-
trieb in vielen farblichen Tönen: dunkelrot
und gelb, rot und schwarz, und selbst in der
seltenen Variante tiefschwarz und quietsch-
grün. Dirk Niebel (FDP) nennt Dietmar
Bartsch (Die Linke) seinen Freund. Niebel
war Fallschirmjäger in der Bundeswehr,
Bartsch bei der Nationalen Volksarmee. „Die
Zeit ,beim Bund´ hat mich – wie viele Män-
ner – menschlich tief geprägt. Ich habe dort
viel gelernt, manchmal gelacht, manchmal

gelitten“, erinnert sich Niebel an seine Sol-
datenzeit und teilt diese Erfahrung mit Die-
ter Bartsch, „auch wenn wir uns eigentlich
feindlich gegenüberstanden“. Die deutsche
Einheit hat diese Freundschaft gestiftet. Jetzt
eint beide ihr Engagement für die Dritte
Welt. Niebel war Entwicklungshilfeminister,
Bartsch Berichterstatter der Linken für dieses
Ressort. 
Auch zwischen dem bayrischen Franken
Günther Beckstein (CSU) und der bayri-
schen Schwäbin Claudia Roth (Grüne) läu-
ten die Freundschaftsglocken. Die unge-
wöhnliche Freundschaft dieser beiden in
den höchst unterschiedlichen Kulturen ihrer
Parteien verankerten Politi-
ker ist eine ständige Prüfung
im Fach Toleranz, denn „al-
le Meinungen, die Claudia
vertritt, halte ich für falsch“
(sagt Beckstein) –“ „geht mir
genauso mit Dir!“ (sagt
Roth). „Seit ich die Claudia
kenne, nehme ich die Grü-
nen ernst“ (sagt Beckstein).
„Die alte Konfrontation gibt
es heute nicht mehr. Und der
Günther war einer der Auslö-
ser dieses Wandels“ (sagt
Roth). Und beide wissen: „Mal angenom-
men, ich stehe am Abgrund und bin im Be-
griff runterzufallen. Ein Freund würde mich
auf eigene Gefahr retten. Ein politischer
Freund wirft einen hinunter.“ Ehrlichkeit
und ein gnadenloser Blick auf die politische
Wirklichkeit sind das Fundament ihrer
Freundschaft.

Feuertreppe an der Spree Auch das letz-
te Freundschaftsgeheimnis der deutschen

Hauptstadt ist inzwischen gelüftet: Es ist das 
Geheimnis der Feuertreppe. Mit Hilfe dieser
Feuertreppe am Ufer der Spree wurde man-
che Krise der Großen Koalition zwischen
den Jahren 2005 und 2009 gelöst. Die Frak-
tionsvorsitzenden von Union und SPD, Vol-
ker Kauder und Peter Struck, nutzten sie bei
ihren politischen Löscheinsätzen. In fri-
scher Berliner Luft stiegen sie auf der Trep-
pe von Stufe zu Stufe, um über Abweichler
zu granteln, Gegensätze zu  kitten, Abspra-
chen zu treffen und Stimmen zu zählen.
„Volker Kauder und ich versprachen uns
von Beginn an, den anderen niemals im
Zweifel darüber zu lassen, was gemeinsam

zu schaffen ist“, erläuterte
Struck nach seinem Aus-
scheiden aus dem Deut-
schen Bundestag das ge-
meinsame Arbeitsprinzip.
Während das Fußvolk in
den beiden Fraktionen rhe-
torische Spielchen trieb, üb-
ten sich Volker Kauder und
Peter Struck in unbedingter
Verlässlichkeit. Kein Wun-
der, dass aus den alten Fah-
rensleuten dabei gute
Freunde wurden. Freund-

schaft heißt: Worauf Du Dich verlassen
kannst. Das gilt auch für die 
Politik. Ernst Elitz ❚

Der Autor war in den 1970er Jahren 
„Spiegel“-Redakteur, moderierte später 

das „heute journal“, war Fernseh-Chefredak-
teur des Süddeutschen Rundfunks und Grün-

dungsintendant des Deutschlandradios. Er
lehrt an der FU Berlin 

Kultur- und Medienmanagement.

Symbolhaltig: Frankreichs Staatspräsident François Mitterand (links) und Kanzler
Helmut Kohl (CDU) reichen sich 1984 über den Gräbern von Verdun die Hände.

Echte Freunde in der Politik: Die beiden Sozialdemokraten Kanzler Willy Brandt (links) und der Bundesgeschäftsführer der Partei, Egon Bahr, besprechen im Februar 1979 beim Spaziergang in einem Park die politische Lage.

Das Verhältnis
zwischen Kohl

und Strauß
stand für eine

vergiftete
Männerfreund-

schaft.

Auf der
Feuertreppe an

der Spree 
lösten Kauder

und Struck
manche Krise
der Koalition.

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a 

Worauf Du Dich verlassen kannst
FREUNDSCHAFT IN DER POLITIK Es gibt sie in ganz vielfältigen Formen – von ehrlich bis vergiftet. Ein Essay
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Eine Männerfreundschaft: Bundeskanzler Gerhard Schröder (SPD, links) und Russlands
Präsident Wladimir Putin feiern 2005 in St.Petersburg den Geburtstag des Gastgebers.
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Der deutsche Panzerspähwagen „Fennek“ ist bei ausländischen Streitkräften beliebt. Zuletzt zeigte Saudi-Arabien Interesse. Es ist aber unsicher, ob ein Geschäft zu Stande kommt.
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Die Bundesregierung wird geltende Abkom-
men mit Indien und Brasilien zur Förde-
rung der friedlichen Nutzung der Kernener-
gie nicht kündigen. Das hat der Bundestag
am Donnerstag in einer namentlichen Ab-
stimmung beschlossen. Er lehnte damit ei-
nen Antrag (18/1336) der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen ab, in dem diese zum einen
die Beendigung der Atomabkommen gefor-
dert hatte,  zum anderen, künftig keine wei-
teren Kreditförderungen für Atomprojekte
zu gewähren. Für den Antrag stimmten 110
Abgeordnete, 465 lehnten ihn ab. Zwei
SPD-Abgeordnete enthielten sich. 
Nach Ansicht der Grünen-Abgeordneten
Sylvia Kotting-Uhl sind die in den 1970er-
Jahren abgeschlossenen bilateralen Abkom-
men „anachronistisch und aus der Zeit ge-
fallen“. Wer den Atomausstieg im eigenen
Land ernst meine, „kann ihn im Ausland
nicht mit Außenwirtschaftsförderung unter-
stützen“, kritisierte sie. Deutschland solle
mit den betreffenden Ländern lieber im Be-
reich der Erneuerbaren Energien und der
Energieeffizienz kooperieren anstatt im Be-
reich der Nukleartechnik. Auch für Huber-
tus Zdebel (Die Linke) ist klar:  „Wer im ei-
genen Land aus der Atomkraft aussteigt,
sollte keine doppelten moralischen Stan-
dards  ansetzen und den weiteren Ausbau
von Atomkraftwerken (AKW) im Ausland

unterstützen.“ Seine Fraktion votierte daher
für den Grünen-Antrag. 
Grüne wie Linke zeigten sich enttäuscht
über die SPD. Sie verwiesen darauf, dass die
Sozialdemokraten in der vergangenen Le-
gislaturperiode zwei Anträge mit gleichen
Forderungen vorgelegt hätten, das Thema
im Koalitionsvertrag aber nicht erwähnt
werde. Ein Brief der Grünen-Fraktion an
Umweltministerin Barbara Hendricks

(SPD), mit der Bitte, das deutsch-indische
Atomabkommen zu kündigen, bevor es am
15. Mai 2014 automatisch um ein Jahr ver-
längert werde, sei unbeantwortet geblieben. 

Kritik am Verfahren Nina Scheer (SPD)
warf den Grünen vor, die Sozialdemokraten
„vorführen“ zu wollen und den Antrag oh-
ne vorherige Beratung in den Ausschüssen
sofort zur Abstimmung zu bringen. Dies sei
„nicht sachgerecht im Umgang mit diesen
ernst zu nehmenden Fragestellungen“. Sie
fügte hinzu, dass es angesichts des „engen
Zusammenhangs zwischen der zivilen und
der kriegerischen Nutzung von Atomkraft“,
in den vergangenen Jahren versäumt wor-
den sei, „genauer hinzuschauen, ob es mög-
licherweise aus sicherheitspolitischen Grü-
nen notwendig ist, an bestimmten Passagen
in diesen Verträgen festzuhalten und sie ent-
sprechend weiterzuentwickeln“. 
Philipp Lengsfeld (CDU) betonte, es müsse
in deutschem Interesse sein, dass die indi-
schen und brasilianischen AKW sicher sei-
en. Zudem sei die Atomkraft für den Ener-
giemix dieser Länder „essenziell“. Seine
Fraktionskollegin Elisabeth Motschmann
warf den Grünen „Bevormundungspolitik“
vor. Wer im eigenen Land aus der Atomkraft
aussteige, könne „noch lange nicht fordern,
dass andere es auch tun“. Johanna Metz ❚

»Doppelte moralische Standards«
UMWELT Umstrittene Atomabkommen mit Indien und Brasilien bleiben in Kraft

Atomkraftwerk in Brasilien

D
as ewig heikle Thema im
Bundestag: Genehmi-
gung von Rüstungsexpor-
ten. Wieviel Geheimhal-
tung muss das Parla-
ment der Bundesregie-

rung zugestehen? In welchem Ausmaß ist
Kontrolle möglich?
Mehr Transparenz: Darauf hatten sich CDU,
CSU und SPD im Koalitionsvertrag verstän-
digt. „Wir liefern“, sagte denn auch der
CDU-Abgeordnete Klaus-Peter Willsch im
Plenum. Betont ruhig präsentierte er die
schwarz-roten Vorschläge – ebenso wie sein
SPD-Kollege Bernd Westphal, der von ei-
nem „für alle Abgeordneten schwierigen
Thema“  sprach. Deutlich leidenschaftliche-
re Töne schlug die Opposition an. Jan van
Aken (Die Linke): mehr Transparenz gerne,
aber besser ein komplettes Exportverbot.
Agnieszka Brugger (Grüne): Transparenz,
aber echte.

»Frühe Information« Die Koalition mache
bei der Genehmigung von Rüstungskontrol-
len „die parlamentarische Nachkontrolle
dichter“. So beschrieb Willsch den schwarz-
roten Vorstoß im Bundestag. Es werde zu ei-
ner „sehr breiten, sehr frühen Information“
kommen: Insbesondere, weil spätestens
zwei Wochen nach Tagung des Bundessi-
cherheitsrates der Bundestag unterrichtet
werden müsse.
Willsch strich heraus, dass es sich bei der Be-
fassung des Bundessicherheitsrates nicht
um einen formellen Akt handle, sondern je-
des Mal um eine Einzelentscheidung. Es ge-
be keinen Anspruch auf Genehmigung. Die

Prüfung erfolge an Hand deutscher Gesetze,
orientiere sich zudem am EU-Kodex und an
den OSZE-Richtlinien. Herausragend sei die
Beachtung der Menschenrechte. Bei Nicht-
EU-Staaten und Nicht-Nato-Staaten werde
mit Genehmigungen „äußerst restriktiv“
umgegangen. Voraussetzung seien interna-
tionale Interessen wie Bekämpfung von Ter-
ror und Drogenhandel oder die Sicherung
von Seewegen.
Willsch lenkte den Blick auch darauf, dass
Deutschlands Rüstungsindustrie ihre tech-
nologischen Fähigkeiten erhalten müsse,
um bei der Sicherung der Verteidigungsbe-
reitschaft nicht von Dritten abhängig zu
werden.
Industrie? Van Aken hielt Willsch entgegen,
dass bei Rüstungsexporten ökonomische
Interessen gar nicht berücksichtigt werden
dürften. 500.000 Menschen kämen im Jahr
durch Waffengewalt um – „auch durch deut-
sche Waffen“. Nach seiner Darstellung schie-
ßen Taliban in Afghanistan „mit deutschen
Waffen auf deutsche Soldaten“.
Van Aken legte sich mit der SPD an, die in
Sachen Rüstungsexporte früher „das Maul
so weit aufgerissen“ habe und nun „vor
Scham in den Boden versinken“ müsse.
Dass der Bundestag jetzt mehr Informatio-
nen erhalten solle, sei „in Ordnung“. Indes:
„Transparenz allein verhindert keinen einzi-
gen Waffenexport.“ Es gebe „nur eine Lö-
sung“. Nämlich: „Waffenexporte komplett
verbieten.“ Er machte sich ausdrücklich mit
Blick auf die CDU/CSU-Fraktion zwar keine
Illusionen, dass dies auf absehbare Zeit im
Bundestag durchzusetzen sei. Als Erstes sol-
le aber zumindest der Export von Kleinwaf-

fen verboten werden, die zu 70 bis 80 Pro-
zent bei der Tötung von Menschen im Spiel
sind.
Als „schon sehr polemisch“ stufte Westphal
van Akens Äußerungen ein. Auch er verwies
auf die „restriktive Politik der Bundesregie-
rung“: keine Zustimmung bei Menschen-
rechtsverletzung oder Bürgerkriegen. 

Westphal erläuterte, die Koalitionsfraktio-
nen wollten keine Vermischung von Legis-
lative und Exekutive. Das Grundgesetz wei-
se Entscheidungen über Rüstungsexporte
klar der Bundesregierung zu. Allerdings: Bei
der Transparenz gebe es „Handlungsbe-

darf“. Bisher seien die Rüstungsexportbe-
richte „viel zu spät gekommen“.
Westphal hob auf die Verfassungsklage der
Grünen in Sachen Transparenz ab. Und
meinte: „Wir haben uns gegen ein Abwar-
ten auf Karlsruhe entschieden und kon-
struktiv gehandelt.“ Es würden „keine wei-
teren Geheimgremien“ geschaffen, son-

dern die  Transparenz werde zweifelsfrei er-
höht.
Ganz anderer Ansicht war da die Grünen-
Abgeordnete Brugger.  Sie kritisierte, dass
die Regierung „im Geheimen“ befinde und
dies „nicht einmal begründen“ müsse. Für

eine Demokratie sei dies „ein unhaltbarer
Zustand“. Diese Kritik sei früher von der
SPD geteilt worden. Was die Koalition nun
vorhabe, sei eine „herbe Enttäuschung“.

Menschenrechte Brugger machte einen
„immer größeren Trend zu deutschen Waf-
fenlieferungen in Staaten mit problemati-
schem Umgang mit Menschenrechtsfragen“
aus. Konkret forderte sie in diesem Zusam-
menhang von der Bundesregierung: „Stop-
pen Sie die Panzerlieferungen an Saudi-Ara-
bien!“ Sie verlangte ein Verbot von Rüstungs-
exporten in Staaten, in denen „die Men-
schenrechte mit Füßen getreten“ würden. 
Drei Anträge lagen der Debatte zugrunde. Ge-
meinsam setzen sich CDU/CSU und SPD da-
für ein, „mehr Transparenz bei Rüstungsex-
portentscheidungen“ sicherzustellen
(18/1334). Der Antrag wurde mit den Stim-
men der Koalitionsfraktionen angenommen.
Danach soll der Rüstungsexportbericht noch
vor Beginn der parlamentarischen Sommer-
pause des Folgejahres veröffentlicht werden.
Zusätzlich soll es im Herbst über das erste
Halbjahr eine Zwischeninformation geben.
Der Antrag sieht ferner umfassende Informa-
tionspflichten der Regierung für den Bundes-
tag vor. Die Grünen drängen auf „echte
Transparenz und parlamentarische Beteili-
gung“ (18/1360). Die Linke macht sich „für
ein generelles Verbot des Exports von Kriegs-
waffen und sonstigen Rüstungsgütern“ stark
(18/1348). Beide Anträge fanden keine
Mehrheit. Franz Ludwig Averdunk ❚

Der Autor ist Korrespondent der 
Westfälischen Nachrichten in Berlin.

WIRTSCHAFT Einigkeit über mehr Transparenz bei Rüstungsexporten. Linke will Ausfuhrstopp

Dichtere Kontrollen 
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HAUSHALT Der Bundesfreiwilligendienst soll
in diesem Jahr elf Millionen Euro mehr erhal-
ten. Dies beschloss der Haushaltsausschuss in
der vergangenen Woche auf Antrag der Koaliti-
onsfraktionen CDU/CSU und SPD einstimmig
bei den Beratungen zum Haushalt 2014 des
Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frau-
en und Jugend. Statt 167,2 Millionen Euro, wie
im Regierungsentwurf vorgesehen, soll der
Bundesfreiwilligendienst somit über 178,2 Mil-
lionen Euro verfügen können. Eingespart wer-
den soll das Geld auf Antrag der Koalition beim
Kinderzuschlag für Anspruchsberechtigte nach
Paragraf 6a Bundeskindergeldgesetz. Dort sol-
len danach nur noch 368,9 Millionen Euro zur
Verfügung stehen.
Im Übrigen blieb der Regierungsentwurf unver-
ändert, so dass das Ministerium weiterhin über
7,96 Milliarden Euro verfügen kann. Allerdings
sind davon rund sieben Milliarden Euro für ge-
setzliche Leistungen vorgesehen, wie Ministe-
rin Manuela Schleswig (SPD) erklärte. Zahlrei-
che Anträge der Oppositionsfraktionen Die Lin-
ke und Bündnis 90/Die Grünen blieben erfolg-
los. So wollten beide Fraktionen unter anderem
das Betreuungsgeld absenken, für das 515 Mil-
lionen Euro eingeplant sind. Dafür wollten bei-
de Fraktionen unter anderem die Maßnahmen
zur Stärkung von Vielfalt, Toleranz und Demo-

kratie von 30,5 Millionen Euro auf 50 Millionen
Euro erhöhen.
Ohne große Veränderungen passierten auch die
Regierungsentwürfe für den Haushalt 2014 der
Bundesministerien für Wirtschaft und Energie
sowie für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reak-
torsicherheit den Haushaltsausschuss. Lediglich
im Etat des Wirtschaftsministeriums erhöhten
die Abgeordneten einstimmig auf Antrag der
Koalitionsfraktionen die Verpflichtungsermäch-
tigungen für die Kosten der internationalen Zu-
sammenarbeit auf dem Gebiet der Wirtschafts-
und Technologiepolitik um 56.000 Euro auf
350.000 Euro und für Baumaßnahmen um 
2,75 Millionen Euro auf 20,16 Millionen Euro.
Beide Verpflichtungsermächtigungen werden
erst ab 2015 fällig.
Auch bei diesen Ministerien blieben die Anträ-
ge der Opposition erfolglos. So forderten die
Grünen unter anderem mehr Mittel für Energie-
forschung und weniger Geld für die Förderung
von maritimen Technologien. Die Linksfraktion
setzte sich ebenso erfolglos unter anderem für
eine höhere Zuweisung an die Gemeinschafts-
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur“ ein.
Bundeswirtschaftsminister Sigmar Gabriel
(SPD) kündigte an, dass die Förderprogramme
überprüft werden müssten. Michael Klein ❚

Mehr Geld für Freiwilligendienst 

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

Lkw-Maut wird
ausgeweitet    
VERKEHR Bundesverkehrsminister Alexan-
der Dobrindt (CSU) will die zukünftigen
geringeren Mauteinnahmen wegen des neu-
en Wegekostengutachtens durch eine Aus-
dehnung der Lkw-Maut auf weitere 1.000
Kilometer Bundesstraßen und die Einbezie-
hung von Fahrzeugen mit mehr als 7,5 Ton-
nen Gesamtgewicht ausgleichen. Der Rest
werde aus dem allgemeinen Haushalt über-
wiesen. Dies erklärte er vergangene Woche
im Ausschuss für Verkehr und digitale Infra-
struktur. Als Termin für die Ausweitung der
Lkw-Maut auf weitere Bundesstraßen nann-
te er den 1. Juli 2015, die 7,5-Tonner sollen
zum 1. Oktober 2015 einbezogen werden.
Die vorgesehene Lkw-Maut auf allen Bun-
desstraßen könnte Mitte 2018 eingeführt
werden. Die bisherige Ausweitung der Lkw-
Maut auf einige vier- und mehrspurige  Bun-
desstraßen führte zu keinen signifikanten
Verkehrsverlagerungen. Dies geht aus einer
Unterrichtung der Bundesregierung
(18/689) hervor. mik ❚

Änderungen bei
Finanzgesetzen   
FINANZEN  Überwiegend redaktionelle Än-
derungen enthält der von der Bundesregie-
rung eingebrachte Entwurf eines Gesetzes
zur Anpassung von Gesetzen auf dem Ge-
biet des Finanzmarktes (18/1305), der am
vergangenen Donnerstag zur weiteren Bera-
tungen an die Ausschüsse überwiesen wur-
de.  Die Änderungen erfolgen im Nachgang
zur Umsetzung von komplexen EU-Vorla-
gen beziehungsweise internationalen Vor-
gaben, wie die Regierung im Gesetzentwurf
ausführt. Diese Umsetzungen waren am En-
de der 17. Legislaturperiode vorgenommen
worden. 
Außerdem sollen Redaktionsversehen bei
der zusätzlichen Beaufsichtigung der Fi-
nanzunternehmen eines Finanzkonglome-
rats im CRD IV-Umsetzungsgesetz sowie im
AIFM-Umsetzungsgesetz beseitigt werden.
Vorgesehen ist im Gesetzentwurf ebenfalls
eine Anpassung der Definition von offenen
und geschlossenen Alternativen Invest-
mentfonds.  hle ❚

Kritik an Grüner
Gentechnik
UMWELT Im Bundestag wächst die Kritik an
der so genannten Grünen Gentechnik. So-
wohl SPD, Die Linke, Bündnis 90/Die Grü-
nen als auch die CSU haben am vergange-
ne Woche im Umweltausschuss Vorbehalte
gegen den Anbau gentechnisch veränderter
Pflanzen (GVO) in Deutschland geäußert.
SPD, Linke und Grüne forderten ein euro-
paweites Moratorium für die Zulassung des
GVO-Anbaus, bis ein neues überarbeitetes
Zulassungsverfahren auf Grundlage der Vor-
schläge des Europäischen Parlaments (EP)
von 2011 umgesetzt sei. Sie kündigten einen
entprechenden Entschließungsantrag an.
Die von der EU geplante Einführung einer
„Opt-Out-Klausel“, die nationale Anbau-
verbote von gentechnisch veränderten
Pflanzen möglich machen soll, werteten sie
im Detail ebenfalls kritisch. Die CDU
sprach sich indes für die Grüne Gentechnik
aus. Langzeituntersuchungen hätten keine
Hinweise auf Risiken ergeben, zudem sei sie
wichtig bei der Bekämpfung des weltweiten
Hungers. joh ■

Linke will neues
Düngerecht
LANDWIRTSCHAFT Die Fraktion Die Linke
will die Wasserqualität in der Europäischen
Union sichern und fordert die Bundesregie-
rung daher auf, einen Entwurf zur Ände-
rung der Düngeverordnung vorzulegen.
Dieser solle so ausgestaltet sein, dass der
Nährstoffeintrag in Grund- und Oberflä-
chengewässer künftig verringert und Über-
düngung vermieden werde. In einem ent-
sprechenden Antrag (18/1332), über den
der Bundestag am Donnerstag in erster Le-
sung beriet, verlangen die Abgeordneten au-
ßerdem einen Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung zur Änderung des Düngegesetzes.
Unter anderem solle er die Festlegung einer
Obergrenze für die Aufbringung von orga-
nischem Dünger in der Düngeverordnung
ermöglichen. 
Die Linksfraktion begründet ihren Antrag
damit, dass in einigen Regionen Deutsch-
lands  derzeit die Werte für die maximal er-
laubten Stickstoff-Salden deutlich über-
schritten würden. Dies gefährde das Öko-
system und die biologische Vielfalt.eis/joh ❚
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V
ermeintlich waren es „nur“
Kommunalwahlen. Und
wenn es am 7. Mai 1989 nach
dem Willen der Staatsfüh-
rung der DDR gegangen wä-
re, dann hätten diese Wahlen

mit dem gleichen Ergebnis geendet wie alle
anderen Wahlen zuvor in der Geschichte der
DDR – mit einem Ergebnis von weit über 
90 Prozent für die Einheitsliste der Nationa-
len Front, sprich die SED und die sogenann-
ten Blockparteien. Als Vorsitzender der Wahl-
kommission verkündete Egon Krenz dann
auch das gewünschte „amtliche“ Ergebnis:
98,89 Prozent entfielen auf die Nationale
Front bei einer Wahlbeteiligung von 98,77
Prozent. Doch die Kommunalwahlen vor 25
Jahren unterschieden sich grundlegend von
alle anderen Wahlen zuvor und leiteten in
letzter Konsequenz den Zusammenbruch der
sozialistischen Diktatur ein. Noch am Wahl-
abend demonstrierten rund 1.000 Bürger ge-

gen die all zu offensichtliche Manipulation
der Wahlen. 

Wahlbeobachtung In vielen Wahllokalen
hatten Bürger von ihrem im Wahlrecht ver-
brieften Recht Gebrauch gemacht, der Stim-
menauszählung beizuwohnen. Und diese
Beobachter kamen zu ganz anderen Ergeb-
nissen als dem verkündeten: So hatten nach
ihren Berechnungen durchschnittlich bis zu
sieben Prozent der Wähler gegen die Ein-
heitsliste gestimmt. In manchen Wahlloka-
len lag die Ablehnungsquote sogar bei bis
zu 20 Prozent.  
In den Tagen nach der Wahl erhoben Bür-
gerrechtler massenhaft Einspruch gegen die
Wahlen und stellten gar Strafanzeige wegen
Wahlfälschung. Doch der Justizapparat
lehnte die Anfechtungen auf Weisung von
Oben ab. Der Wahlbetrug  trieb zunehmend
mehr DRR-Bürger auf die Straßen. Am 
4. September kam es in Leipzig im An-

schluss an das Friedensgebet in der Nikolai-
kirche zur ersten Montagsdemonstration.
Am 9. Oktober demonstrierten bereits
70.000 Menschen in Leipzig – obwohl oder
gerade weil die Polizei am 7. September äu-
ßerst brutal gegen Demonstranten auf dem
Berliner Alexanderplatz vorgegangen war.
Dort kam es am 4. November schließlich
auch zur größten nichtstaatlichen Massen-
demonstration in der Geschichte der DDR
mit mehreren hundertausend Teilnehmern.
Fünf Tage später fiel die Mauer.
Anlässlich des 25-jährigen Jahrestages der
Kommunalwahl von 1989 gedachte der
Bundestag in der vergangenen Woche in ei-
ner Debatte der Ereignisse. Fraktionsüber-
greifend bezeichnten alle Redner die ge-
fälschte Kommunalwahl als „Ausgangs-
punkt“ und „Initialzündung“ für die friedli-
che Demonstration des Jahres 1989 in der
DDR, die schließlich zum Ende des SED-Re-
gimes und der Deutschen Einheit führte.

„Der heutige Tag ist Anlass, uns der funda-
mentalen Bedeutung freier, allgemeiner,
gleicher und ungestörter Wahlen für die De-
mokratie in Erinnerung zu rufen“, betonte
Bundesinnenminister Thomas de Maizière
(CDU). Ein Blick auf die Welt und die aktu-
ellen Ereignisse in der Ukraine offenbare,
dass freie Wahlen entgegen der Wahrneh-
mung vieler Deutscher eben keine Selbstver-
ständlichkeit seien, sagte de Maizière.  

Wahlaufruf Iris Gleicke (SPD), Beauftragte
der Bundesregierung für die neuen Bundes-
länder, appellierte an die Bürger, von ihrem
Wahlrecht deshalb auch Gebrauch zu ma-
chen: „Wer diejenigen wirklich ehren will,
die vor 25 Jahren mutig darauf bestanden
haben, eine echte Wahl zu haben, der geht
wählen und der wählt eine demokratische
Partei.“ Die sei „das Erbe des 7. Mai 1989“.
Zugleich übte Gleicke scharfe Kritik an „re-
nommierten Journalisten“ wie Gabor Stein-
gart, die sich in ihren Büchern öffentlich
zum Nichtwählen bekennen. Solches „Ge-
schwätz könnte zu einem bösen Erwachen
führen“. Sie wolle jedenfalls keine Neonazis
in den Parlamenten sehen. Sie habe kein
Verständnis dafür, „dass Leute es schick fin-
den, nicht wählen zu gehen“. 
In die Debatte mischten sich jedoch auch
nachdenkliche Töne. Steffi Lemke (Bündnis
90/Die Grünen) erinnerte daran, dass sich
viele Hoffnungen der DDR-Bürger an die
Demokratie nicht erfüllt hätten. Auch sie
habe oft an „unserer Demokratie gezwei-
felt“ und sei „teilweise verzweifelt“, räumte
die Parlamentarierin ein. „Ich glaube, dass
keine und keiner sich 1989 und auch nicht
1990 hat träumen lassen, dass wir 25 Jahre
nach der friedlichen Revolution in unserem
Lande darüber diskutieren, wie wir die To-
talüberwachung unserer elektronischen
Kommunikation beenden können“, mahn-
te Lemke. Sie sei allerdings überzeugt, „dass
die Freiheit auch in dieser Frage siegen
wird“. 

Schuldzuweisungen Beim CDU-Abgeord-
neten Michael Kretschmer stieß Lemke mit
ihrer Rede jedoch auf Unverständnis: Er ver-
stehe nicht, wie man über Internetüberwa-
chung reden kann, „ohne sich Gedanken
darüber zu machen, was eigentlich gewesen
wäre, wenn die DDR über diese Möglichkei-
ten verfügt hätte“. Kretschmer übte zugleich
scharfe Kritik an der Linkspartei als Nach-
folgerin der SED. Die Linke habe sich nie
bei den Opfern der SED-Diktatur entschul-
digt und auch das Unrecht in der DDR nie
anerkannt. Um so wichtiger sei es, dass die
DDR und ihre „wirklich schlimme, linke,
kommunistische sozialistische Ideologie“
nicht in Vergessenheit gerät, mahnte
Kretschmer.
Zuvor hatte André Hahn (Linke) diesen Vor-
wurf zurückgewiesen und umgekehrt gegen-
über der CDU erhoben. Seine Partei habe
sich „wesentlich intensiver und vor allem
selbstkritischer“ mit der Rolle der SED aus-
eiandergesetzt als etwa die ehemalige Block-
partei der Ost-CDU. Hahn erinnerte daran,
dass der heutige Ministerpräsident von
Sachsen, Stanislaw Tillich (CDU), als Ergeb-
nis der gefälschten Kommunalwahl in den
Kreistag Kamenz eingezogen sei. „Das wer-
fe ich ihm nicht vor, den Umgang mit sei-
ner eigenen Biografie aber schon“, sagte
Hahn. Umgekehrt sei es der jetztige Linken-
Fraktionschef Gregor Gysi gewesen, der im
Mai 1989 im Auftrag des Bürgerrechtlers
Rainer Eppelmann Strafanzeige gegen die
Wahlfälschungen erhoben habe. 
Monika Lazar (Grüne) hielt daraufhin so-
wohl Kretschmer als auch Hahn entgegen,
dass weder die CDU noch die Linke die Er-
ben der Bürgerrechtsbewegung in der DDR
seien. „Die Erben waren, wenn überhaupt,
Bündnis 90 und die Grünen sowie die Ost-
SPD.“ Alexander Weinlein ❚

„Nirgendwo sonst hätte ich den Film in 
57 Tagen drehen können“, schwärmt der
französische Regisseur Christophe Gans
vom Studio Babelsberg, wo er für 35 Millio-
nen Euro das Märchen „Die Schöne und das
Biest“ inszenierte.  „Ohne Zeitverzug konn-
te die Crew von einem Set zum nächsten
wechseln.“ Mit seinem Lobgesang ist Gans
nicht alleine. Babelsberg gehört zu den Top-
Adressen des Films. In diesen Tagen steht
hier Oscar-Gewinnerin Jennifer Lawrence
für die Teile 3 und 4 der Kultbuch-Adapti-
on „Die Tribute von Panem“ vor der Kame-
ra. Trotzdem sind die Sorgenfalten auf der
Stirn von Christoph Fisser und Charly Wöb-
cken, Geschäftsführer der Babelsberger Stu-
dios, nicht zu übersehen. Ihre Gespräche
über neue Projekte leiden unter der Unsi-
cherheit zur Zukunft des Deutschen Film-
förderfonds (DFFF). 

Gekürzte Mittel Seit 2007 wird die hiesige
Filmproduktion über den DFFF mit 60 Mil-
lionen Euro jährlich unterstützt. 15 Prozent
des Budgets erhalten die Produzenten als
Zuschuss. 2013 standen erstmals 70 Millio-
nen Euro zur Verfügung. Auf diese Summe
hoffte die Branche auch 2014. Im Entwurf
des Bundeshaushaltes sind jedoch nur 
60 Millionen Euro eingeplant. Das Finanz-
ministerium begründet dies mit dem Um-
stand, dass 2013 nur knapp 63 Millionen
Euro abgerufen wurden.

Gegen die Kürzung läuft die Filmwirtschaft
dennoch in seltener Einmütigkeit Sturm.
Selbst der Hauptverband deutscher Film-
theater, der gerne die Verstopfung der Kinos
mit Dutzenden Filmen beklagt, die keine
10.000 Zuschauer anlocken, protestiert.
Quantitativ schnellte die Zahl deutscher Fil-
me ab 2007 nach oben. Doch nur Komö-
dien wie zuletzt „Fuck ju Göthe“ locken
Millionen in die Kinos. Was fehlt, sind
künstlerische Glanzleistungen. 
Die Filmbranche will jedoch nicht nur die
Aufstockung des DFFF im Haushalt errei-
chen. Gemeinsam mit Kulturstaatministe-
rin Monika Grütters (CDU) und dem Parla-
ment würde sie gerne Änderungen im Regle-
ment des DFFF angehen. So zog sich das
Fernsehen nach Einführung des DFFF aus
der Finanzierung von Filmen zurück. Sein
Anteil an den Budgets sank von 14 auf sie-
ben Prozent. Eine Quote für die Beteiligung
der Sender wäre – vor allem bei Dokumen-
tarfilmen – sinnvoll.
Immerhin hatten CDU/CSU und SPD im
Koalitionsvertrag vereinbar, den Filmför-
derfonds, der bislang auf je drei Jahre befris-
tet war, dauerhaft fortzuführen. In letzter
Minute hingegen hatten die Unterhändler
der Koalitionäre dagegen die Erhöhung des
DFFF auf 70 Millionen Euro und der Weg-
fall der Kappungsgrenzen gestrichen. Vier
Millionen Euro fließen automatisch vom
DFFF für einen geförderten Film. Jeder wei-

tere Cent muss von den Produzenten bean-
tragt werden. Nach oben ist die Förderung
auf zehn Millionen Euro gedeckelt. Bislang
erhielt sie nur Tom Tykwers „Wolkenatlas“.

Gutes Geschäft Der mittelständischen
deutschen Filmbranche fällt der Abschied
von diesen Regeln schwer. Sie fürchtet, dass
Hollywood den DFFF leert. Allerdings loh-
nen sich gerade diese Filme für den deut-
schen Staat. Steuern und Sozialabgaben des
Studios Babelsberg und der Mitarbeiter
übertreffen die Fördersumme um ein Viel-
faches. Clooney, Tarantino oder Gans wären
ohne den DFFF nie nach Deutschland ge-
kommen. Doch die Akquise fällt den Ba-
belsbergern trotz des DFFF nicht leicht,
denn viele Länder Europas locken mit hö-
heren Nachlässen. Litauen oder Island för-
dern jeden Film mit 20 Prozent der Gesamt-
budgets. Großbritannien bietet 25 Prozent
auf die ersten 20 Millionen Pfund, anschlie-
ßend 20 Prozent des Budgets.
Die britische Regierung etablierte ihr An-
reizmodell, damit Agenten-Ikone „007“
nicht zum Dreh nach Prag zieht. Frankreich
legte nach, nachdem Tarantinos „Inglorio-
us Basterds“ in Brandenburg entstand. Sein
Star Brad Pitt spielt gerade in „Fury“ erneut
einen US-Soldaten, der 1945 deutschen Bo-
den befreit. Gedreht wird in England. Das
Studio Babelsberg hatte vergeblich mitge-
boten. Katharina Dockhorn ❚

Lobgesänge und Ängste in Babelsberg
MEDIEN Die Filmbranche fordert eine Erhöhung des Förderfonds

Initialzündung
GESCHICHTE Bundestag erinnert an Proteste gegen die 
gefälschten Kommunalwahlen in der DDR vor 25 Jahren 

Bis zu 500.000 Menschen demonstrierten am 4. November 1989 in Ost-Berlin gegen das SED-Regime.
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Ulrich Chaussy:
Oktoberfest.
Das Attentat. Wie
die Verdrängung
des Rechtsterrors
begann.

Ch. Links Verlag,
Berlin 2014;
269 S., 19,90 €

Am Haupteingang zum Oktoberfest an der
Münchner Theresienwiese explodierte am
26. September 1980 ein Sprengsatz. Die in
einem Abfalleimer deponierte Bombe tötete
13 Menschen, über 200 wurden verletzt. Die
Ermittlungsbehörden identifizierten schnell
den beim Anschlag getöteten 21 Jahre alten
Studenten Gundolf Köhler als Alleintäter.
Mehr als 30 Jahre lang untersuchte der
Münchner Journalist Ulrich Chaussy den Ter-
rorakt. Als Quellen dienten ihm unter ande-
rem die Ermittlungsakten, die man ihm 1983
zugespielt hatte. Daraufhin warf er dem
Staatschutz in der ersten Fassung seines
1985 erschienenen Buches vor, wichtigen
Hinweisen von Augenzeugen weder nach-
gegangen zu sein, noch sie richtig interpre-
tiert zu haben. Stattdessen hätten sich die
Ermittler von Anfang an auf Köhler als Ein-
zeltäter festgelegt. Dass er nachweislich
zwei Mal mit Mitgliedern der Wehrsport-
gruppe Hoffmann trainiert und deren rechts-
extreme Gesinnung geteilt hatte, habe wäh-
rend der Ermittlungen keine Rolle gespielt.
In der aktualisierten Fassung seines Buches
stützt sich der Autor vor allem auf Augen-
zeugenberichte: Danach wurde der Täter zu-
sammen mit mehreren Personen unmittel-
bar vor der Explosion gesehen.
Nach dem Anschlag vom September 1980
machten konservative Politiker die amtie-
rende sozial-liberale Bundesregierung, ins-
besondere den damaligen Bundesinnenmi-
nister Gerhart Baum (FDP), für den Terrorakt
verantwortlich. Unions-Kanzlerkandidat
Franz Josef Strauß (CSU) suchte das Ereignis
für seinen Wahlkampf auszuschlachten und
warf Baum vor, den politisch motivierten
Terrorismus zu verharmlosen. Dabei hatte
Strauß selbst das Treiben der Wehrsportgru-
pe Hoffmann wiederholt heruntergespielt.
Chaussy zieht Parallelen zwischen dem An-
schlag von 1980 und den NSU-Morden: In
beiden Fällen hätten die Staatsschutzorga-
ne viel zu lange weggesehen beziehungs-
weise die Täter unter ausländischen Krimi-
nellen gesucht. Sein Fazit lautet: Das Ver-
drängen des rechten Terrors begann bereits
in München. manu ❚

Olaf Jessen:
Verdun 1916.
Urschlacht des
Jahrhunderts.

C.H. Beck Verlag,
München 2014;
496 S., 24,95 €

Juli 1914: „Fest steht und treu die Wacht, die
Wacht am Rhein!“, schmettern deutsche
Reservisten, die schwarz-weiß-rote Fahne
schwenkend, wenige Tage vor Ausbruch des
Ersten Weltkriegs im Zentrum von London.
Der beurlaubte Leutnant Cordt von Brandis
marschiert begeistert mit und hält diesen
heute so absurd anmutenden Moment in
seinem Tagebuch fest. 19 Monate später
wird er während der „Urschlacht des Jahr-
hunderts“ von Verdun für spätere Historiker
weitere wertvolle Beobachtungen notieren.
Die längste Schlacht der Weltgeschichte
dauerte zehn Monate: vom deutschen An-
griff am 21. Februar 1916 bis zum Ende der
französischen Großoffensive am 20. Dezem-
ber 1916. Sie kostete 700.000 Soldaten das
Leben. Dieses Ereignis veränderte nicht nur
die politische Lage in Frankreich und in
Deutschland, sie befeuerte auch die Entste-
hung der „Dolchstoßlegende“, begünstigte
den Bau der Maginot-Linie und legte damit
die Grundlage für Frankreichs Niederlage
gegen die Wehrmacht im „Blitzkrieg“ 1940.
Dies arbeitet der Historiker Olaf Jesse in sei-
nem enzyklopädischen Werk über die
Schlacht überzeugend heraus.
Jesse nutzte für seine Recherchen nicht ver-
öffentliche deutsche und französische Ar-
chivdokumente über das militärische Vorge-
hen bei Verdun und untermauert seine Er-
zählung mit hunderten Augenzeugenberich-
ten, vom General bis zum Zugführer. So
gelingt es ihm, das Wechselspiel zwischen
dem „Krieg des kleinen Mannes“ und dem
der Heerführer zu beleuchten. Ausführlich
analysiert Jesse die berühmt-berüchtigte
„Weihnachtsdenkschrift“ des General-
stabschefs Erich von Falkenhayn, um dem
Leser zu verdeutlichen, was dieser unter
dem „Ausbluten“ der Franzosen bei Verdun
verstand.
Obwohl die zahlreichen Zitate den Erzähl-
fluss häufig unterbrechen und die Lektüre so
erschweren, macht diese Art der Darstellung
das Buch gleichzeitig so wertvoll und au-
thentisch. Der Leser meint den Soldaten
selbst zuhören zu können, die vor hundert
Jahren in die Hölle von Verdun geschickt
wurden. manu ❚

KURZ REZENSIERT Linke: Mandela
statt Kissinger
BILDUNG Die Fraktion Die Linke fordert in
einem Antrag (18/1329) die Bundesregie-
rung auf, unverzüglich zu klären, welche
Universität in Deutschland eine Nelson-
Mandela-Stiftungsprofessur für Friedenspo-
litik und Völkerrecht einrichten kann. Un-
terstützung würde die Universität aus Mit-
teln des Bundes bekommen. Zudem soll si-
chergestellt werden, dass in den Verträgen
für die Errichtung der Professur Transpa-
renzregelungen aufgenommen werden, um
eine personelle und inhaltliche Einfluss-
nahme des Bundes zu verhindern. Mit der
Professur soll der Bundestag die Verdienste
des am 5. Dezember 2013 verstorbenen
Friedensnobelpreisträgers und Freiheits-
kämpfers Nelson Mandela würdigen.
Gleichzeitig will die Linksfraktion die Ein-
richtung einer Henry-Kissinger-Stiftungs-
professur an der Universität Bonn verhin-
dern. Dies fordert sie in einem weiteren An-
trag (18/1330). Sie begründet dies mit den
gegen den früheren US-Außenminister er-
hobenen Vorwürfen wegen schwerster Men-
schenrechts- und Völkerrechtsverletzungen,
die bis heute nicht hätten ausgeräumt wer-
den können. Der US-Politiker Kissinger sei
als Identifikationsfigur für eine an rechts-
staatlichen Grundsätzen ausgerichtete aka-
demische Einrichtung nicht geeignet.
Der Bundestag überwies die beiden Anträge
am vergangenen Donnerstag ohne Ausspra-
che in die Ausschüsse. rol/aw ❚

Grünen-Vorstoß
zu Uni-Finanzen
BILDUNG Die Fraktion Bündnis 90/Grünen
fordert die Bundesregierung auf, die zweite
Phase des Hochschulpaktes zu finanzieren,
so wie es in der Gemeinsamen Wissen-
schaftskonferenz (GWK) beschlossen wor-
den ist. Der Bundestag überwies den ent-
sprechenden Antrag (18/1337) am vergan-
genen Donnerstag in erster Lesung in die
Ausschüsse. 
Nach dem Willen der Grünen soll eine Vor-
sorge für die Finanzlücke getroffen werden,
die aufgrund höher ausgefallener Studien-
platznachfrage in den letzten beiden Jahren
aufgetreten sei. Die Hochschulen in
Deutschland seien zentrale Orte der Wis-
sensgesellschaft und -ökonomie, die Anfor-
derungen an sie hätten sich ständig erhöht. 
Gemeinsam mit den Bund-Länder-Sonder-
programmen „Pakt für Forschung und In-
novation“, der „Exzellenzinitiative“ und
dem „Qualitätspakt Lehre“ seien durch den
Hochschulpakt in den letzten Jahren erheb-
liche zusätzliche Mittel in das Wissen-
schaftssystem investiert worden. Das Aus-
laufen dieser Wissenschaftspakte müsse ge-
nutzt werden, die verschiedenen Instru-
mente besser aufeinander abzustimmen, zu
einer engeren Kooperation zwischen Bund
und Ländern in Bildung und Forschung zu
kommen.
Die Linksfraktion unterstützte das Anliegen
der Grünen in der Debatte. Auch die Koali-
tionsfraktionen CDU/CSU und SPD signa-
lisierten Verhandlungsbereitschaft in den
Ausschussberatungen. Der Antrag greife ein
wichtiges Thema auf. rol/aw ❚

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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>Günter Herterich ✝✝
Bundestagsabgeordneter 1980-1987,
SPD
Am 21. April starb Günter Herterich im Alter
von 74 Jahren. Der Kölner Historiker, SPD-Mit-
glied seit 1963, wurde 1979 dortiger Unterbe-
zirksvorsitzender und stellvertretender Vorsit-
zender des SPD-Bezirks Mittelrhein. 1975 bis
1980 gehörte er dem nordrein-westfälischen
Landtag an. Herterich arbeitete in beiden
Wahlperioden im Auswärtigen Ausschuss mit.

>Hans-Peter Kemper
Bundestagsabgeordneter 1993-2005,
SPD
Hans-Peter Kemper wird am 12. Mai 70 Jahre
alt. Der leitende Polizeibeamte aus
Heiden/Kreis Borken schloss sich 1969 der SPD
an und war dort von 1975 bis 1996 Gemein-
derat. 1991 trat er an die Spitze des SPD-Un-
terbezirks Borken und war seit 1990 Mitglied
des SPD-Bezirksvorstands Westliches Westfa-
len. Im Bundestag arbeitete Kemper im Innen-
sowie im Haushaltsausschuss mit. 2004/05
war er Beauftragter der Bundesregierung für
Aussiedlerfragen und nationale Minderheiten.

>Wilhelm Schmidt
Bundestagsabgeordneter 1987-2005,
SPD
Am 13. Mai begeht Wilhelm Schmidt seinen
70. Geburtstag. Der Verwaltungsbeamte aus
Salzgitter wurde 1964 SPD-Mitglied und ge-
hörte von 1978 bis 1986 dem niedersächsi-
schen Landtag an. Im Bundestag engagierte
er sich unter anderem im Ausschuss für Frau-
en und Jugend sowie im Sportausschuss. Von
1994 bis 2005 war er Parlamentarischer bzw.
zuletzt Erster Parlamentarischer Geschäftsfüh-
rer der SPD-Fraktion. Schmidt ist Vorsitzender
des Präsidiums des AWO-Bundesverbands.

>Alexander Warrikoff
Bundestagsabgeordneter 1983-1994,
CDU
Alexander Warrikoff vollendet am 14. Mai sein
80. Lebensjahr. Der promovierte Jurist, Ge-
schäftsführer und Rechtsanwalt trat 1974 der
CDU bei, war von 1974 bis 1983 Mitglied des
Kreisvorstands Wetterau und Vorsitzender des
hessischen Landesverbands des CDU-Wirt-
schaftsrats.Warrikoff arbeitete zuletzt im Aus-
schuss für Arbeit und Sozialordnung mit.

>Gert Weisskirchen
Bundestagsabgeordneter 1976-2009,
SPD
Am 16. Mai wird Gert Weisskirchen 70 Jahre
alt. Der Fachhochschul-Professor aus Wiesloch
trat 1966 der SPD bei und war von 1973 bis
1991 Kreisvorsitzender der SPD Rhein-Neckar.
Von 1973 bis 1997 gehörte er dem SPD-Lan-
desvorstand Baden-Württemberg an und war
Mitglied der SPD-Grundwerte- sowie der Kon-
trollkommission. Weisskirchen, von 1998 bis
2007 Mitglied im Vorstand seiner Bundestags-
fraktion, engagierte sich von 1990 bis 2009 im
Auswärtigen Ausschuss.

>Walter Buckpesch
Bundestagsabgeordneter 1983-1987,
SPD
Am 22. Mai vollendet Walter Buckpesch sein
90. Lebensjahr. Der Berufsschullehrer aus Of-
fenbach trat 1953 der SPD bei und war von
1956 bis 1961 Mitglied der dortigen Stadtver-
ordnetenversammlung. Von 1962 bis 1974
amtierte er als hauptamtlicher Stadtrat und
von 1974 bis 1980 als Offenbacher Oberbür-
germeister. Buckpesch arbeitete im Verkehrs-
ausschuss mit.

>Reinhard Meyer zu Bentrup
Bundestagsabgeordneter 1976-1994,
CDU
Reinhard Meyer zu Bentrup wird am 22. Mai
75 Jahre alt. Der Diplom-Landwirt und promo-
vierte Agrarwissenschaftler aus Bielefeld war
dort von 1973 bis 1979 CDU-Ratsherr. Von
1975 bis 1986 amtierte er als Vorsitzender des
Landesagrarausschusses der CDU in Westfa-
len-Lippe und war Mitglied des CDU-Bundes-
fachausschusses Agrarpolitik. Meyer zu Ben-
trup arbeitete in allen fünf Wahlperioden im
Finanzausschuss mit.

>Antje Huber
Bundestagsabgeordnete 1969-1987,
SPD
Am 23. Mai begeht Antje Huber ihren 90. Ge-
burtstag. Die Redakteurin und  Akademie-Do-
zentin aus Essen trat 1948 der SPD bei und
war von 1972 bis 1992 stellvertretende SPD-
Landesvorsitzende in Nordrhein-Westfalen.
Von 1975 bis 1983 gehörte sie dem Bundes-
vorstand und von 1978 bis 1984 dem SPD-
Präsidium an. Huber, die sich vorwiegend im
Finanzausschuss engagierte, amtierte von
1976 bis 1982 als Bundesministerin für Ju-
gend, Familie und Gesundheit. In ihrer Amts-
zeit wurde 1979 das Gesetz zum Mutter-
schaftsurlaub mit Arbeitsplatzgarantie und
Kündigungsschutz eingeführt. Ende April
1982 trat sie aus Protest gegen Kindergeld-
kürzung zurück.

>Nils Diederich
Bundestagsabgeordneter 1976-1987,
1989-1994, SPD
Am 24. Mai vollendet Nils Diederich sein 
80. Lebensjahr. Der promovierte Volkswirt, So-
ziologe und Politik-Professor an der Berliner
FU trat 1952 der SPD bei. 1985/86 war er stell-
vertretender Berliner SPD-Vorsitzender. Diede-
rich, vielfältig in wissenschaftlichen und ge-
meinnützigen Vereinigungen engagiert, arbei-
tete vorwiegend im Finanz- sowie im Haus-
haltsausschuss mit. bmh ❚

Was hat die Figur des Odysseus aus der griechischen My-
thologie mit dem Deutschen Bundestag zu tun? Bevor der
griechische Seefahrer in den Trojanischen Krieg zog und
bekanntlich nach zehnjähriger Irrfahrt wieder zu Hause
ankam, beauftragte er seinen engen Freund Mentor, wäh-
rend seiner Abwesenheit auf seinen Sohn Telemachos auf-
zupassen. Von diesem Freund leitet sich der Begriff des
„Mentors“ ab – ein meist älterer, kluger und wohlwollen-
der Berater eines jungen Menschen. 
Genauso lange wie Odysseus für seine Rückkehr aus Troja
brauchte, so lange gibt es auch schon das Mentoring-Pro-
gramm des Deutschen Bundestages. Entsprechend wurde
das Jubiläum mit einer Festveranstaltung und Podiumsdis-
kussion im Paul-Löbe-Haus des Bundestages gewürdigt.
Beim Mentoring-Programm erhalten Angestellte der Ver-
waltung, die Mentees, die Möglichkeit, sich in regelmäßi-
gen Treffen mit Kollegen aus anderen Abteilungen, den
Mentoren, auszutauschen, Einblick in deren Arbeit zu er-
halten und sich beruflich wie privat weiterzuentwickeln.
Die Gleichstellungsbeauftragte des Bundestages, Andrea

Kruse, bei der das Programm angesiedelt ist, sagte, ur-
sprünglich sei das Programm entwickelt worden, um den
Frauenanteil in der Verwaltung zu erhöhen. Im Laufe der
Zeit habe man es aber immer wieder angepasst und auch
für Männer geöffnet. Ins Leben gerufen wurde das Pro-
gramm im Jahr 2003 von der damaligen Gleichstellungs-
beauftragten Antje Lange. Unter den obersten Bundesbe-
hörden war die Bundestagsverwaltung die erste, die ein sol-
ches Programm installierte. Inzwischen haben sich in ins-
gesamt zehn Mentoring-Projekten 153 Mentees von 
65 engagierten und erfahrenen Mentorinnen und Mento-
ren unterstützen und fördern lassen. Für die kommenden
Jahre soll die Dauer der Mentoring-Runden von einem auf
zwei Jahre erhöht werden, sagte Kruse. „Das steigert die
Qualität und tut uns und dem Projekt nur gut.“   
Der Direktor beim Deutschen Bundestag, Horst Risse, be-
dankte sich bei allen Beteiligten und sagte: „Das Mentoring
ist ein wichtiger Bestandteil der Mitarbeiterförderung.“ Es
biete jedem die Chance, sich im besonderen Maße zu ent-
wickeln. Gleichzeitig wies er darauf hin, dass sich hinter der

Figur des Mentors die griechische Göttin Athene verborgen
habe. Deshalb sei die Anordnung des Programms bei der
Gleichstellungsbeauftragten „nicht nur technisch richtig,
sondern auch einer höheren Weisheit gefolgt“. 
Birgit Gaiser, Organisatorin von Mentoring-Programmen
bei der Helmholtzstiftung, erklärte die Vorteile eine sol-
chen Programmes: „Vom Mentoring profitieren beide Sei-
ten, sowohl die Mentees als auch die Mentoren.“ Es stärke
die Arbeitszufriedenheit und habe eine positive Wirkung
auf die Organisationskultur. Besonders wichtig sei das
„Matching“ zwischen Mentor und Mentee, sagte Gaiser,
schließlich gehe es beim Mentoring um individuelle Un-
terstützung, persönliche Weitergabe von Wissen und Er-
fahrung sowie um den Zugang zu wichtigen Netzwerken.
In einem Grußwort zum Jubiläum sagte Bundestagspräsi-
dent  Norbert Lammert (CDU): „Mentoring ist selbstver-
ständlicher Teil der Kommunikationskultur unseres Hau-
ses.“ Von der offenen Kommunikation über Alters-, Ge-
schlechter-, Hierarchie- und Abteilungsgrenzen hinweg
profitierten am Ende alle. Julian Burgert ❚

»Das steigert die Qualität und tut uns nur gut«

ORTSTERMIN: JUBILÄUM »ZEHN JAHRE MENTORING-PROGRAMM«

Der neunte
Präsident
23.Mai 2004:Horst Köhler gewählt„Horst
...Wer?", fragte „Bild“ im März 2004 auf der
Titelseite. Der Kandidat mit dem Nachna-
men Köhler, den Union und FDP nach lan-
gen Diskussionen ins Rennen um das Amt
des Bundespräsidenten geschickt hatten,
war den meisten Deutschen unbekannt.
Prominentere Namen waren gehandelt
worden, wie Bayerns Ministerpräsident Ed-
mund Stoiber (CSU) oder Ex-Umweltmi-
nister Klaus Töpfer (CDU). Lange galt Wolf-
gang Schäuble (CDU) als Favorit, scheiter-
te aber am Widerstand der FDP. So wählte
die Bundesversammlung am 23. Mai 2004
den ehemaligen Direktor des Internationa-
len Währungsfonds, Horst Köhler, zum
Nachfolger von Johannes Rau (SPD) als

neunten Bundespräsidenten. Die  Kandida-
tin von SPD und Grünen, Gesine Schwan,
unterlag mit 604 zu 589 Stimmen.
Aus „Horst...Wer?“ wurde in der Boule-
vard-Presse schnell „Super-Horst“. Seinem
Anspruch, „notfalls ein unbequemer Prä-
sident“ zu sein, wurde Köhler gerecht.
Wiederholt eckte er bei Politik und Wirt-
schaft an: Er vereitelte den Plan von Rot-
Grün, den Tag der Deutschen Einheit als
Feiertag abzuschaffen, später verweigerte
er seine Unterschrift unter ein Gesetz der
Großen Koalition zur Privatisierung der
Flugsicherung und geißelte auf dem Höhe-
punkt der Wirtschaftskrise die Finanz-
märkte als „Monster“. Der heute 71-Jähri-
ge wurde 2009 wiedergewählt. Doch seine
zweite Amtszeit endete schlagartig: Am 
31. Mai 2010 trat Köhler zurück. Hinter-
grund war ein Interview, in dem er den
Bundeswehreinsatz in Afghanistan in ei-
nen Zusammenhang mit deutschen Wirt-
schaftsinteressen stellte.  Benjamin Stahl ❚

Rivalitäten gibt es nicht nur in der
Politik, auch unter Städten kann
es robust zugehen. Köln gegen
Düsseldorf, Kiel contra Lübeck,

Dresden versus Leipzig – dafür gibt es viele
Beispiele. Unübertroffen aber ist die Feind-
schaft zwischen Braunschweig und Hanno-
ver. Bei Fußballspielen geht es da so wild
zu, dass kürzlich die 96er Fans beim Bun-
desligaspiel bei Braunschweigs Eintracht
nur in eskortierten Bussen anreisen durften.
Jede despektierliche Äußerung führt sofort
zu hitzigsten Reaktionen. So, als sich zu-
letzt ein Braunschweiger Historiker als „so
ausländerfreundlich“ bezeichnete, dass er
sogar „Studierende aus Hannover in seine
Vorlesungen lasse“. Oder andererseits, als
ein hannoverscher Rathausmann in einem
offiziellen Schreiben Braunschweig als
„verbotene Stadt“ titulierte. Dabei hat es
Hannover, als Hauptstadt Niedersachsens
und dazu mit der „Hannover-Connection“
von Gerhard Schröder, Sigmar Gabriel,
Christian Wulff bis hin zu Carsten Masch-
meyer gesegnet, gar nicht nötig, gegen die
kleineren Nachbarn im Osten zu treten. 
Denn Braunschweig hat alles verloren. Die
Eintracht steht wieder mal vor dem Abstieg.
Und die frühere Metropole Heinrichs des
Löwen („Die Löwenstadt“), einst viel
mächtiger als das gut 50 Kilometer entfern-
te Hannover, ist heute nur noch ein Schat-
ten ihrer selbst. 1692 bekamen die welfi-
schen Vettern an der Leine die Kurfürsten-
würde. 1714 gar bestieg der erste Hannove-
raner Welfe den englischen Königsthron.
Dazu wird am nächsten Wochenende in
Hannover ein Ausstellungsreigen eröffnet –
kein Wunder, dass sich Braunschweigs
Oberbürgermeister dem Begehren wider-
setzte, daran teilzunehmen. Braunschweig
muss auch in diesem Jahr kleinere Bröt-
chen backen und erinnert an den 300. To-
destag Herzogs Anton Ulrich von Braun-
schweig-Wolfenbüttel. Hans Krump ❚

Feindschaft
ohne Ende 
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VOR 10 JAHREN ...

Kanzler Gerhard Schröder (SPD, li.) gra-
tuliert Horst Köhler nach der Wahl.

Mentoren und Mentees bei den Jubiläumsfeiern im Bundestag
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Zur Ausgabe 15 vom 7.4.2014, „Senioren-
teller ist angerichtet“ auf Seite 1:
Der Teller sollte ausgelöffelt werden, nachdem
die Versicherten die Renteninformation der
Deutschen Rentenversicherung genau gelesen
haben. Diese geben einen Überblick über den
aktuellen Stand des Rentenversicherungskon-
tos und enthalten eine Hochrechnung über
die voraussichtliche Regelaltersrente. 
Aufgrund der sich abzeichnenden Leistungs-
niveauverringerung bei der gesetzlichen Ren-
tenversicherung nimmt nun nicht nur die Be-
deutung ihrer Informationen, sondern auch
die Bedeutung von aussagekräftigen Vorsor-
geinformationen aus allen anderen Bereichen
der (betrieblichen und privaten) Altersvorsor-
ge zu. Es ist deshalb erforderlich, dass auch die
anderen Institutionen der Altersvorsorge,
noch getrennt von der gesetz-
lichen Rentenversicherung,
eine vergleichbare Vorsor-
geinformation den Versicher-
ten regelmäßig zukommen
lassen. 

Manfred Glombik,
Hildesheim

Zur Ausgabe 18-19 vom
28.4.2014, „Vorteil für die
Kleinen“ auf Seite 6:
In Ihrem Artikel schreiben
Sie, die Alternative für
Deutschland (AfD) habe ne-
ben anderen Parteien gegen

die Drei-Prozent-Sperrklausel bei der Euro-
pawahl geklagt. Das ist falsch. Die AfD war
gerade kein Kläger, da sie eine Drei-Prozent-
Hürde derzeit auch gar nicht zu fürchten
hat, wie es in einigen Medien dazu hieß.

Heiko Urbanzyk, 
Werne an der Lippe

Anmerkung der Redaktion: 
Der Leser hat Recht. Geklagt hatten andere
kleinere Parteien, darunter die Piraten, die
Freien Wähler und die NPD. 

Zur Ausgabe 18-19 vom 28.4.2014, „Die
Macht des Faktischen“ auf Seite 3:
Ich freue mich, dass die Autorin des Artikels
die mangelnde Planung der Europäischen

Union kritisiert und darf darauf verweisen,
dass ich im Jahr 1995 in der Zeitschrift „Aus
Politik und Zeitgeschichte“, der Beilage Ih-
rer Zeitung, dafür plädiert habe, die EU mö-
ge nicht nur passiv auf Anträge zum Beitritt
reagieren. Sie solle stattdessen aktiv eine Po-
litik fördern, welche eine Großgliederung
der Welt unterhalb der Vereinten Nationen
und oberhalb der Nationen anstrebt. Die
damals aufgeworfene Frage „Wohin mit
Osteuropa?“ muss jetzt nach der Entschei-
dung der Ukraine für den Westen als „Wo-
hin mit Eurasien?“ neu gestellt werden. Ich
würde mich freuen, wenn die Zeitung „Das
Parlament“ diese Aufgabe auf sich nehmen
würde.  

Professor Hans-Heinrich Nolte, 
Barsinghausen

Zu „Das Parlament“ allgemein:
Ich war überrascht von der Existenz Ihres Pe-
riodikums. Es ist sehr informativ und gut ge-
macht. Bitte achten Sie doch darauf, beim Re-
digieren von Vortragsfassungen Begriffe und
Abkürzungen in eckigen Klammern zu erklä-
ren. Weiterhin erfolgreiches Arbeiten. 

Horst Weickardt, 
Berlin

Zur  Ausgabe  18-19 vom 28.4.2014, In-
terview mit Theo Waigel auf Seite 2:
Herr Waigel sagt zur Zuwanderung in unsere
Sozialsysteme, dass es hiergegen Maßnah-
men geben und „auch rechtlich einiges ge-
klärt werden“ müsse. Das ist richtig. Aber
wie leichtfertig haben unsere Politiker die
Verträge in Brüssel eigentlich ausgehandelt,

dass Armutzuwanderer, die
hier nie einen Cent Sozial-
beiträge eingezahlt oder ge-
arbeitet haben, Hartz IV be-
kommen? Schon gibt es ent-
sprechende Urteile von Sozi-
algerichten, also kann das
ganze System nicht wasser-
dicht sein. Sollten solche
EU-Bürger hier massenhaft
Sozialleistungen abgreifen
können, wird unser Sozial-
system kollabieren und eine
gewaltige Europafeindlich-
keit erzeugt. 

Hermann Klose, Düsseldorf
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Mit der Reform des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes
wollen wir sicherstellen,

dass die Energiewende weiter voran-
kommt. Bei den Ausbaupfaden für
Windenergie und Photovoltaik wird
die Höhe nicht etwa, wie gelegent-
lich öffentlich behauptet, verringert,
sondern verstetigt, und sie werden
sogar weiter ausgebaut. Der Aus-
baupfad der Photovoltaik bleibt wie
bisher. Beim Aus-
baupfad für Wind-
energie an Land le-
gen wir mit ebenfalls
2,5 Gigawatt pro Jahr
den höchsten Wert
als Ziel fest, den wir
in den letzten zehn
Jahren nur ein einzi-
ges Mal erreicht ha-
ben. Damit werden
die beiden kostengünstigsten For-
men der erneuerbaren Energien die
Energiewende weiterhin tragen.

Beim Ausbaupfad für die eher kos-
tenintensive Biomasse erfolgt eine
Festlegung auf die Verwendung von
Reststoffen und auf 100 Megawatt
pro Jahr. Bei Offshorewind wollen
wir durch einen Ausbaupfad von 6,5
Gigawatt bis 2020 die Größenord-
nung erreichen, die wir brauchen,
um eine echte Industrialisierung vo-
ranzutreiben und damit deutliche
Kostensenkungen auch in diesem
Feld der Produktion erneuerbarer
Energien zu erreichen. Die Stahl-
und Werftindustrie im Norden und
Osten Deutschlands, aber auch der
Maschinenbau und die Elektrotech-
nik im Westen und im Süden der Re-
publik werden davon profitieren.

Ich nenne diese ambitionierten
Ausbauziele so detailliert, um zu zei-
gen, dass niemand Sorge haben

muss, die Energiewende würde aus-
gebremst oder die Ausbauziele der
erneuerbaren Energien würden ins-
gesamt begrenzt, im Gegenteil.

Herr Krischer, bei Kenntnis der
Grundrechenarten muss man Fol-
gendes erkennen: Zehn Jahre lang ist
nur einmal die Leistung von 2,5 Gi-
gawatt an Land erreicht worden, und
jetzt liegt ein Gesetzentwurf vor, in
dem vorgesehen ist, dass man diese
2,5 Gigawatt jedes Jahr erreicht. An-
gesichts dessen ist es bei Kenntnis
der Grundrechenarten relativ schwer,
öffentlich zu behaupten, man würde
den Ausbau der Windenergie an
Land ausbremsen.

Aber umgekehrt gilt auch: Dort,
wo nach 20 Jahren Förderung die
Kosten nicht gesunken, sondern ge-
stiegen sind, fahren wir den Ausbau
deutlich zurück. Dort, wo wir Über-
förderungen der Windenergie sehen
- auch dies ist zum Teil bei sehr gu-
ten Standorten der Fall -, bauen wir
die Überförderung ab. Beides gehört
zusammen:

Ausbau der kostengünstigen Ener-
gieträger und Abbau der kostenin-

tensiven Energieträ-
ger und der Überför-
derung - nur durch
diese Kombination
machen wir die Ener-
giewende erfolg-
reich, sicher und be-
zahlbar.

Heute haben die
erneuerbaren Ener-
gien am Strommarkt

einen Anteil am Stromverbrauch von
etwa 25 Prozent. Wir wollen 2025 ei-
nen Anteil der erneuerbaren Ener-
gien am Nettostromverbrauch von
40 bis 45 Prozent haben, bis 2035
sogar von 55 bis 60 Prozent.
Deutschland wird Vorreiter für eine
Energiepolitik bleiben, die uns mit-
tel- und langfristig übrigens auch un-
abhängiger vom Import konventio-
neller Energieträger machen wird.
Wir setzen die Energiewende damit
unbeirrt fort, aber wir sichern auch
ihre Voraussetzungen. Diese lauten:
Bezahlbarkeit und Sicherheit in der
Versorgung. Nur wenn wir diese bei-
den Voraussetzungen gewährleisten,
wird die Energiewende dauerhaft die
Unterstützung der Bürgerinnen und
Bürger behalten.

Ich will mich an dieser Stelle aus-
drücklich bei all denen bedanken,
die sich dieser Herausforderung ge-
rade in den letzten Wochen und Mo-

naten intensiv gestellt haben. Das
gilt auch für die Länder, meine Da-
men und Herren. Trotz mancher Än-
derungsvorschläge im Detail, die si-
cher auch in den Beratungen im
Deutschen Bundestag und im Bun-
desrat auftauchen werden - über sie
muss noch diskutiert und es muss
entschieden werden -, findet der jetzt
vorgelegte Gesetzentwurf nach in-
tensiver Beratung in Zielrichtung
und Ausrichtung die Zustimmung al-
ler Ministerpräsidenten der Bundes-
länder. Das gilt ausdrücklich auch
für den Weg in die Marktintegration
und in die Ausschreibungen ab 2017.
Niemand - darauf lege ich Wert -
muss Angst davor haben, dass auf
diesem Weg Bürgerwindparks oder
Energiegenossenschaften keine
Chance auf Teilnahme mehr erhal-
ten.

Im Gegenteil: Wir werden einen
gesonderten Gesetzentwurf in den
Bundestag einbringen, mit dem wir
diese Beteiligung der Bürgerinnen
und Bürger nachhaltig sichern wer-
den, meine Damen und Herren.

Die Zustimmung der Länder zu
diesem Gesetzentwurf, jedenfalls in
Zielrichtung und Ausrichtung, ist
auch deshalb so wichtig, weil das
Wichtigste für die Energiewende na-
türlich Planbarkeit und Berechen-
barkeit sind. Wir müssen in eine Si-
tuation kommen, in der auch bei
wechselnden Regierungsmehrheiten
in Bund und Ländern nicht wieder
Richtungswechsel herbeigeführt und
veränderte Rahmenbedingungen für
die Energiewende erzeugt werden.

Meine Damen und Herren, als der
Beschluss fiel, erneuerbare Energien
mit garantierten Abnahmepreisen zu
fördern, waren Windräder und Pho-
tovoltaikkraftwerke erst eine Ni-
schentechnologie. Heute sind die Er-
neuerbaren auf dem Weg zur Leit-
technologie. Genau deshalb müssen
wir das Erneuerbare-Energien-Gesetz
jetzt ändern. Es ist ein Unterschied,
ob ein Gesetz eine Nischentechnolo-
gie fördern soll oder ob es eine Tech-
nologie fördern soll, die sozusagen
zum veritablen Bestandteil, zum
Leitbestandteil des Strommarktes
werden soll.

Vieles ist durch den Ausbau der Er-
neuerbaren in großem Stil verbessert
worden. Seit es das EEG gibt, konn-
ten vor allen Dingen die Kosten der
Stromerzeugung in den Bereichen
Windenergie und Photovoltaik dras-
tisch gesenkt werden. Aber diese ra-

sche Entwicklung hat auch ihren
Preis, und zwar im doppelten Sinn:
Neben sinkenden Kosten pro Anlage
gibt es steigende Systemkosten der
Energiewende. Diese gilt es in den
nächsten Wochen und Monaten zu
stabilisieren. Denn der Ausbau der
erneuerbaren Energien ist vor allen
Dingen in systematischer Hinsicht
eine Herausforderung. Es ist falsch,
"Je schneller, desto besser" zum Mot-
to der Energiewende zu erklären. Das
Motto muss lauten: „Je systemati-
scher, desto besser" und "Je planvol-
ler, desto besser". Das muss das Ziel
der Energiewende sein.

Für diese systematische Einbin-
dung fehlt es zurzeit immer noch an
vielem: Es fehlt an Netzen und Spei-
chern. Es fehlt die
Klärung der Verbin-
dung zwischen er-
neuerbaren Energien
und fossilen Kraft-
werksparks. Es fehlt
an einem neuen
Strommarktdesign.
Es fehlt an europäi-
scher Einbettung. Es
fehlt natürlich auch
an einem funktionierenden Emissi-
onshandel. All diese Aufgaben müs-
sen in den nächsten Monaten ange-
gangen werden. Das, was wir jetzt
vorliegen haben, ist nur ein erster
Baustein. Die systematische Einbin-
dung ist aber die Voraussetzung für
den Erfolg der Energiewende.

Eine Bemerkung noch zum Emis-
sionshandel. Natürlich ist es eigent-
lich unfassbar, dass wir viel Geld für
die Förderung der erneuerbaren
Energien ausgeben und gleichzeitig
seit zwei Jahren steigende CO2-
Emissionen in Deutschland und
Europa zu verzeichnen haben.

Aber es ist eben nicht so, wie Sie
behaupten. Das Schlimme ist, Herr
Krischer: Sie wissen das ganz genau.
In einer aufgeklärten Debatte darf
man nicht das Gegenteil dessen, was
man selber genau weiß, öffentlich er-
klären.

Ich meine das nicht persönlich. Es
ist aber gut, dass man angesichts sol-
cher Zwischenrufe die Sachverhalte
erläutern kann. Wie Sie wissen, ist
das Problem, dass der europäische
Emissionshandel zerstört ist. Es ist
diese Bundesregierung, die sich in
Euro pa darum bemüht, Bünd-
nispartner zu gewinnen, um den
Emissionshandel endlich wieder in
Gang zu bekommen. Sie sollten uns
dafür loben und uns nicht öffentlich
kritisieren!

Meine Damen und Herren, in den
letzten Wochen ist viel darüber de-
battiert worden, ob es richtig ist, die
deutsche Industrie von den Kosten
der Energiewende in Teilen zu befrei-
en.  Immer wieder wird dabei der
Versuch unternommen, die Interes-

sen der Verbraucherinnen und Ver-
braucher gegen die Interessen am Er-
halt industrieller Arbeitsplätze aus-
zuspielen. Auch gestern in der Frage-
stunde im Deutschen Bundestag ist
das wieder in Teilen der Fall gewesen.
Ich glaube, dass der Versuch, Ver-
braucher gegen industrielle Arbeits-
plätze auszuspielen, grundfalsch ist,
meine Damen und Herren, grund-
falsch.

Zunächst muss man einmal mit
der Mär aufräumen, die deutsche In-
dustrie würde keinen Beitrag zur
Umstellung auf erneuerbare Ener-
gien leisten. Der Beitrag der deut-
schen Industrie zur EEG-Umlage
umfasst mehr als 7 Milliarden Euro.
Wenn Sie Dienstleistungen, Handel

und Gewerbe dazu-
zählen, sind es insge-
samt mehr als 12
Milliarden Euro. Das
ist mehr als die Hälf-
te der Kosten, die wir
beim Ausbau der er-
neuerbaren Energien
zu bewältigen ha-
ben.

In Wahrheit geht
es um ungefähr 2 000 Industrie-un-
ternehmen mit entsprechender inter-
nationaler Handelsintensität, deren
Energieintensität dazu führt, dass
drastisch steigende EEG-Umlage-
Kosten für sie im Hinblick auf ihre
internationale Konkurrenzfähigkeit
zu einem massiven Wettbewerbs-
nachteil würden. Natürlich könnten
wir einen Dreipersonenhaushalt bei
den Stromkosten um 40 bis 45 Euro
pro Jahr entlasten, wenn wir auch
diesen 2 000 Unternehmen sämtli-
che Ausnahmen streichen würden. -
Übrigens: Wenn man das machte,
wovon Herr Krischer behauptet, ich
hätte das versprochen, dann betrüge
die Entlastung gerade einmal 1 Mil-
liarde Euro, dann würde ein Dreiper-
sonenhaushalt nicht einmal 10 Euro
im Jahr sparen. - Der Preis dafür wä-
re allerdings der Verlust von Hun-
derttausenden industriellen Arbeits-
plätzen in diesem Land.

Es ist doch keine Erfindung von
Industrielobbyisten, dass die Strom-
preise in den USA halb so hoch sind
wie in Europa und in Deutschland.
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Sigmar Gabriel (*1959)
Bundesminister

Sigmar Gabriel, Bundesminister für Wirtschaft und Energie:

Bezahlbarkeit und Sicherheit der
Energieversorgung sicherstellen 

Wir wollen 2025
einen Anteil der

erneuerbaren
Energien 

von 55 bis 60
Prozent.

Vieles ist durch
den Ausbau der
Erneuerbaren im

großen Stil 
verbessert 

worden.
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Fortsetzung von Seite 1: Sigmar Gabriel (Bundesminister für Wirtschaft und Energie)

Es ist doch keine Erfindung von In-
dustrielobbyisten, dass, wenn wir
uns nicht in der Europäischen Uni-
on dafür eingesetzt hätten, diese
Ausnahmen beizubehalten, mittel-
ständische Unternehmen mit 200,
300, 400 Beschäftigten auf einmal
statt einer halben Million Euro EEG-
Umlage 1,5 Millionen Euro, manche
sogar 6 Millionen Euro zu tragen
hätten. Sie wären unmittelbar in die
Insolvenz marschiert. Deswegen ist
es richtig, dass wir uns für diese Aus-
nahmen eingesetzt haben, meine
Damen und Herren.

Wer Verbraucher gegen industriel-
le Wertschöpfung ausspielt, der
macht beide zum Verlierer; denn ge-
rade die Tatsache, dass wir eine mit-
telständische industrielle Wert-
schöpfung haben, ist doch der
Grund, warum wir besser aus der
Krise herausgekommen sind als an-
dere.

Noch etwas: Wir wollten mit der
Energiewende Nachahmer erzeugen.
Wir wollten doch nicht Klimaschutz
in Deutschland machen, sondern
wir wollten andere dafür gewinnen,
dass sie mitmachen. Das werden die
aber nur dann tun, wenn wir mit der
Energiewende den industriellen Er-
folg unseres Landes nicht beschädi-
gen. Wir werden doch kein Entwick-
lungsland dazu bringen, seinen In-
dustrialisierungspfad nachhaltig mit
erneuerbaren Energien zu gestalten,

wenn das Land, das am stärksten in-
dustrialisiert ist in Europa, seine In-
dustrie dabei beschädigt.

Niemand würde uns folgen, mei-
ne Damen und Herren, niemand.

Gestern hat das Kabinett deshalb
die Besondere Ausgleichsregelung für
stromintensive Unternehmen be-
schlossen. Weil auch dazu wirklich
viele falsche Aussagen getroffen wur-
den, zum Beispiel, wir würden die
Pelzindustrie oder
den Braunkohletage-
bau oder Urananrei-
cherungsanlagen för-
dern, will ich dazu
einmal ein paar Be-
merkungen machen:
Entweder gehört ein
Unternehmen zu den
68 Branchen auf der
Liste, die die EU-
Kommission veröffentlicht hat; dann
hat es die Möglichkeit, beim BAFA ei-
nen Antrag zu stellen, um eine Befrei-
ung zu erhalten. Das heißt aber noch
nicht, dass dieser Antrag genehmi-
gungsfähig ist - dazu muss das Unter-
nehmen nachweisen, dass das Ver-
hältnis Stromkosten zur Bruttowert-
schöpfung mindestens 16 bzw. 17
Prozent ausmacht. Deswegen wird
das zitierte Unternehmen der Pelzin-
dustrie oder auch die Urananreiche-
rungsanlage in Zukunft genauso we-
nig wie in der Vergangenheit eine
Ausnahme genehmigt bekommen. In

der Vergangenheit gab es in Deutsch-
land übrigens überhaupt keine Be-
dingungen dafür; das gesamte produ-
zierende Gewerbe konnte Anträge
stellen. Jetzt reduzieren wir das auf ei-
ne ausgewiesene Liste von Branchen.
Aber es ist einfach - seien Sie mir nicht
böse! - entweder mangelnder Kennt-
nisstand oder absichtliche Desinfor-
mation, wenn öffentlich erklärt wird,
jeder, der auf der Liste steht, würde ei-

ne Ausnahme geneh-
migt bekommen. Ich
finde, es ist ganz ein-
fach: Statt das öffent-
lich zu behaupten,
kann der, der eine
Frage hat, uns ein-
fach einmal anrufen.
Aber ich gebe zu: Die
nächste Pressemittei-
lung wird dann

schwieriger.
Die zweite Möglichkeit ist: Man

gehört zwar nicht zu diesen 68 Bran-
chen, steht aber auf einer zweiten
Branchenliste, die die EU-Kommissi-
on veröffentlicht hat. Um auf dieser
zweiten Branchenliste zu erschei-
nen, ist nur eine Handelsintensität
von mehr als 4 Prozent erforderlich.
Nach unserer Besonderen Aus-
gleichsregelung kann ein Unterneh-
men demgegenüber nur dann einen
entsprechenden Antrag stellen,
wenn es eine Stromkostenintensität
von mehr als 20 Prozent aufweist.

Ich will nur darauf hinweisen,
dass die Stromkostenintensität und
die Handelsintensität der Branche
Voraussetzungen dafür sind, dass
man eine Ausnahmegenehmigung
erhält.

Noch etwas war und ist uns wich-
tig: In der Vergangenheit haben Un-
ternehmen, zum Beispiel Schlacht-
höfe, damit begonnen, ihre Arbeit-
nehmer auszugliedern und sie in
finsterste Werkvertragsverhältnisse
zu bringen. Dadurch haben sie ihre
Bruttowertschöpfung künstlich re-
duziert, um in den Genuss der Be-
sonderen Ausgleichsregelung zu
kommen.

Wir haben in der EU durchsetzen
können, dass wir die Wertschöpfung
durch Leiharbeiter, Werkvertragsar-
beitnehmer und andere mit zur
Bruttowertschöpfung zählen kön-
nen, damit wir mit dem Erneuerba-
re-Energien-Gesetz nicht einen An-
reiz dafür setzen, aus fairen Beschäf-
tigungsverhältnissen zu fliehen. Das
wird mit dieser Besonderen Aus-
gleichsregelung endlich geändert.

Aus den genannten Gründen ist
es falsch, zu behaupten, dass sich
bereits aus dem Erscheinen einer
Branche auf der Liste automatisch
der Anspruch auf eine Ermäßigung
hinsichtlich der EEG-Umlage er-
gibt.

Der vorliegende Entwurf des EEG
orientiert sich eben nicht an Einzel-

interessen, sondern zielt auf einen
breiten Konsens über das übergeord-
nete Interesse unseres Landes ab.
Meine Bitte ist, dass wir den Versuch
unternehmen - und ich bin mir si-
cher, wir können das schaffen -, den
Gesetzentwurf noch vor der Som-
merpause nicht nur hier, sondern
auch im Bundesrat zu Ende zu bera-
ten, weil das die Voraussetzung da-
für ist, dass wir die Energiewende
ohne weitere Konflikte mit der Euro-
päischen Union, aber auch ohne
Konflikte in Bezug auf Planungsun-
sicherheit fortsetzen und die erneu-
erbaren Energien erfolgreich aus-
bauen können.

Ich sage aber auch: Das hier ist
nur der erste Baustein dessen, was
wir in dieser Legislaturperiode ge-
meinsam schaffen müssen. Es gibt
noch viel mehr zu tun. Ich bin mir
sicher, dass wir den gefundenen
Konsens über den Ausstieg aus der
Atomenergie auch hinsichtlich der
Frage finden müssen, wie wir erneu-
erbare Energien, Netzintegration,
Speicher, Kapazitätsmärkte und an-
deres miteinander organisieren
können. Nur wenn wir bei der Ener-
giewende einen breiten gesellschaft-
lichen Konsens erreichen, erreichen
wir auch Planbarkeit und Sicher-
heit, und das ist die wichtigste Vo-
raussetzung.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Herr Minister Gabriel, ich
muss mich über die Aussa-
gen, die Sie heute zu den

Industrierabatten gemacht haben,
schon wundern. Vor ein paar Mona-
ten - im Dezember; das ist ja noch
nicht so lange her - wurden Sie
noch mit völlig anderen Aussagen
zitiert.

Dort hieß es:
Man kann die Ausnahmeregelun-

gen
- gemeint waren die Industriera-

batte -

deutlich reduzieren, das haben
wir auch schon im Wahlkampf ge-
sagt, dass das sein muss. Das, was
früher FDP und CDU da gemacht
hatten, war viel zu groß.

Das ist offenbar lange her und
längst vergessen; denn in der Zwi-
schenzeit haben Sie sich damit ge-
brüstet, dass Sie die ganze Zeit mit
viel Tamtam nach Brüssel gereist
sind und die Anzahl der zu befreien-
den Unternehmen und Branchen
ausgeweitet haben.

Am Ende haben Sie dann auch
noch einen zum Teil unbefristeten
Bestandsschutz für diejenigen Bran-
chen durchgesetzt, die von CDU und
FDP damals befreit wurden. Wissen
Sie, das ist unlogisch. Ich finde es ein
Stück weit unfair, sich von diesen
ehemaligen Zielen so mir nichts, dir
nichts zu verabschieden.

Dann sagen Sie hier: Die Verbrau-
cher sollen sich nicht als Verlierer
fühlen. - Schön wäre es! Wo sind
denn bitte schön die Fakten, die die-
se Aussage unterlegen? Es bleibt
doch auch bei dem, was Sie jetzt ver-
handelt haben, dabei, dass im End-
effekt die Rentnerin und der Student
für Wiesenhof und die Steinkohlein-
dustrie die Stromrechnung mitbe-

zahlen. Dann sagen Sie auch noch:
Das ist gut für den Wirtschaftsstand-
ort Deutschland. - Ich frage Sie: Fin-
den Sie das sozial gerecht? Ich jeden-
falls nicht.

Kommen wir zu Ihren wirtschafts-
politischen Aussagen. Auch bei dem,
was jetzt im Rahmen der Industrie-
rabatte verhandelt
wurde, bleibt es
prinzipiell möglich,
dass der Bäcker an
der Ecke für die
Großbäckerei mit ei-
nem deutlich höhe-
ren Stromverbrauch
die Stromrechnung
mitbezahlt. Das ist
doch wirtschaftspo-
litischer Unsinn. So kann es doch
nun wirklich nicht gehen.

Die Frage ist natürlich: Was kostet
das Ganze? Sie stellen sich hier hin
und sagen: Diese 40 bzw. jetzt schon
45 Euro im Jahr sind für eine durch-
schnittliche Familie eine erträgliche
Summe, um die Industriestandorte
in Deutschland zu subventionieren.
- Wissen Sie, ich finde, das ist eine
ganz schön zynische Haltung gegen-
über all denjenigen Leuten, für die
45 Euro eine Menge Geld sind. Viel-

leicht sollten Sie das als Sozialdemo-
krat einmal mitbedenken.

Es kann sein, Herr Minister, dass
Ihnen diese 45 Euro nichts ausma-
chen. Aber Sie glauben doch nicht
im Ernst, dass diese Zwangskollekte
für die deutsche Industrie auf Kosten
der Stromzahler nur annähernd eine
Mehrheit in der Bevölkerung finden
würde. Wenn dieser Gesetzentwurf
durch eine Volksabstimmung legiti-
miert werden müsste, dann würde er
abgelehnt. Ich finde, das sollte auch
der Deutsche Bundestag tun.

Wissen Sie, die Öffentlichkeit disku-
tiert jetzt seit über einem Jahr, genau-
er gesagt: seit anderthalb Jahren, über

die Reform der Öko-
stromförderung. Di-
verse Reisen nach
Brüssel, Einladung
der Kanzlerin von
sämtlichen Minister-
präsidenten waren die
Folge. Was ist am En-
de dabei herausge-
kommen? Außer Spe-
sen nichts gewesen!

Die Verbraucher schauen weiterhin in
die Röhre, und die Energiewende wird
dabei abgewürgt. Dafür hat sich der
ganze Aufwand wirklich nicht gelohnt.

Sie sagen, Sie wollen den erneuer-
baren Energien gar nicht an den Kra-
gen gehen. Schön wäre es! Stichwort
Arbeitsplätze: Die Branche der er-
neuerbaren Energien ist eine der zu-
kunftsfähigsten Branchen in
Deutschland. Hier sind über 400
000 Arbeitsplätze entstanden. In
den letzten Jahren sind aber im Be-

reich der erneuerbaren Energien
schon 10 000 Arbeitsplätze wegge-
fallen, insbesondere in der Solar-
branche und in Ostdeutschland. Ex-
perten gehen jetzt davon aus, dass
mit Ihrem Gesetzentwurf die ganze
Sache noch schlimmer wird und
dass gerade im Bereich der erneuer-
baren Energien Arbeitsplätze in Ge-
fahr sind. Ich hätte mir schon ge-
wünscht, dass Sie dazu wenigstens
einen einzigen Satz gesagt hätten.

Wir als Linke wollen Ökologi-
sches und Soziales zusammenden-
ken. Wir sagen: Wir brauchen die
Energiewende, und wir wollen der
Energiewende ein Sozialsiegel auf-
drücken. Wir gehen nicht all denje-
nigen auf den Leim, die sagen: Die
Erneuerbaren machen den Strom
teurer. - Diese Menschen haben in
Wirklichkeit nur die Profitinteressen
der Kohle- und Atomlobby und die
der Großindustrie im Hinterkopf.
Das machen wir als Linke nicht mit.

- Es wäre ein Leichtes und auch
möglich, die Stromkosten für die
Verbraucherinnen und Verbraucher
zu senken; Herr Heil, vielen Dank
für Ihren Zwischenruf. Die SPD hat-
te gemeinsam mit uns im Wahl-
kampf den einen oder anderen klu-
gen Vorschlag eingebracht. Nehmen
wir zum Beispiel die Senkung der
Stromsteuer. Was ist denn daraus ge-
worden? Nichts ist daraus geworden.
Auf diesem Gebiet haben Sie keine
einzige soziale Flankierung durch-
setzen können. Ich finde, das ist für
eine sozialdemokratische Politik
ganz schön beschämend.

Caren Lay (*1972)
Landesliste Sachsen

Caren Lay, DIE LINKE:

Der Energiewende muss ein
Sozialsiegel aufgedrückt werden
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Leichtes, die 

Stromkosten für
die Verbraucher

zu senken.

Wer Verbraucher
gegen industrielle

Wertschöpfung
ausspielt, macht

beide zu
Verlierern.
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Wenn wir jetzt hier über die große
Belastung der Industrie lamentieren,
dann sagen Sie doch auch wenigs-
tens ein einziges Wort zu den über
320 000 Haushalten im Jahr - Ten-
denz steigend -, denen der Strom ab-
gestellt wird. Dazu habe ich vom Mi-
nister und auch von der Koalition
kein einziges Wort gehört. Ich finde
es schlimm, dass den Menschen der
Strom abgestellt wird und Sie diese

im Dunkeln sitzen lassen. Das muss
endlich ein Ende haben.

Es gibt viele andere Möglichkei-
ten, die Stromkosten zu reduzieren
und die Energiewende trotzdem
nicht zu gefährden.  Wir als Linke
haben ein ganzes Paket dazu vorge-
legt. Neben der Senkung der Strom-
steuer wollen wir die Strompreisauf-
sicht wieder einführen. Auch das
hatte die SPD noch im Wahlkampf

gefordert. Heute haben Sie kein
Wort dazu gesagt.

Oder greifen Sie einen klugen
Vorschlag von Klaus Töpfer, Ilse
Aigner und auch von der Linken
auf, einen Energiewendefonds
einzurichten und mit einem Haus-
haltszuschuss und einer zeitlichen
Streckung der Investitionszu-
schüsse für die Erneuerbaren zu
mehr sozialer Gerechtigkeit beizu-

tragen. Auch das wäre eine kluge
Idee.

Meine Damen und Herren, ich
komme zum Schluss. Auch wir als
Linke wollen die Industrierabatte
nicht komplett abschaffen.

Auch uns liegen natürlich die Ar-
beitsplätze in der Industrie am Her-
zen. Aber so, wie Sie es vorschlagen,
geht es nicht. Die Vergabe muss an
klare Kriterien gebunden sein, und

die Rabatte müssen deutlich redu-
ziert werden. Das haben Sie noch
vor ein paar Wochen gefordert. Ich
würde mir sehr wünschen, dass Sie
sich in der Debatte und bei der Ge-
setzesberatung wieder daran erin-
nern können. So, wie Sie es vorge-
schlagen haben, geht es jedenfalls
nicht.

(Beifall bei der LINKEN)

Herr Minister, ich bin der
Meinung, dass wir auf ei-
nem guten Weg sind, das

EEG so zu reformieren, dass es am
Ende des Tages Akzeptanz in der
Bevölkerung findet. Das ist unsere
Aufgabe. Aber dabei muss auch die
Akzeptanz der Unternehmen ge-
wahrt bleiben. Es kann nicht sein -
wie es gerade von der Linken gefor-
dert wurde -, dass man Unterneh-
men wissentlich und willentlich
kaputtmacht; denn sie können in
Deutschland nicht mehr arbeiten,
wenn sie Strompreise nach linkem
Muster zu bezahlen haben.

Wer das fordert, der weiß genau,
dass er in Deutschland diverse
Grundstoffindustrien kaputt-
macht. Wenn sie kaputt sind, dann
gehen Wertschöpfungsketten ka-
putt, und dann haben wir - das gilt
auch für Herrn Krischer - am Ende
des Tages nichts gewonnen.

Wir haben ein EEG, das sehr,
sehr teuer ist. Wir fördern in die-
sem Jahr die erneuerbaren Ener-
gien mit 23,8 Milliarden Euro. Auf
20 Jahre gerechnet sind wir nahe
an einer halben Billion Euro För-
dermittel. Das zeigt doch, wie sehr
Deutschland bereit ist, in die För-
derung einzusteigen. Die 23,8 Mil-
liarden Euro entsprechen in etwa
der Größenordnung des Verkehrs-
etats von Minister Dobrindt. Wenn
wir in dem Bereich etwas mehr
Geld für die Straßen hätten, dann
würde es uns vermutlich etwas bes-
ser gehen.

Meine Damen und Herren, die-
ses Fördersystem muss einge-
schränkt, verbessert und gedeckelt
werden. Das ist in diesem Gesetz-
entwurf angelegt. Wir werden das
eine oder andere im Gesetzge-
bungsverfahren noch intensiv dis-
kutieren müssen. Aber ich bin da-
von überzeugt, dass wir das hinbe-
kommen.

Wir nehmen 5,1 Milliarden Euro
aus der Umlage heraus, damit uns
die energieintensive Industrie
nicht aus Deutschland flüchtet. In
einem Punkt bin ich mit Ihnen,
Herr Minister, nicht ganz einer
Meinung. Ich war vor einigen Ta-
gen in Washington auf einem Kon-
gress. Die Amerikaner haben ein
Fünftel unserer Stromkosten in
den Bereichen, wo sie Schiefergas
ausbeuten. Das ist gefährlich. Die
Amerikaner betreiben eine Rein-
dustrialisierungspolitik, und sie
wollen gerade energieintensive
Unternehmen anlocken, in den
USA zu produzieren. Wenn diese
bei uns wegfallen,
gehen ganze Wert-
schöpfungsketten
von A bis Z kaputt.
Das trifft nicht nur
den Stahlproduzen-
ten, sondern auch
den Stahlverarbei-
ter, den Oberflä-
chenbeschichter so-
wie das Transport-
unternehmen, das die Güter hin-
und herfährt. Das wissen wir alle,
und deswegen wird das verhindert.
Deswegen ist es auch völlig in Ord-
nung, dass wir diese Unternehmen
befreien.

Machen wir uns doch bitte
nichts vor: Ohne diese Unterneh-
men käme es zu einem drastischen
Anstieg der EEG-Umlage, weil
dann wesentlich weniger indus-
trieller Strom abgenommen wür-
de. Dementsprechend müssten die
anderen höhere Beträge zahlen.
Das ist nun einmal nicht zu än-
dern.

Es trifft auch nicht zu - wie Sie es
behaupten -, dass die Großver-
braucher komplett geschont wer-
den. Der Entwurf der Bundesregie-

rung sieht vor, dass wir zum Bei-
spiel die Mindestumlage verän-
dern. Wir haben dann eine doppelt
so hohe Mindestumlage für die
Großverbraucher. Das ist eine sehr
spürbare Maßnahme. Wir haben
dazu auch entsprechende Anrufe
aus allen Branchen bekommen.

Im EEG-Gesetzentwurf formu-
lieren wir nun etwas - das ist wich-
tig -, was bislang für die erneuerba-
ren Energien fast Drohworte sind.
Wir erwarten Eigenverantwortung,
und wir wollen auch Wettbewerb.
In Zukunft muss Wettbewerb herr-
schen. Das bedeutet Direktver-
marktung und Ausschreibung. Bei-
des sieht der Gesetzentwurf vor.
Wir werden das intensiv begleiten.
Wir müssen die Mentalität "Produ-
ce and forget" beenden. Es kann
nicht sein, dass jemand ein Pro-
dukt erzeugt - in diesem Fall Strom
- und nicht dafür verantwortlich
ist, dass es vermarktet wird.

Ich habe über 23 Jahre ein Un-
ternehmen geführt. Ich hätte es

sehr gerne gesehen,
wenn ich meine
Produkte einfach
auf den Hof hätte
stellen und sagen
können: Seht zu,
wie ihr damit klar-
kommt! - Wenn
man sich um den
Vertrieb überhaupt
nicht kümmern

muss, ist das sehr angenehm. Aber
das kann so nicht weitergehen. Das
müssen wir verändern; das ist un-
ser Ziel. Das wird durch Direktver-
marktung und Ausschreibungsre-
geln noch in dieser Legislaturperi-
ode umgesetzt werden. Das sind
natürlich für die Erneuerbaren bö-
se Worte. Aber das muss so sein.
Wir wollen die Erneuerbaren nicht
abwürgen, im Gegenteil.

Der Bundesminister hat eben die
Ausbaufrage völlig zu Recht ange-
sprochen. Einen geplanten jährli-
chen Zubau von jeweils 2 500 Me-
gawatt im Wind- und Solarbereich
kann man wahrlich nicht als Ab-
würgen bezeichnen. Deswegen
sollten Sie das auch nicht behaup-
ten.

In einem Punkt bin ich mit dem
Gesetzentwurf nicht ganz zufrieden.
Das ist der Offshorebereich. Das
wird besonders teuer. Da sollten wir
sehr vorsichtig sein; denn wir kön-
nen nicht mehr im bisherigen Stil
weitermachen. Wie ich bereits zu Be-
ginn meiner Rede erwähnt habe, ge-
ben wir bereits 500 Milliarden Euro
aus. Jede Anlage, die hinzukommt,
verteuert das Ganze noch einmal.

In Deutschland darf es auch
nicht 16 Energiewenden geben. Es
darf nicht dazu
kommen, dass jedes
Bundesland sein ei-
genes Spielchen
spielt. Rheinland-
Pfalz will in 15 Jah-
ren mithilfe der er-
neuerbaren Ener-
gien energieautark
sein. Mir ist es uner-
klärlich, wie das in
einem Bundesland wie Rheinland-
Pfalz möglich sein soll. Ohne jeg-
liche Absicherung durch andere
Energieträger energieautark zu
werden, dürfte ziemlich schwierig
sein. Deswegen finde ich es richtig,
dass die Bundesregierung in die
Speicherforschung investiert. Ge-
rade die erneuerbaren Energien be-
nötigen Speicher. Wenn es keine
entsprechenden kostengünstigen
Speichermedien gibt, wird Autar-
kie allein mit Erneuerbaren nicht
funktionieren.

Ich will noch etwas zu den
Windkraftanlagen sagen. Hören
Sie gut zu, Herr Krischer! Nach
heutigen Fördersätzen wird eine 3-
Megawatt-Anlage - das entspricht
dem Standard, der heute onshore
gebaut wird - mit 6,5 Millionen
Euro über eine Laufzeit von 20 Jah-
ren gefördert. 500 Megawatt kos-
ten gemäß heutigen Fördersätzen 1
Milliarde Euro Fördermittel. Der
von uns vorgesehene Zubau von
2,5 Gigawatt pro Jahr kostet bei ei-
ner 20 jährigen Laufzeit dement-
sprechend 5 Milliarden Euro För-
dermittel. Das sind gewaltige Be-
lastungen, die wir der Bevölke-
rung, aber auch den Unternehmen
aufbürden. Das wollen und akzep-
tieren wir auch. Aber mehr kann
und darf es nicht sein, weil es sonst
nicht mehr zu tragen ist. Wie Sie
wissen, werden sich die laufenden
Förderungen frühestens im Jahr
2025 deutlich reduzieren, weil erst
dann teure Anlagen der Vergangen-
heit aus der Förderung fallen.

Wir müssen außerdem dafür sor-
gen, dass alle Maßnahmen betref-

fend die Steigerung der Effizienz
und den Netzausbau so beschleu-
nigt werden, dass weiterhin Anla-
gen aufgebaut werden können. Oh-
ne einen vernünftigen Netzausbau
funktioniert das Ganze überhaupt
nicht. Ich halte es deshalb für sehr
wichtig, dass wir begleitend die
Verfahren für den Netzausbau be-
schleunigen; denn wenn keine Net-
ze vorhanden sind, können wir den
Strom beispielsweise nicht von
Nord nach Süd transportieren und

in den Verteilnetzen
nicht für ein sinn-
volles Hin und Her
sorgen. Aber dazu
müssen auch die Er-
neuerbaren - so
steht es auch im Ko-
alitionsvertrag - ih-
ren Beitrag leisten.
Es ist nicht einzuse-
hen, dass aus-

schließlich die Stromkunden den
Netzausbau bezahlen, während die
Betreiber von Erneuerbare-Ener-
gien-Anlagen nichts dazu beitragen
müssen; denn Letztere sind diejeni-
gen - wenn man vom Verursacher-
prinzip ausgeht -, die uns im We-
sentlichen dazu zwingen, einen
teuren Netzausbau vorzunehmen.

TenneT hat vor einigen Tagen er-
rechnet, dass allein der Netzaus-
bau im Bereich der Übertragungs-
netze 23 Milliarden Euro kosten
wird. Das muss noch umgelegt
werden; ich möchte, dass alle, die
einspeisen, daran beteiligt werden.
Das haben wir im Koalitionsver-
trag so vereinbart. Herr Minister,
wir sollten an die Gesetz-gebung in
diesem Bereich so schnell wie
möglich herangehen.

Das Einspeisemanagement muss
geregelt werden, und wir müssen
dafür sorgen, dass wir die Ziele, die
wir uns beim Ausbau der erneuer-
baren Energien gesetzt haben, si-
cher erreichen; dies muss aber
auch so kostengünstig und kosten-
effizient geschehen, wie es not-
wendig ist, und schließt Wettbe-
werbsfähigkeit und EU-Konformi-
tät ein. Ich bin Ihnen sehr dankbar
dafür, dass Sie es zusammen mit
der Bundeskanzlerin geschafft ha-
ben, die EU-Konformität herzu-
stellen, sodass wir in Zukunft kei-
ne Angst mehr haben müssen, dass
unsere Besondere Ausgleichsrege-
lung in irgendeiner Weise gefähr-
det ist.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei

Abgeordneten der SPD)

Michael Fuchs (*1949)
Wahlkreis Koblenz

Dr. Michael Fuchs, CDU/CSU:

Wir dürfen die Grundstoffindustrie
nicht kaputt machen

Es darf nicht 
dazu kommen,

dass jedes
Bundesland sein

eigenes Spielchen
spielt.
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verbessert und
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Herr Bundesminister Gabriel,
es ist schon erstaunlich, wie
breitbeinig Sie sich hier

hinstellen und so tun, als ginge mit
dem Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien alles so weiter wie bisher, als
würde diese Erfolgsgeschichte wei-
terlaufen. Ein Blick auf die Fakten Ih-
res eigenen Gesetzentwurfs zeigt et-
was anderes. Sie reduzieren das Aus-
bautempo der erneuerbaren Ener-
gien um die Hälfte, und zwar nicht
um die Hälfte gegenüber grünen Zie-
len, sondern um die Hälfte gegen-
über Zielen der schwarz-gelben Bun-
desregierung. Das ist wahrlich ein
Armutszeugnis.

Sie machen damit das EEG zu ei-
nem Bestandsschutzinstrument für
die Kohleindustrie, für die fossile
Energieerzeugung.

Sie machen damit aus der Energie-
wende, die wir in Deutschland ein-
mal hatten, eine Braunkohlewende.
Dagegen werden wir uns wehren.

Herr Gabriel, besonders dreist ist
es, dass Sie sich hier hinstellen und
sagen, bei der Windenergie werde in
Zukunft noch etwas laufen. Es ist
richtig, dass bei der Windenergie in
Zukunft noch etwas passieren wird,
aber das passiert nur, weil grün re-
gierte Bundesländer sich dafür ein-
gesetzt und das durchgesetzt haben.
Wären Ihre ursprünglichen Vorschlä-
ge zum Tragen gekommen, dann
würde südlich von Hannover keine
einzige Windkraftanlage mehr ge-
baut werden; dann hätten Sie auch
das noch kaputtgemacht.

Was Sie kaputtmachen, ist die Bio-
gaserzeugung. Diese stellen Sie kom-
plett ein. Sie beenden die Technolo-
gieentwicklung, wobei sie eine
Chance wäre, eine residuale, eine fle-
xible Energieerzeugung zum Aus-
gleich von Wind- und Sonnenener-
gie zu bekommen. Das beenden Sie.
Es ist unverantwortlich, dass man ei-
ne Technik, die in Deutschland ent-
standen ist, so beendet.

Genauso trifft es die Photovoltaik.
Nur, Sie haben nicht den Mut, das zu
sagen. Sie schreiben in den Gesetz-

entwurf einen Zubau von 2 500 Me-
gawatt - das haben Sie eben auch ge-
sagt -, aber auch da zeigt ein Blick auf
die Fakten etwas anderes. Wir haben
im Moment schon, unter dem gülti-
gen EEG, einen Zubau bei Photovol-
taik, der gegen null geht. Das zeigen
die Zahlen der Bundesnetzagentur.
Sie verschlechtern die Bedingungen
vor allen Dingen mit der absurden
Eigenstromregelung, sodass wir mit
Ausnahme des Kleinsegments in Zu-
kunft null Photovoltaikstrom mehr
haben. Es ist absurd, die neben der
Windenergie kostengünstigste Form
der Energieerzeugung, nämlich die
aus Sonne, abzuwürgen. Das ist Un-
sinn. Das ist absurd. Aber das ist das
Ergebnis Ihrer Politik.

Der ganz besondere Klopper in
diesem Gesetzentwurf ist die Eigen-
stromregelung. Wenn in Zukunft ein
mittelständisches Unternehmen
oder ein Privathaushalt mit einem
Blockheizkraftwerk effizient Energie
erzeugen und damit zur Energiewen-
de beitragen will und das mit einer
Photovoltaikanlage kombiniert,
dann zahlen diese eine EEG-Umlage
von 50 Prozent auf den selbst ver-
brauchten Strom.

Das führt dazu, dass diese ganzen
Projekte am Ende unwirtschaftlich
werden. Herr Fuchs, Sie wollen das
nicht, aber eigentlich haben Sie ei-
nen Koalitionsvertrag unterschrie-
ben, in dem steht, dass wir genau das
voranbringen wollen.  Wir fördern
das über das Kraft-Wärme-Kopp-
lungsgesetz. Diese Förderung schlägt
sich eins zu eins in der EEG-Umlage
nieder, sodass das Ganze zu einem
Nullsummenspiel wird. Damit ein-
her geht zusätzliche Bürokratie. Das
alles ist Unsinn. Die positive Ent-
wicklung wird somit abgewürgt.

Es wird noch schlimmer. Wenn es
wenigstens eine Gleichbehandlung
gäbe! Aber derjenige, der erneuerba-
re Energien erzeugt - vielleicht sieht
er ein Braunkohlekraftwerk, wenn er
aus dem Fenster schaut -, muss zur
Kenntnis nehmen, dass das, was für
die dezentrale Kraft-Wärme-Kopp-
lung und für die Photovoltaik gilt,
für Kohlekraftwerke nicht gilt: Sämt-
liche Kohlekraftwerke sind von der
Eigenverbrauchsumlage ausgenom-
men; sie zahlen auf ihren Eigen-
stromverbrauch also keine EEG-Um-
lage. Das ist eine himmelschreiende
Ungerechtigkeit.

Ich fordere Sie auf, das zu been-
den und an dieser Stelle wenigstens
Kostengerechtigkeit herzustellen.
Das würde auch dem Mittelstand
und denjenigen, die sich da engagie-
ren wollen, etwas bringen. Bisher
hatte ich die Hoffnung, dass sich we-
nigstens die Union für diesen Be-
reich engagiert. Aber an dieser Stelle
tun Sie überhaupt nichts.

Meine Damen und Herren, kom-
men wir zur Besonderen Aus-
gleichsregelung. Sie haben uns ges-
tern einen Gesetzentwurf vorgelegt.
Dafür haben Sie vier Wochen länger
als geplant gebraucht. Ihre sonsti-
gen Pläne liegen schon ein bisschen
länger vor. Ich bin einmal gespannt,
wie Sie die Verabschiedung Ihres
Gesetzentwurfes verfahrenstech-
nisch, also im Hinblick auf die Be-
ratungen im Bundesrat, zustande
bringen wollen. Aber das sehen wir
dann.

Es ist völlig unstrittig - ich finde es
absurd, dass das hier immer wieder
infrage gestellt wird -, dass die
Grundstoffindustrie - Metallerzeu-
gung, Chemie und Papier - eine Be-
freiung von der EEG-Umlage
braucht. Darum geht es nicht. Aber
Sie müssen mir schon erklären, wa-
rum Firmen, die Fantasieschmuck
herstellen, oder, um das andere Ex-
trembeispiel zu nehmen, die deut-
sche Panzerindustrie neuerdings in
der Liste der von der EEG-Umlage zu
befreienden Unternehmen auftau-
chen. Wollen Sie, dass die deutsche
Panzerindustrie in Saudi-Arabien
konkurrenzfähig ist, oder worum
geht es dabei?

Sie schaffen mit dieser Liste ein
bürokratisches Monster unglaubli-
cher Art. Das führt in der Tat zu Be-
schäftigung: zur Beschäftigung bei
Beratern und Rechtsanwälten, bei
Gerichten. Das wird dazu führen,
dass jeder sein Schlupfloch sucht,

um am Ende in den Genuss des Pri-
vilegs der Befreiung zu kommen.

Das zeigt aktuell schon das Bei-
spiel Vattenfall: Dieses Unterneh-
men, das Braunkohletagebau be-
treibt, steht zwar nicht mehr in der
Liste der von der EEG-Umlage zu be-
freienden Unternehmen. Jetzt plötz-
lich wollen Sie aber, dass Vattenfall
vom Eigenstromprivileg profitiert.
Aha, da staunen wir. So läuft das al-
so in Zukunft. Durch die von Ihnen
geplante Regelung wird jeder sein
Schlupfloch finden. Bezüglich Ihres
Versprechens, dass die Kosten um 1
Milliarde Euro gesenkt werden, dass
die privaten Verbraucher entlastet
werden, haben wir gestern gehört:
Das war ein großes
Missverständnis. Sie
gestehen ein: Die
privaten Verbraucher
werden mit Milliar-
denbeträgen zusätz-
lich belastet. Das ist
das Ergebnis Ihrer
Politik.

Wenn wir schon
über Arbeitsplätze
reden, dann müssen wir endlich
auch einmal über die Arbeitsplätze
in der Erneuerbare-Energien-Bran-
che reden.

Da stellen Sie Zehntausende von
Arbeitsplätzen infrage. Ich verweise
darauf, dass dort 400 000 Arbeits-
plätze geschaffen worden sind. Dazu
höre ich überhaupt nichts von Ih-
nen. Man kann den Eindruck haben:
Bei Ihnen ist ein Arbeitsplatz nur
dann ein guter Arbeitsplatz, wenn
der IG BCE-Organisationsgrad in
dem jeweiligen Betrieb besonders
hoch ist.

In manchen Bereichen interessie-
ren Sie sich nullkommanull für die
Arbeitsplätze. Das darf an dieser
Stelle überhaupt nicht sein.

Ich sage Ihnen: Gehen Sie einmal
in den Kreis Borken im Münster-
land. Da gibt es drei innovative Un-
ternehmen im Bereich Blockheiz-
kraftwerke, Biogas, Photovoltaik. Sie
beschäftigen in einer ländlichen Re-
gion tausend Menschen. Dort weiß
man am Ende des Jahres nicht mehr,
ob man noch eine Chance hat. Man
hat vielleicht noch eine Chance im
Ausland. Ich bedauere, dass Herr Ga-
briel sich da nicht einmal blicken
lässt, dass er da nicht einmal Gesicht
zeigt und seine Politik erklärt. Herr
Gabriel, da gehen Sie nicht hin, da-
rum drücken Sie sich herum.

Wir haben Ihnen einen großen
Konsens angeboten. Der Bundesrat

hat in den letzten
Tagen über 200 Än-
derungsanträge zu
diesem Gesetzent-
wurf gestellt. Inso-
fern kann es ja wohl
nicht sein, dass es
da einen Konsens
gibt. Wir sagen:
Dieser Gesetzent-
wurf ist ein An-

schlag auf die Energiewende. Er ist
ein Anschlag auf die Arbeitsplätze.
Er ist ein Anschlag auf den Klima-
schutz. Dieses Abwürgen der Ener-
giewende werden wir in dieser
Form nicht mittragen. Sie sollten
sich aufraffen und das EEG wieder
zu einem Gesetz machen, das von
einer breiten parlamentarischen
Mehrheit getragen wird. Wenn ich
die Äußerungen von Herrn Fuchs
richtig verstanden habe, dann wird
es am Ende sogar noch schlimmer,
und das werden wir nicht mittra-
gen. Das kann ich Ihnen sehr deut-
lich sagen.

(Anhaltender Beifall beim BÜNDNIS

90/DIE GRÜNEN)

Oliver Krischer (*1969)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Oliver Krischer, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Wir wehren uns gegen die
Braunkohlewende

Die privaten 
Verbraucher
werden mit
Milliarden 
zusätzlich
belastet.
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Die grundlegende EEG-Re-
form, die wir heute in der
ersten Lesung miteinander

beraten, hat zum Ziel, dass wir die
Energiewende tatsächlich wieder
vom Kopf auf die Füße stellen. Die
polemischen Einlassungen der Op-
position haben ein bisschen verne-
belt, worum es wirklich geht.

Wir können einmal ganz ruhig
und sachlich, Herr Krischer, mitei-
nander über das reden, was heute
vorliegt. Es geht im Kern um drei
Dinge:

Zum einen geht es tatsächlich da-
rum, dass wir dafür sorgen, dass
Grundstoffindustrien, dass energie-
intensive Unternehmen, die im in-
ternationalen Wettbewerb stehen,
auch weiterhin in Deutschland pro-
duzieren können. Jetzt sage ich Ih-
nen einmal eines, Herr Krischer und
Frau Lay: Einem deutschen Bundes-
wirtschaftsminister vorzuwerfen,

dass er sich für zukunftsfähige in-
dustrielle Arbeitsplätze in Deutsch-
land einsetzt, ist ungefähr genauso
schlau, wie Greenpeace vorzuwer-
fen, dass man sich für die Rettung
der Wale einsetzt; das ist ziemlicher
Unsinn.

Ich will Ihnen einmal eines sagen:
Diese polemische Art und Weise, mit
der Sie das Ganze zu diffamieren ver-
suchen, indem Sie zum Beispiel die
Liste der Europäischen Kommission
zitieren und im gleichen Atemzug
verschweigen, dass es nicht darum
geht, ganze Branchen zu befreien,
sondern darum, Branchen antrags-
berechtigt zu machen, damit Unter-
nehmen, die nach objektiven Krite-
rien im internationalen Wettbewerb
stehen und gleichzeitig energiein-
tensiv sind, das Leben nicht schwer

Hubertus Heil (*1972)
Wahlkreis Gifhorn – Peine

Hubertus Heil, SPD:

Die Energiewende vom Kopf
auf die Füße stellen
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gemacht wird, finde ich nicht red-
lich. Deshalb, Herr Krischer: Mehr
Kretschmann und weniger Krischer
in der Energiepolitik der Grünen,
das wäre eine gute Idee.

In diesem Zusammenhang, Frau
Lay, erzähle ich Ihnen einmal etwas
aus meiner Heimat. Es gibt ein Elek-
trostahlwerk in meiner Heimatstadt
Peine. Der Betriebsrat besteht im
Wesentlichen aus ordentlichen IG-
Metallern, die meisten davon Sozial-
demokraten, einer ist von der Links-
partei, und einer ist übrigens von
den Grünen. Dieses Unternehmen
ist ein Elektrostahlwerk, das vom
physikalischen Prozess her alle Mög-
lichkeiten der Energieeffizienz aus-
schöpfen kann, aber sehr viel Ener-
gie verbraucht, um Schrott einzu-
schmelzen und daraus Stahlträger zu
machen, die dann exportiert wer-
den. Das ist ein Stück Kreislaufwirt-
schaft. Wenn wir dieses Unterneh-
men so einbeziehen würden, wie Sie
das verlangen, dann ist klar, was mit
den 780 Arbeitsplätzen in meiner
Heimatstadt passieren würde - das
kann ich Ihnen sagen -: Die wären
weg.

Deshalb ist meine herzliche Bitte:
Falls Sie noch Betriebsräte kennen,
die in Grundstoffindustrien arbei-
ten, und mit denen sprechen wür-
den oder falls Sie sich einmal mit
dem, wie ich finde, sehr klugen Wirt-
schaftsminister von Brandenburg,
einem Mitglied Ihrer Partei, in der
Energiepolitik in Verbindung setzen
könnten, wäre ich Ihnen sehr dank-
bar. Die könnten zur Aufklärung bei-
tragen.

Ich glaube, dass die Linkspartei
ein gestörtes Verhältnis zu indus-
triellen Arbeitsplätzen in Deutsch-
land hat. Das ist ihr Problem. Das
darf nicht unseres werden.

Ich bin der Bundesregierung - na-
mentlich dem Bundeswirtschaftsmi-
nister, aber auch der Kanzlerin - sehr
dankbar, dass sie etwas hinbekom-
men hat, mit dem viele schon fast
nicht mehr gerechnet haben, näm-
lich eine Verständigung mit der Eu-
ropäischen Kommission, dass wir an
dieser Stelle eine EU-konforme Re-
gelung bekommen, übrigens keine,
die die Wirtschaft nicht in die Finan-
zierung der Energiewende einbe-
zieht. Auch das ist vorhin vorgetra-
gen worden: Es wird eine Erhöhung
der Mindestumlage geben, und zwar
für alle, und es ist so, dass die deut-
sche Wirtschaft insgesamt ihren Bei-
trag leistet.

Ich sage noch einmal: Wer Arbeits-
plätze im industriellen und mittel-
ständisch produzierenden Bereich
gegen Verbraucher und Familien
ausspielt, der macht ein schäbiges
Spiel.

Das ist in der Sache vollkommen
ungerechtfertigt. Ich sage Ihnen
auch: Zum Gelingen der Energie-
wende werden wir die Grundstoffin-
dustrien in Deutschland brauchen.
Windräder brauchen Stahl. Energie-
effizienz braucht chemische Produk-
te, und wir wollen, dass die in
Deutschland produziert werden,
meine Damen und Herren.

Es scheint Ihnen eher um grüne
Profilierung in Ihrer Partei zu gehen
und nicht mehr um die Sache. Das
ist schade. Es mag bei den Grünen
welche geben, die sich im parlamen-
tarischen Verfahren konstruktiv auf
diese Debatten einlassen. Ich würde
mir das sehr wünschen; denn wir
müssen raus aus diesen Graben-
kampfdiskussionen der Vergangen-
heit.

Wir sind doch mit-
einander der Mei-
nung, dass wir die
Energiewende zum
Erfolg führen müs-
sen. Wir haben ehr-
geizige Klimaschutz-
ziele. Wir wollen raus
aus der Atomkraft.
Jetzt geht es um die
Frage, wie wir diesen Weg miteinan-
der planbar, berechenbar und kos-
teneffizient gestalten. Kein vernünf-
tiger Mensch in diesem Haus stellt
die Energiewende mehr infrage. Die-
jenigen aber, die für die Energiewen-
de sind, müssen heute zu Reformen
bereit sein.

Es geht nicht mehr um die Markt-
einführung von Erneuerbaren, son-
dern um die Marktdurchdringung
mit Erneuerbaren. Deshalb kann
man nicht zulassen, dass Überförde-
rung stattfindet. Daher ist das zwei-
te Ziel dieser Reform mehr Kostenef-
fizienz beim Ausbau der erneuerba-
ren Energien. Wir setzen mit einer
vernünftigen, planbaren Förderung
und klaren Ausbauphasen, mit Sys-
temintegration auf die kostengüns-
tigsten Erneuerbaren. Das sollten Sie
unterstützen und nicht diffamieren,
meine Damen und Herren.

Wir sind gemeinsam der Mei-
nung, dass wir Trittbrettfahrer nicht
gebrauchen können. Gemeinsam
sind wir der Meinung, dass es ver-
nünftig ist, dass sich Unternehmen
nicht aus der Solidarität der EEG-
Umlage ausklinken können, indem
sie beispielsweise massiv in Leihar-
beit ausweichen. Genau das regelt
dieses Gesetz.

Wenn das, was Sie beschreiben,
wirklich Ihr Konzept ist, würde ich
es gerne zur Kenntnis nehmen; aber
Sie können doch nicht im gleichen
Atemzug - das bezieht sich auf die
Rede, die Sie vorhin gehalten haben
- gegen die Tatsache zu Felde ziehen,
dass wir solche Ausnahmen mit ei-
nem bestimmten Volumen haben.

Das, was der Bundesminister ge-
macht hat, will ich Ihnen vorrech-
nen. Ich will Ihnen sagen, was es be-
deuten würde, wenn man die kom-
plette EEG-Umlagebefreiung für
energieintensive Betriebe verschwin-
den lassen würde.

Dabei geht es um 40 Euro für ei-
nen dreiköpfigen Haushalt bzw. um
etwa 4 Euro pro Monat. Der Preis
wäre, dass diese industriellen Ar-
beitsplätze in energieintensiven Be-
trieben im Rahmen der Konkurrenz
verschwinden würden. Sie müssen
sich schon entscheiden: Stimmt Ihr
Konzept, oder stimmt die Polemik,
die Sie hier vorhin von diesem Pult
aus vorgetragen haben?

Meine Damen und Herren, es gibt
also nur Ausnahmetatbestände für
diejenigen, die sie brauchen - nicht
für diejenigen, die sie missbrauchen.
Dafür haben wir jetzt objektivierba-
re Kriterien. Wir haben eine Verstän-
digung mit der Europäischen Kom-
mission.

Erstens. Das wird das beihilfe-
rechtliche Verfahren zu Ende brin-

gen, und es wird da-
zu führen, dass wir
Rechts- und Pla-
n u n g s s i c h e r h e i t
auch für die Unter-
nehmen - dabei geht
es um Arbeitsplätze -
haben, die ab 1. Ja-
nuar 2015 Befreiung
beantragen können.
Nicht jeder, der die

Befreiung beantragt, wird sie auch
bekommen. Deshalb ist es richtig,
nicht Branchen zu nennen, sondern
die Situation von einzelnen Unter-
nehmen zu betrachten.

Zweitens. Wir schaffen die Voraus-
setzungen dafür, kosteneffizienter
auszubauen; aber wir werden aus-
bauen, Herr Krischer. Von Ausbrem-
sen kann überhaupt keine Rede sein.

Wir haben jetzt 25 Prozent erneu-
erbare Energien, und wir werden 45
Prozent erreichen. Dafür ist es aber
notwendig, nicht nur Kosteneffi-

zienz zu schaffen, sondern den Aus-
bau der Netze zeitlich stärker mit
dem Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien zu synchronisieren.  Darum
geht es. Es geht um Systemintegrati-
on. Wir wollen keinen Wegwerf-
strom produzieren, sondern Strom,
der tatsächlich gebraucht wird.

Dazu brauchen wir diese Verläss-
lichkeit.

Drittens. Es geht darum, für die
gesamte deutsche Wirtschaft im
Hinblick auf die Erneuerbaren end-
lich Planungs-, Rechts- und Investi-
tionssicherheit zu schaffen. Die
vielen Auseinandersetzungen der
letzten Jahre haben doch in weiten
Teilen der deutschen Wirtschaft,
was die Erneuerbaren angeht, vor
allem eines ausgelöst: entweder so
etwas wie Schlussverkaufsmentali-
tät - noch einmal ordentlich Druck
machen - oder in anderen Phasen
das krasse Gegenteil, nämlich In-
vestitionsattentismus. Mit dieser
grundlegenden Reform schaffen
wir die Möglichkeit, dass jeder sich
darauf einstellen kann, wohin die
Reise geht, und zwar über den Zeit-
raum des jetzigen EEG hinaus bis
zu einem neuen Marktdesign mit
anderen Mechanismen, die plan-
bar sind und die in diesem Über-
gangszeitraum auch berechenbar
sind.

Wir haben uns in Deutschland
vorgenommen, unter den Bedin-
gungen eines hochindustrialisier-
ten Landes eine doppelte Energie-
wende zu schaffen, mit sehr ehr-
geizigen Klimaschutzzielen, mit
dem Ausstieg aus der Atomkraft.
Ich bin als Anhänger dieser Ener-
giewende der festen Überzeugung,
dass wir damit langfristig Riesen-
chancen für Deutschland eröffnen
- ökologisch, -sozial; im Übrigen
auch wirtschaftlich -, weil wir an-
gesichts der wachsenden Weltbe-
völkerung und des wachsenden
Energiehungers auf der Welt Ex-
porteur für gute und saubere Lö-
sungen im Bereich der Energiever-
sorgung sein können, bei Erneuer-
baren, bei Systemen, bei Energieef-
fizienz.

Aber dafür müssen wir die Refe-
renz im eigenen Land hinbekom-
men. Wir müssen in Deutschland
die Energiewende schaffen, damit
wir diese Technologien zukünftig
auch exportieren können. Mit die-
sem ersten Schritt einer grundlegen-
den EEG-Reform, die wir im parla-
mentarischen Verfahren jetzt auf den
Weg bringen, leisten wir dazu unse-
ren Beitrag.

(Beifall bei der SPD sowie bei

Abgeordneten der CDU/CSU)

Wir 
müssen 

die 
Energiewende

zum 
Erfolg führen.

Sehr geehrter Minister Gabriel,
viele aus den Reihen der Lin-
ken, der Grünen, aber auch der

SPD und sogar der CDU sind vor
zwei Jahren auf die Straße gegangen
gegen die EEG-Reform von FDP-Mi-
nister Rösler, der die erneuerbaren
Energien bekämpft hat. Jetzt haben
Sie, Herr Gabriel, das Ministerium
übernommen. Viele haben gedacht:
Der wird das sehr gut machen mit
der Energiewende; denn der Gabriel
war ja ehemaliger Umweltminister.

Weit gefehlt! Sie, Herr Gabriel,
schicken die erneuerbaren Energien
ins Nirwana. Grund dafür sind vor

allem die von Ihnen ab 2017 geplan-
ten Ausschreibungen. Dann soll
Schluss sein mit festen Preisen für
die Anbieter erneuerbarer Energien.
Stattdessen möchten Sie einen Preis-
kampf zwischen den Erneuerbaren
um die Vergütungssätze. Die Anbie-
ter erneuerbarer Energien feilschen
und unterbieten sich dann wie auf
dem Basar, der billigste Dumpingan-
bieter gewinnt. Dreimal darf man ra-
ten, wer in der Lage sein wird, diese
Dumpingpreise anzubieten. Richtig,
es sind die Großinvestoren. Damit
rollen Sie den Energieriesen den ro-
ten Teppich aus und brechen der
Bürgerenergie das Genick.

Da wollen wir nicht hin.
Es gibt ja schon ganz viele Erfah-

rungen aus dem Ausland mit Aus-
schreibungen, die dazu geführt ha-
ben, dass Projekte nicht stattgefun-
den haben und nicht realisiert wer-
den konnten, dass Firmen
pleitegegangen sind. Eine Energiege-
nossenschaft kann sich das gar nicht
leisten. Ich persönlich kenne einen
Mittelständler, der bei einer Aus-
schreibung in Südafrika mitgemacht
hat. Das Projekt liegt seit drei Jahren
auf Eis, und es ist nicht absehbar, ob
da überhaupt etwas passiert. Die Ge-
fahr besteht, dass die Erneuerbaren
schlimme Rückschläge erleiden. Das

können wir uns nicht leisten, schon
allein im Hinblick auf den Klima-
schutz. Es geht aber auch um regio-
nale Wertschöpfung und um Ar-
beitsplätze.

Wenn dann immer behauptet
wird, die EU würde das alles vor-
schreiben: Das ist einfach nicht rich-
tig; denn die EU lässt den Mitglied-
staaten ausdrücklich den Raum, die-
se Regelung flexibel zu handhaben.
Mit den Ausschreibungen schreiben
Sie in dieses Gesetz quasi seine eige-
ne Abschaffung hinein; denn die fes-
ten Preise sind - oder muss man sa-
gen: „waren"? - das Rückgrat des
EEG.

Wir Linken haben eine Kleine An-
frage zu Erfahrungen und Plänen der
Ausschreibung gestellt. Bitte lesen
Sie die Anfrage. Die Antworten sind
einfach toll: Man prüft, man weiß
noch nichts, man hat noch keine Er-
fahrungen. - Das ist so, als wenn
man sich in ein Auto setzt und erst
hinterher die Bremsen prüft. Da
kann ich nur sagen: Gute Fahrt, Herr
Minister!

Natürlich entfaltet das neue EEG
auch schon vor 2017 eine Wirkung -
das hören wir bei vielen Podiums-

Eva Bulling-Schröter (*1956)
Landesliste Bayern

Eva Bulling-Schröter, DIE LINKE:

Das ist kein Gesetz mehr für
regenerative Energien
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Fortsetzung auf Seite 6



Wenn man sich diese Debat-
te so anhört, ist es notwen-
dig, sich klarzumachen,

worum es eigentlich geht. Wenn
man die Linken und die Grünen hier
hört, dann könnte man meinen, das
EEG und die Förderung der erneuer-
baren Energien wären ein Selbst-
zweck oder eine Ersatzreligion und
das wäre ein Wert an sich.

Es ist kein Wert an sich, vielmehr
ist das EEG Mittel zum Zweck. Es ist
ein Mittel zur Erreichung unserer
energiepolitischen Ziele.

Die energiepolitischen Ziele sind
in diesem Hause mit großer Mehr-
heit verabschiedet worden: nämlich
dass wir - das ist heute, außer vom
Bundeswirtschaftsminister, von kei-
nem erwähnt worden - im Bereich
der Energie-effizienz endlich voran-
kommen, Energie einsparen. Wir
wollen bis 2050 50 Prozent Primär-
energie einsparen.

Deshalb geht es nicht nur um den
Strom, über den wir heute schwer-
punktmäßig diskutieren, sondern es
geht darum, dass wir im Gebäude-
sektor - nicht nur im Neubau, son-
dern vor allem im Bestand - die ent-

sprechenden Potenziale heben.
Wenn dieses nicht gelingt, werden
wir bei der Energieeinsparung und
beim Umbau der Energieversorgung
scheitern.

Es geht auch darum, im Bereich
des Verkehrs die notwendigen
Schritte einzuleiten. Schließlich geht
es in der Tat auch darum, den Aus-
bau der erneuerbaren Energien im
Strombereich voranzubringen. Wir
wollen, dass 2050 von dem Rest an
Energie, der dann noch verbraucht
wird - wenn die Energieeinsparung
gelingt -, der überwiegende Teil aus
Erneuerbaren gewonnen wird. Was
die Mengen anbelangt, sind wir
weitaus erfolgreicher als ursprüng-
lich gedacht. In der Vergangenheit
sind die Ausbauziele regelmäßig
weit überschritten worden: bei der
Photovoltaik 2009 und 2010, bei
Windenergie - das ist vorhin ange-
sprochen worden -,
bei der Biomasse
und darüber hinaus.
Leider besteht aber
das Problem, dass
dieser mengenmäßi-
ge Erfolg uns jetzt
kostenmäßig vor die
Füße fällt bzw. wir ei-
nen Kostenrucksack
zu tragen haben.
Denn es ist in der Vergangenheit
beim schnelleren Ausbau und bei
der schnelleren Senkung der Kosten
für erneuerbare Energien nicht ge-
lungen, die Vergütungssätze genauso
schnell zu senken, wie es notwendig
wäre, um eine Überforderung zu ver-
meiden. Das ist das Problem, vor
dem wir heute, im Jahr 2014, stehen.
Wir haben bereits über 120 Milliar-
den Euro für die Förderung erneuer-
barer Energien und die Energieer-
zeugung ausgegeben. Nach heuti-
gem Stand sind, selbst wenn wir die

Förderung erneuerbarer Energien so-
fort beenden würden, in den nächs-
ten 20 Jahren noch einmal 280 bis
300 Milliarden Euro - die heute
schon zugesagt sind - über die Um-
lage von den Stromverbrauchern ab-
zutragen.

Um was geht es bei dieser Reform,
über die wir heute sprechen? Ein
Baustein des Marathons des Um-
baus der Energieversorgung ist, das
EEG europafest zu machen. Über
uns schwebt das Damoklesschwert
eines Beihilfeverfahrens aus Europa.
Was ist, wenn wir nicht bis zur Som-
merpause die Besondere Ausgleichs-
regelung, auch das Grünstromprivi-
leg, reformieren? Für über 1 Million
Arbeitsplätze und Tausende Unter-
nehmen besteht Planungsunsicher-
heit, weil sie nicht wissen, wie es mit
Investitionen und Arbeitsplätzen in
den nächsten Jahren vorangeht. In

einer gemeinsamen
Kraftanstrengung ist
es in und mit Brüssel
gelungen, Europa zu
überzeugen, sodass
wir jetzt für ganz
Europa - nicht nur
für Deutschland -
Umwelt- und Beihil-
feleitlinien haben,
die in den nächsten

fünf, zehn Jahren Planungssicher-
heit für Investitionen und Arbeits-
plätze in Deutschland gewährleis-
ten. Damit können wir in Deutsch-
land die Wertschöpfungsketten in
der Grundstoffindustrie - bei Che-
mie, bei Stahl, bei Alu und bei Kup-
fer - entsprechend sichern.

Auch das ist angeklungen: Nur
wenn wir in Deutschland diese Wert-
schöpfungsketten erhalten, werden
in Deutschland Windräder gebaut;
denn hier wird kein Windrad gebaut
ohne diese Grundstoffindustrie. 

Wenn Sie jetzt zum wiederholten
Male behaupten, dass diese Entlas-
tungen an den Steigerungen bei der
EEG-Umlage schuld wären, dann er-
zählen Sie wider besseres Wissen et-
was Falsches. Wir haben in Deutsch-
land in diesem Jahr eine EEG-Umla-
ge von 6,3 Cent pro Kilowattstunde.

Wenn wir alle Ausnahmen im Be-
reich des EEG streichen würden, hät-
ten wir eine vielleicht um 1,2 oder
1,3 Cent geringere Umlage. Das
heißt, die EEG-Umlage betrüge dann
immer noch 5 Cent. Damit wird klar
und deutlich, dass die energieinten-
siven Unternehmen bei der gesam-
ten Entwicklung nicht Täter, sondern
Opfer sind und insofern nicht für die
hohe Umlage verantwortlich ge-
macht werden können - ganz im Ge-
genteil. Im Übrigen ist es eine Milch-
mädchenrechnung: Wenn diese
energieintensiven Unternehmen
weg wären, in die Insolvenz gehen
müssten, verlagert würden, dann wä-
ren nicht nur die Arbeitsplätze und
die Wertschöpfungsketten weg, son-
dern dann müssten die Verbliebenen
in zwei, drei Jahren die Kosten tra-
gen, die ich gerade dargelegt habe
und die für 20 Jahre festgeschrieben
sind. Dann wäre es für den Einzel-
nen noch teurer, als es jetzt schon ist.

Es geht nicht nur um die Frage der
Europafestigkeit; es geht um die er-
neuerbaren Energien insgesamt, die
nun wahrlich keine Nische mehr
sind. Als man 1990, 1991 das Strom-
einspeisungsgesetz auf den Weg ge-
bracht hat, hat man gesagt: Wir wol-
len das mal mit 50 Millionen D-
Mark pro Jahr fördern. Dann hat
man dieses Gesetz 2000 in das EEG
überführt und gesagt: Spätestens
2008, 2009 ist das EEG nicht mehr
notwendig; dann ist die Technolo-
gieförderung so weit, dass die erneu-
erbaren Energien auf eigenen Beinen
stehen können. Jetzt hat manches
ein bisschen länger gedauert; aber
wir sind in der Vergangenheit auch
manches zu langsam angegangen.
Wir haben heute die Situation, dass
der Börsenpreis, über den hier fabu-
liert wird, nur noch eine Restgröße
ist, weil die Erneuerbaren von der
Börse unabhängig sind: Sie bekom-

men eine feste Vergütung, die ein
Vielfaches des Börsenpreises beträgt,
unabhängig davon, ob der Strom ge-
braucht wird oder nicht. Wir haben
die Situation, dass all die Photovol-
taik, die im Moment in Deutschland
installiert ist, Kosten von ungefähr
40 Cent pro Kilowattstunde verur-
sacht; das ist mehr als das Zehnfache
des Börsenpreises. Deshalb müssen
die Anlagen zur Gewinnung erneu-
erbarer Energien, die jetzt, wo es da-
rum geht, den Anteil der Erneuerba-
ren an der Stromversorgung von 25
auf 30 bis 40 Prozent zu steigern, in-
stalliert werden, dann auch an den
Markt gebracht werden. Deshalb
wollen wir eine Direktvermarktung.
Deshalb wollen wir, dass die Börse
entsprechende Knappheitssignale
aussenden kann und so die richtigen
Anreize gesetzt werden, im Übrigen
auch im Hinblick auf Emissionen. 

Wir müssen den Ausbau der Er-
neuerbaren, der in der Vergangen-
heit bei der Erzeugung mengenmä-
ßig erfolgreich war, dringend mit
dem Ausbau der Netze im Onshore-
und Offshorebereich synchronisie-
ren. Dieses Jahr wird ein Vergütungs-
volumen von 900 Millionen Euro al-
lein auf Strom entfallen, der in Off-
shoreanlagen erzeugt wird, aber gar
nicht an Land kommt, weil keine
Leitungen vorhanden sind. Wir wer-
den Hunderte von Millionen Euro
bezahlen, weil Strom aus Onshore-
windkraftanlagen in Norddeutsch-
land nicht in die Verbrauchszentren
im Süden transportiert werden
kann, weil es nicht die entsprechen-
den Leitungen gibt. Das heißt, da ha-
ben wir in der Vergangenheit Fehler
gemacht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

diskussionen; da sind Sie alle dabei
-: durch Ausbaukorridore, Deckelun-
gen und Einschnitte vielfältiger Art.
Die Investoren sind doch nicht blöd:
Sie rechnen das durch und sagen
dann: Das rechnet sich nicht mehr;
wir machen es nicht.

Die Pflicht zur Direktvermarktung
könnte den geltenden Vorrang für
Erneuerbare in der Realität sogar
umkehren. Das ist eben kein Gesetz
mehr für regenerative Energien, son-
dern quasi gegen sie; denn die rege-
nerativen Energien müssen dann mit
den fossilen Energien konkurrieren.
Wir alle wissen: Bei den regenerati-
ven Energien sind alle Kosten mit
eingerechnet, bei den fossilen und
atomaren eben nicht. Wenn man die
Kosten bei diesen Energien ähnlich
der EEG-Umlage beziffern müsste,

dann würden Kohlestrom oder
Atomstrom 10 Cent pro Kilowatt-
stunde mehr kosten. Das bezahlen
aber die Steuerzahlerinnen und
Steuerzahler.

Die ganze Reform ging mit einer
Strompreisdebatte einher, die von
Anfang an eine Farce war. Die man-
tra-artigen Beteuerungen, die Ener-
giewende sei zu teuer, haben nichts
mit der wahren Entwicklung der
Preise von Wind- und Solarenergie
zu tun. Die Preise sind heute nicht
mehr hoch; sie wurden wirklich
nach unten gedrückt. Sie haben die
Höhe der EEG-Umlage zu einer Art
Teufelszeug hochstilisiert. Dabei
hatten wir 2013, wie die Bundesnetz-
agentur gerade berichtete, den nied-
rigsten Börsenstrompreis seit 2004.
Warum sagen Sie den Verbraucherin-

nen und Verbrauchern nicht die gan-
ze Wahrheit, nämlich weshalb dieser
unglaublich niedrige Börsenpreis
nicht an sie weitergegeben wird - es
wäre doch logisch, dass sie auch da-
von profitieren -, wohl aber die da-
mit einhergehende hohe EEG-Umla-
ge? Warum sorgen Sie nicht dafür,
dass auch die normalen Leute von
den niedrigen Börsenpreisen profi-
tieren und nicht nur die Industrie,
die im Grunde doppelt kassiert? Ich
habe Sie gestern zum Merit-Order-
Effekt gefragt. Dabei geht es darum,
dass die Preise an der Börse immer
niedriger werden, sie werden bald
bei 3 Cent pro Kilowattstunde lie-
gen. Auch dies ist ein Gewinn für die
Industrie.

Es wird uns ja permanent vorge-
worfen: Die Linke will die Arbeits-

plätze vernichten. - Bevor ich in den
Bundestag kam, war ich Schlosserin
und Betriebsrätin, und nach acht
Jahren im Bundestag war ich es zwi-
schendurch noch einmal. Ich kenne
die Probleme der Kolleginnen und
Kollegen besser als vielleicht viele in
diesem Saal.

Sie glauben doch nicht, dass wir
Arbeitsplätze vernichten wollen.

Lesen Sie doch einmal, was der
Handel schreibt. Auch der Handel
möchte Vergünstigungen und
spricht in dem Zusammenhang über
Arbeitsplätze. Ferner: Was ist mit den
Zehntausenden Arbeitsplätzen im
Bereich der regenerativen Energien?

Zum Schluss. Es ist eine scheinhei-
lige Debatte.

Wer hat denn Leiharbeit einge-
führt? Wer hat denn Dumpinglöhne

eingeführt? Wer hat denn ermög-
licht, dass in Fleischereien Vertrags-
firmen billig arbeiten? Das waren
doch nicht wir.

Verlagerungen von Betrieben ge-
schehen nicht nur wegen Stromprei-
sen, sondern wegen ganz anderer
Dinge. Wir sind nicht diejenigen, die
Arbeitsplätze vernichten wollen. Wir
wollen Gerechtigkeit, wir wollen so-
ziale Gerechtigkeit.

Ich will nicht, dass es so weit
kommt, dass das Verhängen von
Stromsperren an der Tagesordnung
ist - so wie in meiner Heimatstadt, in
der man jüngst einem Menschen
den Strom gesperrt hat, der auf ein
Atemgerät angewiesen ist. So geht
das nicht.

(Beifall bei der LINKEN)

Joachim Pfeiffer (*1967)
Wahlkreis Waiblingen

Dr. Joachim Pfeiffer, CDU/CSU:

Das EEG ist keine Ersatzreligion
sondern Mittel zum Zweck

Über uns 
schwebt das

Damoklesschwert
eines

Beihilfeverfahrens
aus Europa.
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In der Debatte sprachen zudem Julia
Verlinden (Grüne), Andreas Lenz
(CDU/CSU), Dirk Becker (SPD), Thomas
Bareiß und Alois Gerig (beide CDU/CSU).
Das Plenarprotokoll und die vorliegenden
Drucksachen sind im Volltext im Internet
abrufbar unter: Der Deutsche Bundestag
stellt online die Übertragungen des
Parlamentsfernsehens als Live-Video- und
Audio-Übertragung zur Verfügung.



Die Bundesregierung wird
nicht müde, das Erfolgs-
modell Europa zu preisen.

So sagte kürzlich Staatsminister
Roth: "Europa gilt nach wie vor als
einzigartiges Erfolgsmodell." Frau
Merkel meint sogar, das europäi-
sche Wirtschafts- und Sozialmodell
gründe auf der individuellen Wür-
de des einzelnen Menschen. Da fra-
ge ich mich doch wirklich: Was ist
das für ein Sozialmodell, das zu-
lässt, dass 125 Millionen Men-

schen in Armut und sozialer Aus-
grenzung leben?

Wie sieht es denn aus mit der in-
dividuellen Würde dieser Men-
schen? Wollen Sie ernsthaft zum
Modell erheben, dass die Arbeitslo-
sigkeit in vielen Ländern dramatisch
zugenommen hat, dass sich die
Langzeitarbeitslosigkeit oft verdop-
pelt oder verdreifacht hat, dass in
Spanien, Griechenland oder Italien
die Hälfte der jungen Menschen kei-
nen Job hat? Nein, das ist nicht das
Europa, das unsere Bevölkerung in
Deutschland will.

Junge Menschen in Europa geben
jedenfalls eine ganz klare Antwort.
Ausgerechnet in einer Umfrage des
Europäischen Parlaments haben
sechs von zehn jungen Menschen
auf die Frage: "Haben Sie das Ge-
fühl, in Ihrem Land durch die Wirt-
schaftskrise an den Rand gedrängt
und vom wirtschaftlichen und sozia-
len Leben ausgeschlossen zu sein?",
mit Ja geantwortet. Das muss Ihnen
doch zu denken geben. Aber Beispie-
le gibt es auch bei uns. In den 90er-
Jahren waren unsere Truckfahrer im
internationalen Fernverkehr mit
mehr als 5 000 DM Spitzenverdie-

ner. Heute müssen mehr als 80 000
Truckfahrer ihren kärglichen Lohn
mit Hartz IV aufbessern. Das ist
nicht die Politik, die die Menschen
wollen. Hier muss sich ganz deutlich
etwas ändern.

Es geht nicht nur um eine gewalti-
ge Absenkung der Verdienste. Es geht
auch um eine dramatische Ver-
schlechterung der Arbeits- und Le-
bensbedingungen in Europa. Diese
müssen verbessert werden. Am ver-
gangenen Samstag sind die deut-
schen Truckfahrer auf die Straße ge-
gangen, um für bessere Arbeits- und
Lebensbedingungen und gegen
Lohndumping zu demonstrieren.

Sie haben ein beeindruckendes
Zeichen für Europa gesetzt; denn sie
haben Solidarität mit den Kollegen
gezeigt, die unter noch schlechteren
Arbeitsbedingungen, zu noch miese-
ren Löhnen und windigen Vertrags-
bedingungen arbeiten müssen. 400
Euro im Monat, Lkw, bei denen auf
nahezu jedes Extra, das Komfort
oder Sicherheit erhöhen könnte, ver-
zichtet wird, monatelange Abwesen-
heit von den Familien, Verträge oh-
ne soziale Absicherung, das sind die
Bedingungen, unter denen tsche-

chische Fahrer leben müssen. Das
kann es doch nicht sein.

Dennoch sagen diese Menschen Ja
zu Europa und europäischer Solida-
rität. Aber sie sagen Nein zu einem
Europa des Lohndumpings und des
Sozialabbaus.

Europa wird nur eine Chance ha-
ben, wenn es eine breite Zustim-
mung in der Bevölkerung gibt. Diese
gibt es nur, wenn viele Bürgerinnen
und Bürger das Gefühl haben, dass
Europa ihre Lebens-
qualität verbessert.
Freiheit, offene
Grenzen und Frie-
den stellen einen ge-
waltigen Fortschritt
dar. Aber die Men-
schen erwarten auch
ein Leben in wirt-
schaftlicher und so-
zialer Sicherheit. Das
ist das Europa, das die Menschen in
Deutschland und in Europa wollen.

Europa darf nicht nur wenigen nut-
zen, deren Reichtum immer weiter
wächst. In Europa gab es im letzten
Jahr 766 Dollarmilliardäre. Deren Ver-
mögen ist in Euro umgerechnet auf et-
wa 1,5 Billionen angewachsen. Das
entzieht sich jedweder Vorstellungs-
kraft. Das ist mehr als das Doppelte
von dem, was die europäischen Steu-
erzahler für die Bankenrettung als
Bürgschaft hinterlegt haben. Das, mei-
ne Damen und Herren, ist Ihre Politik,
die Politik der Bundesregierung.

Für eine Krise, die sie nicht zu ver-
antworten hat, wird die Bevölkerung

in Geiselhaft genommen. Löhne
werden gesenkt, Arbeitnehmerrech-
te und der Sozialstaat abgebaut. Statt
in Wachstum und in Beschäftigung
zu investieren, wird gekürzt. Die
Wirtschaft schrumpft, und die
Schulden steigen. So gibt es zwei
Europas, die derzeit zueinander im
Gegensatz stehen. Das eine ist das
Europa der Wirtschaft, der Vermö-
genden und der Lobbyisten, das an-
dere ist ein soziales Europa, ein

Europa, welches die
Menschen wollen.

Die Linke will die-
se europäische Kür-
zungspolitik been-
den. Wir fordern
stattdessen ein EU-
weit koordiniertes
I n v e s t i t i o n s p r o -
gramm, mit dem Ar-
beitsplätze geschaf-

fen, die Wirtschaft ökologisch umge-
baut und Bildung, Gesundheitsver-
sorgung und öffentliche
Infrastruktur ausgebaut werden.

Dumpingkonkurrenz bei den
Löhnen darf es nicht geben. Wir
brauchen eine europaweite Millio-
närsabgabe, um gerade die Krisen-
verursacher und -gewinner in die
Verantwortung zu nehmen. Meine
Damen und Herren, auch Sie
kommen nicht an der Wahrheit
vorbei: Wer ein soziales Europa
will, muss es den Reichen neh-
men.

(Beifall bei der LINKEN)

Sabine Zimmermann (*1960)
Landesliste Sachsen

Sabine Zimmermann, DIE LINKE:

125 Millionen Europäer leben in
Armut und sozialer Ausgrenzung

Europa 
darf nicht nur

wenigen nutzen,
deren Reichtum
immer weiter

wächst.
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Sehr geehrter Herr Präsident!
Meine sehr geehrten Damen
und Herren! Lassen Sie mich

zu Beginn eines in aller Deutlichkeit
sagen: Europa ist eine weltweit ein-
zigartige Erfolgsgeschichte. Das las-
sen wir uns auch nicht durch einen

solchen Antrag wie den, der heute
vorliegt, kaputtmachen.

Unsere Europäische Union, die
auf dem Konzept der sozialen
Marktwirtschaft beruht, ermöglicht
es ihren Bürgern, ihr Leben nach ih-
ren eigenen Wünschen und Vorstel-
lungen zu gestalten. Im EU-Vertrag
ist festgeschrieben, dass ein hoher
Beschäftigungsgrad, sozialer Zusam-
menhalt, ein angemessener Sozial-
schutz und die Bekämpfung sozialer
Ausgrenzung bei der Gestaltung und
der Umsetzung der EU-Politik in al-
len Bereichen berücksichtigt werden
müssen. Wir arbeiten für ein Europa,
das den Menschen Chancen für ihr
berufliches und soziales Wohlerge-
hen eröffnet, und das schon seit
1951.

Wir befinden uns bereits jetzt auf
einem sehr hohen Wohlstandsni-
veau. Obwohl nur 7 Prozent der
Weltbevölkerung in der Europäi-
schen Union leben, produzieren wir
25 Prozent des weltweiten Bruttoin-

landsprodukts. Ja, ich spreche zuerst
über das BIP, weil alles, was Sie un-
ter sozialen Errungenschaften subsu-
mieren, zunächst erwirtschaftet wer-
den muss. Ich werde nicht müde, auf
diesen Zusammenhang, der eigent-
lich ganz simpel ist, von Ihnen aber
immer wieder geleugnet wird, hin-
zuweisen.

Während Sie, meine Damen und
Herren der Linken, behaupten, dass
die sozialen Errungenschaften auf
breiter Front zunichtegemacht wer-
den, muss ich an dieser Stelle sagen,
dass die Wirtschafts- und Währungs-
union unser heutiges ausgesprochen
hohes Sozialniveau erst ermöglicht
hat und dass die Mitgliedstaaten der
Europäischen Union heute 50 Pro-
zent aller Sozialleistungen der Welt
auf sich vereinen. Ich wiederhole das
gerne: 7 Prozent der Weltbevölke-
rung erhalten 50 Prozent aller Sozi-
alleistungen.

Weil Sie in Ihrem Antrag die EU
mehr oder minder als Verschwörung

marktradikaler Kräfte porträtieren,
würde ich gerne auf ein paar Punkte
eingehen und darlegen, wie wir in
diese schwierige Situation gekom-
men sind. Es ist eine völlig verant-
wortungslose Finanz- und Verschul-
dungspolitik gewesen, die diese Si-
tuation, die Sie hier zu Recht als be-
drohlich und bedrückend
beschreiben, herbeigeführt hat. 

Wir haben im Laufe der Krise ver-
schiedene Weiterentwicklungen der
Instrumente erlebt, die dazu führen
sollen, dass sich diese Dinge nicht
wiederholen und damit auch in Zu-
kunft von derartigen Entwicklungen
kein Risiko mehr für soziale Errun-
genschaften in Europa drohen kann.
Da sind wir auch beieinander.

Es ist letztlich dem Konzept der
Wirtschafts- und Währungsunion zu
verdanken, dass einige Krisenländer
- Spanien, Irland, Portugal - aus dem
Hilfsprogramm bereits herauskom-
men konnten und damit als Gesell-
schaft, als Staat das, was wir uns alle
gemeinsam wünschen, auch in Zu-
kunft leisten können.

Wir alle wissen, dass das Wohl-
standsgefälle in der Europäischen
Union eine ganz wesentliche Ursa-
che für die Armutswanderung inner-
halb der EU ist. Wir wollen nicht,
dass Menschen ihr Land verlassen
müssen, weil sie dort keine Perspek-

tive sehen. Auch deswegen sind wir
der Meinung, dass durch die Mit-
gliedstaaten soziale Errungenschaf-
ten, ein Niveau der sozialen Siche-
rung vor Ort nachhaltig gewährleis-
tet werden müssen. Ich sage an die-
ser Stelle aber auch ganz deutlich:
Ich bin der festen Überzeugung, dass
Sozialpolitik noch sehr lange Aufga-
be der Mitgliedstaaten und nicht der
EU bleiben wird.

Die EU setzt soziale Mindeststan-
dards; das ist richtig so.

Sie hat mit dem Europäischen So-
zialfonds seit langem ein Instru-
ment, um auf soziale Lagen in
Europa einwirken zu können. Der
Europäische Sozialfonds ist bereits
vor mehr als 50 Jahren geschaffen
worden. Es geht darum, Unterschie-
de bei Wohlstand und Lebensstan-
dard zwischen den Mitgliedstaaten
und den einzelnen Regionen zu ver-
ringern. Es geht um die Verbesserung
der Beschäftigungs- und Bildungs-
chancen.

Es werden unter anderem Maß-
nahmen in den Bereichen Fort- und
Weiterbildung, Unterstützung von -
Beschäftigten und Unternehmen bei
Umstrukturierungsmaßnahmen, Be-
kämpfung des vorzeitigen Schulab-

Marc Helfrich (*1978)
Wahlkreis Steinburg – Dithmarschen
Süd

Mark Helfrich, CDU/CSU:

In der EU sind 50 Prozent aller
Sozialleistungen der Welt vereint

Fortsetzung auf Seite 8
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bruchs und praktische Hilfen für ar-
beitslose Jugendliche sowie Integra-
tion benachteiligter Menschen in
den Arbeitsmarkt gefördert.

Zwischen 2007 und 2013 sind ins-
gesamt 76 Milliarden Euro aufge-
wendet worden. Diese Geschichte
wird fortgeführt. In der nächsten Pe-
riode, 2014 bis 2020, fließen 80 Mil-
liarden Euro aus dem ESF und wei-
tere 3,2 Milliarden Euro für Jugend-
initiativen. Auch da sieht man, dass
es einen Ausbau und nicht einen Ab-
bau gibt. 

Diese Mittel kommen insbeson-
dere den Regionen überproportional
zugute - das ist auch richtig so -, die
unter dem EU-Durchschnitt liegen,
was ihre wirtschaftliche und soziale
Entwicklung betrifft.

Ein weiterer Meilenstein bei der
Überwindung der Staatsschulden-
krise ist die Wachstumsstrategie
"Europa 2020". Sie hat - wie sollte es
anders sein? - soziale Kernziele in
den Bereichen Beschäftigung und
Bildung, soziale Inklusion und Be-
kämpfung von Armut. 20 Millionen
Menschen sollen bis 2020 aus der

Armut herausgeführt werden, und es
soll eine Beschäftigungsquote von
75 Prozent der Menschen im er-
werbsfähigen Alter erreicht werden.
Um diese beiden Hauptziele zu un-
terfüttern, gibt es eine Reihe von Ini-
tiativen; Sie alle wissen das. 

"Jugend in Bewegung" ist ein ent-
sprechendes Instru-
ment; die "Agenda
für neue Kompeten-
zen und neue Be-
schäftigungsmög-
lichkeiten" ist ein
weiteres.

Bei all dem ist uns
bewusst, dass die
Chancen auf Arbeit
in Europa noch un-
gleich verteilt sind. Deutschland hat
eine sehr niedrige Jugendarbeitslo-
sigkeit, ganz anders als viele andere
Länder in der Europäischen Union.
Dort stehen junge Menschen vor gi-
gantischen Herausforderungen; das
ist völlig klar. Weil das so ist, ist auch
auf Drängen der Bundesrepublik
vereinbart worden, dass man 6 Mil-
liarden Euro zur Bekämpfung der Ju-

gendarbeitslosigkeit in der EU zur
Verfügung stellt. Ich finde das sehr
beeindruckend. Auch ich weiß, dass
es in der Umsetzung in den Mit-
gliedstaaten durchaus noch Anlauf-
schwierigkeiten und Defizite gibt.
Aber das Ziel und auch die Bereit-
schaft, das Ganze zu unterfüttern,

sind ganz klar gege-
ben.

Das soll nicht hei-
ßen, dass wir nicht
weiterhin auf die be-
währten Maßnah-
men aus dem Euro-
päischen Sozial-
fonds zurückgreifen
können, um benach-
teiligten Jugendli-

chen entsprechend Hilfe gewähren
zu können.

Sie kennen EURIS, ein Kooperati-
onsnetzwerk der öffentlichen Ar-
beitsvermittlungen aller EU-Staa-
ten. Bereits in den Anfängen dieser
Kooperation sind 50 000 Stellen pro
Jahr für junge Europäerinnen und
Europäer vermittelt worden. Ich
glaube, auch das ist ein Zeichen,

dass sich Europa dieser Aufgabe
stellt.

Dann möchte ich das Thema "Ju-
gend in Beschäftigung bringen" an-
sprechen, auch unter dem Stichwort
"Jugendgarantie" bekannt. Mit-
gliedstaaten werden verpflichtet,
Schulabgängern unter 25 Jahren
nach Verlassen der Schule innerhalb
von vier Monaten einen Ausbil-
dungsplatz zuzuweisen bzw. eine
weitere Bildungsmaßnahme zu ge-
währen oder eine Praktikumsstelle
zu vermitteln, damit in Europa
nicht eine verlorene Generation
groß wird, was wir nicht wollen. In-
sofern ist auch dieser Baustein rich-
tig.

In diesem Zusammenhang kön-
nen wir als Deutsche froh sein, dass
wir das duale Ausbildungssystem ha-
ben. Das ist behutsam angepasst si-
cherlich auch ein Erfolgsmodell für
die Europäische Union. Nur so kön-
nen dann auch die Probleme in den
jeweiligen Mitgliedstaaten angegan-
gen werden.

Nichtsdestotrotz stellen wir uns
mit dem Programm MobiPro-EU

der Verpflichtung, hier in
Deutschland Plätze für Auszubil-
dende und junge Berufstätige zur
Verfügung zu stellen. Die in Aus-
sicht stehende Mittelverdreifa-
chung - das sage ich zu den Kolle-
ginnen und Kollegen der Grünen
- ist, anders als das in dem Antrag
dargestellt wird, durchaus vor-
bildlich. Ich glaube, dass die Bun-
desregierung dort die Zeichen der
Zeit erkannt hat.

Sehr geehrte Damen und Herren
der Linken, Sie sehen also: Es gibt
bereits zahlreiche realisierte, reali-
sierbare und erfolgversprechende
Maßnahmen zur Förderung und Un-
terstützung von Jugendlichen sowie
Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern in Europa. 

Dies ist Ausdruck eines sozial ge-
stalteten und wirtschaftlich starken
Europas, dessen Einstehen für seine
sozialen Errungenschaften Sie auch
vor dem Hintergrund der heranna-
henden Europawahl bitte nicht in
Abrede stellen sollten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Deutschland hat
eine sehr niedrige

Jugendarbeits-
losigkeit, ganz
anders als viele

andere EU-Länder.

Die gerade vom Kollegen
Helfrich gehaltene Rede
stand eher unter dem Mot-

to „Ein Betriebswirt liest Verwal-
tungsvorschriften vor", als dass ei-
ne soziale Vision von Europa darin
erkennbar gewesen wäre.

Die ist aber dringend notwen-
dig.

Sie haben etwas vernachlässigt.
Natürlich ist es so, dass Sozialleis-
tungen erwirtschaftet werden müs-
sen. Umgekehrt ist es aber auch so,
dass Sozialpolitik und damit so-
ziale Gerechtigkeit und soziale Si-
cherung überhaupt eine Vorausset-
zung für wirtschaftliche Entwick-
lung ist, die dazu führt, dass über-
haupt genügend da ist, damit
finanziert werden kann. Das ist ei-
ne typische Errungenschaft der so-

zialen Marktwirtschaft. Sie haben
das völlig vernachlässigt. Das muss
aber im Sinne der Vision eines so-
zialen Europas unbedingt mitge-
dacht werden.

Solch eine Vision - auch konkre-
te Schritte dahin - sind unbedingt
notwendig; denn wir brauchen ein
starkes Europa. Das sieht man jetzt
bei der Ukraine-Krise, bei der es
wichtig ist, dass Europa mit einer
Stimme redet. Man sieht das bei
vielen globalen Problemen, die wir
haben: beim Klimawandel, bei der
Frage der globalen Gerechtigkeit
und bei der Frage der Demokratie
in der Welt. Wer, wenn nicht
Europa, soll denn da in der Welt
Vorbild sein? Das geht nur, wenn
wir ein zusammenwachsendes und
ein solidarisches Europa haben,
damit es da mit einer Stimme spre-
chen und gemeinsam Vorbild sein
kann.

Die Realität ist aber eine ganz
andere. Wir erleben, dass die Zu-
stimmung zur EU europaweit
sinkt. In den Krisenländern sinkt
sie aufgrund der beschriebenen Si-
tuation. Da stimme ich der Kolle-
gin Zimmermann, was die Be-
schreibung der Situation anbe-
langt, zu. Es gibt massiv hohe Ar-
beitslosigkeit insbesondere bei der
Jugend. In Griechenland gibt es
steigende Säuglingssterblichkeit
und teilweise verheerende gesund-
heitliche Situationen. Das ist eine
Folge der Krisenpolitik, wie sie ins-
besondere die CDU-geführte Re-

gierung in den letzten Jahren im-
mer wieder eingefordert hat. Das
bringt uns überhaupt nicht weiter.

Wir haben dem zugestimmt,
weil wir gesagt haben: Wir müssen
den Ländern helfen. Auch das ge-
hört zu einem solidarischen
Europa. Denn die Alternative,
nicht zu helfen, wäre sogar noch
schlechter gewesen als die jetzige
Situation. Das hätte sie völlig in
den Ruin getrieben.

Mit den Hilfspaketen wurde Zeit
gekauft. Diese Zeit ist nicht ge-
nutzt worden. Wir hätten sie drin-
gend notwendig gehabt, um eine
Krisenpolitik zu fahren, die mehr
soziale Gerechtigkeit schafft und
auch die Reichen mit in die Pflicht
nimmt. So wäre ein Schuh daraus
geworden. Dagegenzustimmen, so
wie Sie das gemacht haben, wäre
der völlig falsche Weg gewesen.
Zur Solidarität in Europa gehört
dazu, dass man mit den Krisenlän-
dern solidarisch ist.

Aber auch in den reicheren Län-
dern nimmt die Zustimmung zur
EU ab, weil es hier die Vorstellung
gibt - die auch von Linken und an-
deren geschürt wird -, dass viel
Geld für Bankenrettung ver-
schwendet würde und bei uns
nicht mehr genügend Geld für So-
zialleistungen zur Bekämpfung
von Armut zur Verfügung stünde.

Wenn man sich die Situation in
Deutschland anschaut, erkennt
man, dass die Armut auf einem ho-
hen Niveau verharrt. Die Altersar-

mut steigt, die Armut von Erwerbs-
tätigen steigt, und die Armut von
Kindern ist nach wie vor auf einem
skandalös hohen Niveau. Das
müssen wir ändern.

Wir brauchen in ganz Europa,
dass die „starken Schultern" in al-
len Ländern mit den Schwachen in
allen Ländern solidarisch sind.
Das ist eine Vision von Europa, wie
wir sie eigentlich haben müssten.

Die EU ist dabei gar nicht so
schlecht, wie sie von der Linken
immer gemacht wird. Sozialpoliti-
sche Ziele gibt es spätestens seit
dem Gipfel von Lissabon 2000.
Seitdem gibt es jährlich eine ein-
heitliche Armutsberichterstattung
auf der Basis ge-
meinsamer Indika-
toren. Die Mitglied-
staaten müssen dar-
legen, was sie zur
Bekämpfung der Ar-
mut unternehmen.
Das ist durch den
L i s s a b o n - Ve r t r a g
noch einmal ge-
stärkt worden, in
dem die sozialpolitischen Ziele
ausdrücklich benannt sind. Herr
Kollege Helfrich hat auf die Strate-
gie „Europa 2020" hingewiesen,
aber ein wesentliches Ziel kom-
plett vergessen, nämlich das Ziel
der Armutsreduktion, das zum ers-
ten Mal ein quantitatives Ziel ist.
Danach soll die Zahl der Armen in
Europa um 10 Prozent reduziert
werden.

Was hat die schwarz-gelbe Bun-
desregierung seinerzeit gemacht?
Sie hat gesagt: Die Kriterien der EU
gefallen uns nicht. Wir suchen uns
ein neues Kriterium aus, an dem
wir das festmachen. Wo kommen
wir denn hin, wenn sich jedes Land
seine eigenen Kriterien aussucht
und sagt: „Wir halten uns nicht da-

ran"? Es ist wichtig, dass wir an
dieser Stelle europäische Kriterien
haben. Ich fordere die Regierung
auf: Halten Sie sich an die in der
EU vereinbarten Indikatoren, und
sichern Sie zu, dass Deutschland
seinen Beitrag zur Reduzierung
von Armut leisten wird!

Was ist nötig, und welche Mög-
lichkeiten hat die Union? Es ist
richtig, es gibt auf europäischer
Ebene keine sozialpolitischen
Kompetenzen im engeren Sinne,
aber es gibt die Möglichkeit, Ziel-
setzungen zu vereinbaren. Es gibt
die Offene Methode der Koordi-
nierung. Es gibt die Möglichkeit,
soziale und andere Mindeststan-

dards zu setzen. Es
wäre wichtig, sol-
che Mindeststan-
dards zu formulie-
ren, auch was die
Rechte von Arbeit-
nehmerinnen und
Arbeitnehmern an-
geht. Man könnte
auf europäischer
Ebene vereinbaren,

dass in allen Ländern Grundsiche-
rungssysteme eingeführt werden,
die es in einigen Ländern nicht
gibt, zum Beispiel in Griechen-
land. Die haben nicht einmal so et-
was wie Hartz IV. Man könnte ver-
einbaren, dass alle Menschen Zu-
gang zur sozialen Sicherung ha-
ben, dass es Netze der sozialen
Sicherung ohne Lücken gibt. Das
sind Zielvereinbarungen, die
durchaus möglich wären.

Im Rahmen der Krisenpolitik
wäre der Effekt noch stärker. Man
hätte den Griechen sagen können:
Wir helfen nur unter der Bedin-
gung, dass ein Grundsicherungs-
system eingeführt wird, wir helfen
nur unter der Bedingung, dass ar-
beitsrechtliche Standards einge-

Walfgang Strengmann-Kuhn
(*1964)
Landesliste Hessen

Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Die Zustimmung zur EU 
sinkt europaweit

Zur Solidarität in
Europa gehört
dazu, dass man

mit den
Krisenländern
solidarisch ist.
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führt und sogar verbessert werden.
Wir hätten helfen können unter
der Bedingung, dass die gesund-
heitlichen Mindeststandards ein-
gehalten werden. Wir hätten nicht
zuletzt auch zur Bedingung ma-
chen müssen, dass sich die Reichen
an der Finanzierung der Krise und

der Hilfen durch eine höhere Be-
steuerung beteiligen. Das alles hät-
te man machen können.

Wir als Grüne wollen aber noch
weiter gehen. Wir wollen, dass im
Rahmen der Diskussion über mehr
wirtschafts- und finanzpolitische
Kompetenzen der EU auch über

sozialpolitische Kompetenzen der
EU geredet wird.

Es ist notwendig, dass man Fi-
nanz-, Wirtschafts- und Sozialpoli-
tik auf europäischer Ebene stärker
koordiniert. Deswegen wollen wir
einen Europäischen Konvent, bei
dem - auch das ist wichtig - öffent-

lich diskutiert wird, was dort pas-
siert; denn wir wollen ein demo-
kratisches Europa, in dem die
Menschen mitbestimmen können,
welche Kompetenzen in den Berei-
chen Wirtschaft, Finanzen und So-
ziales auf EU-Ebene angesiedelt
werden sollen.

Wir Grüne wollen ein ökologi-
scheres, demokratischeres und so-
zialeres Europa. Ich finde, es lohnt
sich für uns alle, gemeinsam dafür
zu kämpfen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN)

Zu Beginn möchte ich einen
doppelten Dank an die Partei
Die Linke aussprechen. Ers-

tens möchte ich mich dafür bedan-
ken und ich bin froh, dass ich ein
paar Dinge, die Ihre Partei in den
letzten Wochen und Monaten an eu-
ropafeindlichen Äußerungen ver-
lautbart hat, in Ihrem Antrag nicht
lesen musste, und dass sich offen-
sichtlich diejenigen durchgesetzt ha-
ben, die die EU für ein demokrati-
sches Reformprojekt halten und da-
ran mitwirken und Verantwortung
übernehmen wollen. Das ist gut so.

Zweitens möchte ich mich dafür
bedanken, dass Sie uns mit Ihrem
Antrag die Chance geben, über das
soziale und demokratische Europa
zu reden, ein soziales und demokra-
tisches Europa, das seit fast 100 Jah-
ren Vision und programmatisches
Ziel der SPD ist. Ich möchte zwei für
uns wichtige Wegmarken benennen.

Die SPD hat bereits 1925 in ihrem
Heidelberger Programm zwischen
zwei Weltkriegen und in großer
Weitsicht die Schaffung der europäi-
schen Wirtschaftseinheit und der
Vereinigten Staaten von Europa ge-
fordert - im Wissen um die Grenzen
des Nationalstaates und des natio-
nalstaatlichen Handelns und im
Wissen um die gemeinsamen Inte-
ressen der Arbeiterinnen und Arbei-
ter diesseits und jenseits deutscher
Grenzen.

Kanzler Willy Brandt hat in seiner
Regierungserklärung 1969 mit den
Worten „Wir wollen ein Volk der gu-
ten Nachbarn sein und werden im
Inneren und nach außen" nicht nur
einen Maßstab für deutsche Politik

gesetzt, sondern auch und gerade
beim Fortschreiten der europäischen
Integration einen Maßstab für euro-
päische Politik: Wir Europäerinnen
und Europäer wollen gute Nachbarn
werden - im Inneren und nach au-
ßen.

Sehr geehrte Damen und Herren,
Europa ist nicht nur ein Friedenspro-
jekt - es war schon immer auch ein
Projekt, gemeinsam und solidarisch
den Wohlstand zu sichern. Sozialer
Fortschritt - das hat die SPD in ihrer
150-jährigen Geschichte leidvoll er-
fahren müssen - kommt nicht von
heute auf morgen und erst recht
nicht von allein. Die soziale Integra-
tion Europas ist ein Prozess, ist ein
Weg, auf dem schon viel erreicht
wurde, aber vor allem noch vieles zu
erledigen ist.

Nichts zeigt das deutlicher als die
Folgen der Finanzmarkt- und Wirt-
schaftskrise und die mit ihnen ein-
hergehende zunehmende Abwen-
dung von Europa. Das soziale
Europa, das Europa der sozialen
Marktwirtschaft gelingt nur, wenn
wir gemeinsam die Ursachen der
Krise bekämpfen. Die Armut steigt,
während auf den Finanzmärkten
wieder die Champagnerkorken knal-
len und sogenannte Ramschanlei-
hen im Euro-Raum schon wieder ein
Volumen von 90 Milliarden Euro er-
reichen und damit einen neuen Re-
kord erzielen. Aber für Bankentren-
nung, für Finanztransaktionsteuer,
für Bankenunion und Finanzmärkte,
die der Realwirtschaft dienen, für ei-
nen gemeinsamen Rahmen für ge-
rechte Steuern, für die Beendigung
von Steuerdumping und dafür, das
Land der Gewinne auch zu einem
Land der Steuereinnahmen zu ma-
chen, dafür kann man am 25. Mai
sein Kreuz machen.

Das soziale Europa gelingt nur,
wenn wir gemeinsam Arbeitslosig-
keit bekämpfen und in Arbeit in
Europa investieren. Jeder zehnte Eu-
ropäer ist arbeitslos, jeder vierte Ju-
gendliche und in Ländern wie Grie-
chenland, Spanien und Kroatien
mehr als jeder zweite. Ein sozial ge-
spaltenes Europa wollen wir nicht.
Deswegen gilt es, einiges in Ordnung
zu bringen. Das betrifft existenzsi-
chernde Mindestlöhne in allen euro-
päischen Ländern, gleiche Lohn- und
Arbeitsbedingungen am gleichen

Ort, starke Arbeitnehmerrechte, star-
ke europäische Gewerkschaften und
fairen Wettbewerb statt Sozialdum-
ping, gute Ausbildung und Perspek-
tiven für junge Menschen. Alles das
kann man umsetzen, wenn der poli-
tische Wille und die politische Mehr-
heit dafür da sind.

Das soziale Europa gelingt nur mit
einer starken europäischen Wirt-
schaft, die gute und sichere Arbeits-
plätze schafft. Dafür braucht es In-

vestitionen in Forschung, Bildung,
Infrastruktur und einen starken Mit-
telstand. Allein in meinem Wahl-
kreis, dem Lahn-Dill-Kreis in Mittel-
hessen, machen die
Exporte nach Europa
1 Milliarde Euro In-
dustrieumsatz aus.
Das sind 5 000 Ar-
beitsplätze, die direkt
an der Kaufkraft in
den EU-Staaten, der
Wirtschaftskraft in
unseren Nachbarlän-
dern und den Vortei-
len des Binnenmarktes hängen. Da
fällt die Überzeugungsarbeit für
Europa leichter.

Aber wir müssen die sozialen Rah-
menbedingungen dafür schaffen,
dass alle Menschen in Europa eine

Perspektive auf Wohlstand haben
und die Chancen einer europäischen
Integration auch für sich erkennen.
Wer die Menschen auf dem Weg

nach Europa mit-
nehmen möchte, der
muss das soziale
Europa bauen. Denn
das Friedensprojekt
und der starke Bin-
nenmarkt brauchen
das soziale Funda-
ment und das soli-
darische Handeln,
um zukunftsfähig zu

sein. In diesem Sinne wollen wir gu-
te Nachbarn sein - im Inneren und
nach außen.

(Beifall bei der SPD sowie bei

Abgeordneten der CDU/CSU)

Dagmar Schmidt (*1973)
Landesliste Hessen

Dagmar Schmidt, SPD:

Es braucht Investitionen 
in Bildung und Infrastruktur Die Armut steigt,

während an den
Finanzmärkten

wieder die
Champagner-

korken knallen.
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Die CDU/CSU-Bundestags-
fraktion setzt sich für ein
soziales Europa ein, ein

Europa, in dem junge Menschen
Perspektiven haben, sich frei zu ent-
falten, und in dem älteren Men-
schen nach ihrem Berufs-leben so-
ziale Mindeststandards garantiert
werden. Die Bundesrepublik
Deutschland ist dabei mit ihren Er-
rungenschaften durch die soziale
Marktwirtschaft ein Vorbild in der
Europäischen Union. Unsere sozia-
len Standards sollten das Richtmaß
für die Entwicklung eines sozialen
Europas sein, auch wenn uns klar
sein sollte, dass noch viele Jahre
und Jahrzehnte vergehen werden,
bis dies in allen Staaten der Euro-

päischen Union erreicht werden
kann.

Wir sollten so ehrlich sein und uns
eingestehen, dass dieser Prozess Zeit
braucht. Bei der europäischen Idee
geht es nicht nur um Freiheit und
Frieden, sondern auch um wirt-
schaftlichen Wohlstand in der Brei-
te. Für mich persönlich ist die Idee
der Europäischen Union der Haupt-
grund gewesen, warum ich mit 18
Jahren in die CDU eingetreten bin.

Ich selber vereine europäische
Wurzeln in meiner Person. Ich bin
im Ausland geboren und dort einige
Jahre aufgewachsen. Mein Vater war
Auslandsjournalist, und meine Mut-
ter ist nicht in Deutschland geboren.
Für mich ist damit das Projekt
Europa nicht abstrakt, sondern sehr
konkret. Deswegen kämpfe ich so
sehr für die Europäische Union und
für ein soziales Europa.

Heute leben über 500 Millionen
Menschen in den Mitgliedstaaten
der Europäischen Union auf einer
Fläche von rund 4,3 Millionen Qua-
dratkilometern. Sie alle wünschen
sich für ihre eigene Zukunft und die
Zukunft der nachfolgenden Genera-
tionen ein Leben in Frieden und so-
zialer Sicherheit.

Auf der einen Seite ist die Europäi-
sche Union in den Jahrzehnten seit
ihrer Gründung immer stärker zu-
sammengewachsen, auf der anderen
Seite gab es Herausforderungen für

das Zusammenwachsen. Die unter-
schiedlichen Kulturen und Traditio-
nen der europäischen Nationen re-
präsentieren den großen Reichtum
der Europäischen Union. Doch sie
stellen auch eine permanente He-
rausforderung dar, gemeinsame Re-
geln und Standards im Zusammen-
leben der Völker zu finden. Die Un-
terschiede in den Traditionen, den
politischen Systemen, aber auch die
ökonomischen Möglichkeiten und
Gegebenheiten werden neben der
Wirtschafts- und Finanzpolitik gera-
de in der Sozialpolitik deutlich.

Soziale Sicherung war und ist in
den einzelnen Ländern von der wirt-
schaftlichen Situation abhängig. Da-
her ist es ein Ziel der Europäischen
Union, die unterschiedlichen Syste-
me aufeinander abzustimmen und
zu modernisieren. Die Sozialpolitik
gewinnt in einem Europa, das das
Zusammenwachsen als wichtige Er-
rungenschaft betrachtet, immer
mehr an Bedeutung. Sie prägt und
bestimmt alle anderen Politikfelder
und trägt so auch entscheidend zum
Gelingen unserer Zukunft bei. Gera-
de durch die Erweiterung der Euro-
päischen Union von 2004 und 2007
und den Beitritt Kroatiens 2013 hat
das Zusammenwachsen Europas
neue Akzente bekommen. Europa ist

Martin Pätzold (*1984)
Landesliste Berlin

Dr. Martin Pätzold, CDU/CSU:

Die soziale Marktwirtschaft 
ist ein Vorbild in Europa

Fortsetzung auf Seite 10
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Fortsetzung von Seite 9: Dr. Martin Pätzold (CDU/CSU)

ein politisches Gebilde, das einstige
Gegensätze miteinander versöhnt,
alte Fronten verschwinden lässt und
ein neues Gefüge schafft. Die Länder
Europas profitieren voneinander
und sind stark voneinander abhän-
gig.

Das soziale Europa musste viele
Brüche und Umbrüche erleben, um
sich auf Frieden und Freiheit zu be-
sinnen. Ich bin davon überzeugt,
dass es dabei nicht nur um Freiheit
gehen darf, sondern dass wir uns als
Bundesrepublik Deutschland dafür
einsetzen müssen, dass materieller
Wohlstand in der Breite möglich
wird. Europa kennt heute noch kein
einheitliches Sozialmodell. Die Lis-
sabon-Agenda sieht vor, dass die So-
zialpolitik weiterentwickelt wird.

Der Europäischen Sozialfonds
wurde gegründet - das hat mein Kol-
lege Helfrich schon angesprochen -,
um Fördergelder für Umschulungen,

Fortbildungen und zur Förderung
von beruflicher Mobilität gemein-
sam zu erreichen. Man wollte errei-
chen, dass alle Menschen, die arbei-
ten konnten und wollten, Arbeit fin-
den und damit zu einem wirtschaft-
lichen Ausgleich
unter den Regionen
in Europa beitragen.
Bis heute werden
Vorhaben gefördert,
die den Zugang zu
Ausbildungen ver-
bessern, neue Be-
schäftigungsmög-
lichkeiten schaffen,
Existenzgründer un-
terstützen, öffentliche Dienste ver-
bessern und benachteiligten Men-
schen beim beruflichen Einstieg oder
Wiedereinstieg helfen. In festen Zeit-
räumen werden die Richtlinien des
Europäischen Sozialfonds an die ak-
tuellen Notwendigkeiten angepasst.

Die Chancen und Möglichkeiten
für Jugendliche sind im wahrsten
Sinne des Wortes grenzenlos. Ver-
schiedene EU-Programme zum le-
benslangen Lernen und zum Be-
reich Jugend in Aktion machen es

möglich, dass Be-
rufspraktika oder
das Studieren im
EU-Ausland jedem
offenstehen. Die
EU-Jugendstrategie
sieht vor, dass wir
dies nachhaltig ge-
stalten und damit
auf Dauer Erfolg er-
zielen können. Sie

zielt dabei auf die Förderung der
sozialen und beruflichen Einglie-
derung Jugendlicher, die Förde-
rung der persönlichen Entfaltung,
des sozialen Zusammenhalts und
des gesellschaftlichen Engage-
ments ab.

Trotz dieses Engagements ist die
Arbeitslosigkeit in den 28 Mitglied-
staaten dramatisch hoch. Wir müs-
sen der Linken recht geben. An die-
sem Thema arbeiten wir. Die Wirt-
schafts- und Finanzkrise war ein
Grund für die deutliche Verschlech-
terung auf dem Arbeitsmarkt. Aber
auch hier haben wir politisch rea-
giert: Im Februar 2013 wurde die
Beschäftigungsinitiative für junge
Menschen im Alter von 15 bis 24
Jahren im Europäischen Rat ange-
nommen. Hierbei sollen mit 6 Mil-
liarden Euro Regionen gestärkt wer-
den, in denen die Jugendarbeitslo-
sigkeit mit mehr als 25 Prozent am
größten ist. Dabei geht es auch da-
rum, langfristige Beschäftigung zu
schaffen und keine verlorene Gene-
ration in Europa zu haben. Die
Bundesregierung will Ansätze des
erfolgreichen Konzepts der dualen
Ausbildung exportieren und den

Ländern damit helfen, ihre Struk-
turdefizite auszugleichen und da-
mit nachhaltige Strukturen vor Ort
zu schaffen.

Die Bundesrepublik Deutschland
und die Europäische Union stehen
vor großen Herausforderungen.
Uns geht es darum, ein soziales
Europa zu schaffen. Am 25. Mai ha-
ben die Bürgerinnen und Bürger in
Europa die Möglichkeit, für dieses
soziale Europa zu stimmen. Ich
glaube, in der Bundesrepublik
Deutschland geht es vor allen Din-
gen darum, dass die Bürgerinnen
und Bürger die Möglichkeit nutzen,
demokratische Parteien zu stärken.
Das ist wichtig, damit wir das sozia-
le Europa weiterentwickeln kön-
nen. Meine Fraktion wird sich im
Deutschen Bundestag weiterhin da-
für einsetzen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Die Länder
Europas 

profitieren 
voneinander und
sind voneinander

abhängig.

In der EU-Grundrechtecharta, Ar-
tikel 35 - Gesundheitsschutz -,
heißt es:

Jede Person hat das Recht auf Zu-
gang zur Gesundheitsvorsorge und
auf ärztliche Versorgung nach Maß-
gabe der einzelstaatlichen Rechts-
vorschriften und Gepflogenheiten.
Bei der Festlegung und Durchfüh-
rung aller Politiken und Maßnah-
men der Union wird ein hohes Ge-
sundheitsschutzniveau sicherge-
stellt.

Das ist in Europa nicht gegeben -
im Gegenteil.

Nehmen wir das Beispiel Grie-
chenland. Die Kürzungspolitik der
Troika hat zu einem faktischen Zu-
sammenbruch der Gesundheitsver-
sorgung in Griechenland geführt. In
der Troikavereinbarung wird unter
anderem vorgeschrieben, dass der
griechische Krankenversicherungs-
träger die Zahl der Ärzte zweimal um
zrhn Prozent reduzieren muss. We-
gen dieser Vorgabe wurden im Feb-
ruar 2014 alle 350 öffentlichen Poli-

kliniken vorläufig geschlossen. Oh-
ne jedwede gesundheitswissen-
schaftliche Expertise wurde festge-
legt, dass die öffentlichen Gesund-
heitsausgaben auf sechs Prozent des
Bruttoinlandsproduktes gesenkt
werden müssen; mittlerweile sind
die Ausgaben weiter gesunken, weil
das Bruttoinlandsprodukt weiter
sinkt.

Der damalige griechische Ge-
sundheitsminister sagte 2011, dass
die Kürzungen im Gesundheitssys-
tem nicht mit dem Skalpell, son-
dern mit dem Schlachtermesser
vorgenommen würden, übrigens
unter aktiver Beteiligung der deut-
schen Bundesregierung und des
deutschen Bundesgesundheitsmi-
nisteriums. Es gibt mittlerweile eine
Fülle an wissenschaftlichen Unter-
suchungen zu den Auswirkungen
der Kürzungsdiktate auf den Ge-
sundheitszustand der griechischen
Bevölkerung. Die Ergebnisse sind
eindeutig und verheerend. Ein Buch
von zwei Public-Health-Wissen-
schaftlern, das gerade auf Deutsch
erschienen ist, trägt dann auch be-
zeichnenderweise den Titel Spar-
programme töten, und das ist bit-
terernst gemeint.

Einige Beispiele: Die Zahl der HIV-
Neuinfektionen unter Drogenab-
hängigen ist von neun im Jahre 2008
auf 484 im Jahre 2012 gestiegen,
weil keine sauberen Spritzen mehr
kostenlos ausgegeben werden. Die
Zahl der Neuinfektionen mit Tuber-
kulose hat sich nach 2012 binnen ei-
nes Jahres verdoppelt. Die Säug-
lingssterblichkeit ist zwischen 2008
und 2010 um 43 Prozent angestie-
gen. Circa 30 Prozent der grie-
chischen Bevölkerung sind nicht

mehr krankenversichert, haben kei-
nen Zugang zu einer Gesundheits-
versorgung. Zur Notfallversorgung
aller Menschen, auch der Nichtversi-
cherten, sagte der aktuelle grie-
chische Gesundheitsminister im
Februar 2014, dass alle Patienten in
dringlichen Fällen eine Behandlung
erhalten würden, aber eine Krebser-

krankung stuft er nur im Endstadi-
um als dringlich ein.

Was wir also in Griechenland
dringend brauchen,
ist die Wiederher-
stellung einer medi-
zinischen Grundver-
sorgung. Stattdessen
wird jedoch unter
Federführung des
BMG eine Reforma-
genda aufgelegt, die
diese Grundversor-
gung nicht wirklich
in den Blick nimmt, sondern Ver-
satzstücke der deutschen Gesund-
heitsreform auf Griechenland über-
stülpt, beispielweise die Einführung

des DRG-Vergütungssystems im
Krankenhausbereich. Das ist für
mich nichts anderes als der Versuch,

in Griechenland in-
frastrukturell ein Ge-
werbegebiet zu er-
schließen. Die deut-
schen Krankenhaus-
konzerne, Asklepios
vorweg, sind bereits
auf Einkaufstour und
versuchen, grie-
chische Kliniken auf-
zukaufen. Das kann

und soll nicht sein. Wenn wir ein so-
ziales Europa wollen, dann müssen
wir es den Reichen und der Troika
nehmen.         (Beifall bei der LINKEN)

Harald Weinberg (*1957)
Landesliste Bayern

Harald Weinberg, DIE LINKE:

Die Ergebnisse sind 
eindeutig und verheerend 
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Die heutige Debatte liefert
den Anstoß, über das The-
ma „soziales Europa" zu re-

den. Tatsächlich mussten wir in den
letzten Jahren bei europapoliti-
schen Diskussionen sehr häufig,

vielleicht zu häufig, über Finanz-
märkte, Banken oder Ratingagentu-
ren streiten. Wirtschafts- und Wäh-
rungspolitik allein bringt uns aber
nicht das Europa, das wir uns wün-
schen.

Wir Sozialdemokraten wollen
ein Europa, in dem soziale Ge-
rechtigkeit und Zusammenhalt
die Basis für wirtschaftlichen Er-
folg sind. Um die soziale Spaltung
Europas zu verhindern, brauchen
wir insgesamt mehr Beschäfti-
gung, speziell in Süd- und Osteu-
ropa.

Gerade die junge Generation
braucht unsere Aufmerksamkeit
und Unterstützung.

Junge Menschen brauchen eine
Chance, damit sie nicht das Vertrau-
en in sich selbst und in das europäi-
sche Projekt verlieren. MobiPro-EU
ist da nur ein Projekt; ein gutes im
Übrigen.

Arbeit und das damit verbundene
Einkommen bedeuten - hier wie
überall - Teilhabe. Wir müssen allen
Jugendlichen eine Perspektive bie-
ten, damit sie eine selbstbestimmte
Zukunft in Europa erleben. Sie
brauchen eine Chance auf Ausbil-
dung. Deshalb stehen wir als SPD
zur europäischen Jugendgarantie,
die jedem arbeitslosen Jugendli-
chen unter 25 Jahren binnen vier
Monaten ein Angebot für einen Job,
eine Ausbildung oder ein Prakti-
kum macht. Bei ihrer Umsetzung
brauchen wir dringend mehr Ent-
schlossenheit. Gut ausgebildete
junge Menschen haben in ganz
Europa gute Perspektiven.

Mehr Arbeitsplätze können dann
entstehen, wenn wir arbeitsmarkt-
relevante Ideen und Maßnahmen
europaweit besser koordinieren.
Die Europäische Beschäftigungs-
strategie ist ein Anfang. Die euro-

Michael Gerdes (*1960)
Wahlkreis Bottrop – Recklinghausen lll

Michael Gerdes, SPD:

Wir brauchen mehr Beschäftigung,
speziell in Süd- und Osteuropa

Die Säuglings-
sterblichkeit ist
zwischen 2008
und 2010 um

43 Prozent
angestiegen.
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päischen Arbeitsmarktzahlen zei-
gen allerdings, dass wir besser wer-
den müssen. Dazu sind Investitio-
nen in Bildung und in die Qualifi-
zierung von Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmern notwendig.

Gezielte Weiterbildung ist nur
ein erstes Stichwort, wenn es darum
geht, die Menschen auf die moder-
ne Arbeitswelt vorzubereiten.

Gute Beschäftigung beginnt viel
früher, nämlich mit guter Schulbil-
dung, besseren Übergängen zwi-
schen Schule und Beruf, und sie
geht weiter mit einer soliden Be-
rufsausbildung, die Theorie und
Praxis miteinander verbindet.

Die Vergleichbarkeit und gegen-
seitige Anerkennung der Berufsbil-
der in der EU sind auch noch nicht
komplett vollzogen. Viele Zuwan-
derer sind gut ausgebildet, können
aber in ihrem eigentlichen Beruf
nicht arbeiten, weil ihre Ausbildung

in Europa nicht anerkannt wird.
Das schadet uns allen. Wenn wir
dem Facharbeiter- und Fachkräfte-
mangel vorbeugen wollen, müssen
wir bei der Anerkennung schneller
sein. Es ist nicht richtig, wenn in
Deutschland Fach-
kräfte unterhalb ih-
rer Qualifikation als
billige Hilfskräfte
verheizt werden,
während wir gleich-
zeitig über Fachkräf-
temangel diskutie-
ren.

Auch Innovatio-
nen und eine funk-
tionierende Infrastruktur fallen
nicht vom Himmel. Beides muss
ausreichend finanziert werden, um
mehr Jobs zu schaffen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
der Grundsatz „Gute Arbeit" soll
nicht nur hier in Deutschland gel-

ten, sondern in ganz Europa. Dabei
geht es mir um grundlegende Er-
rungenschaften wie den Kündi-
gungsschutz, die Tarifautonomie
oder die Maxime „Gleiche Löhne
für gleiche Arbeit". Selbstverständ-

lich sollte gute Ar-
beit überall in
Europa existenzsi-
chernd sein.

Gute Arbeit heißt
aber auch: mög-
lichst gleiche Stan-
dards in der Ar-
beitswelt. Das be-
trifft den Arbeits-
schutz, die

Unfallversicherung und die Sozi-
alversicherungssysteme gleicher-
maßen. Eine Vereinheitlichung
der Standards darf aber nicht die
Absenkung unseres Niveaus be-
deuten. Wir wollen ein Europa mit
einheitlichen Regeln. Deshalb

geht es nicht ohne Mitbestim-
mung. Starke Betriebsräte und Ge-
werkschaften sind kein Hindernis
für den Arbeitsmarkt. Im Gegen-
teil: Mitbestimmung heißt mit-
denken, anpacken, Verantwortung
übernehmen. All das kann dabei
helfen, die gewünschte Wettbe-
werbsfähigkeit aufrechtzuerhal-
ten. Insofern spricht nichts dage-
gen, die Regeln für Mitbestim-
mung in Unternehmen europäi-
scher Rechtsform auszuweiten.

Der Vergleich mit anderen Län-
dern zeigt: Uns geht es in Deutsch-
land recht gut, die Erwerbstätigkeit
ist hoch, und es wird viel expor-
tiert. Leider profitieren aber nicht
alle Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer vom Wachstum. Es gibt
zu viele Menschen mit geringen
Löhnen und Minijobs. Sorgen be-
reiten uns zudem die Langzeitar-
beitslosen.

Gut also, dass der flächendecken-
de gesetzliche Mindestlohn kommt.
Der Gesetzentwurf von Ministerin
Andrea Nahles wird dafür sorgen,
dass über 4 Millionen Beschäftigte in
Deutschland bald mehr Geld in der
Lohntüte haben werden. Darüber hi-
naus ist ein europäischer Pakt für
Mindestlöhne wünschenswert, da-
mit Lohn- und Sozialdumping euro-
paweit bekämpft werden können.

Mindestens genauso wichtig wie
der Mindestlohn sind gute Tarifab-
schlüsse, an die sich alle halten. Das
Tarifpaket der Großen Koalition
wird die Tarifflucht mancher Bran-
chen beenden. Das ist gute und ge-
rechte Beschäftigungspolitik. Wir
machen unsere Hausaufgaben. Da-
mit leisten wir unseren Beitrag zu
einem sozialen Europa.

(Beifall bei der SPD und der

CDU/CSU)

Gut ausgebildete
junge Menschen

haben in
ganz Europa

gute
Perspektiven.

Europa muss sozialer werden -
dieser Spruch eint alle, von
tiefrot bis tiefschwarz. Das

sieht man heute hier, in dieser De-
batte. Das sieht man auch an den
Wahlplakaten. Das Schöne an dem
Spruch ist, dass man hinter der For-
derung nach einem sozialen Europa
die nationalen Defizite wunderbar
verstecken kann.

Ich finde es etwas schade, dass
die Linke in ihrem Antrag nicht
stärker dieses Dilemma aufgegrif-
fen hat, dass die EU in den Kern-
bereichen der Sozialpolitik keine
Kompetenz hat und in diesen Be-
reichen deswegen nicht aktiv wer-
den kann. Liebe Linke, das ist nicht
so, weil die EU neoliberal und bö-
se ist, sondern das ist so, weil sich
die Mitgliedstaaten bei ihrer Grün-
dung 1951 darauf verständigt ha-
ben. Als man das mit dem Lissa-
bon-Vertrag ein Stück weit ändern
wollte - Artikel 3 des EU-Vertrages
-, haben ausgerechnet Sie dagegen
gestimmt.

Es ist ja auch viel einfacher, alles
in einen Topf zu werfen und zu sa-
gen: Die böse, unsoziale EU ist
schuld. In Ihrem Antrag gehen Sie
zumindest etwas differenziert vor, in
Ihrem Wahlkampfvideo aber leider
nicht. Da werfen Sie der unsozialen
EU auch noch vor, dass die Kranken-
schwestern in Deutschland so
schlecht bezahlt werden und wir hier
keine Kitaplätze haben. Daran ist die
EU nun aber wirklich nicht schuld.

Ich rege mich so sehr darüber auf,
weil Ihre Europapolitiker es eigent-
lich besser wissen. Man kann die
Leute doch nicht für blöd verkaufen.
Aber was machen Sie in Ihrem Vi-
deo? Zu Ihren ganzen schönen For-
derungen, die Sie an die EU haben,
egal ob die EU die Kompetenz dafür
hat oder nicht, lassen Sie auch noch
den Vorsitzenden Ihrer Bundestags-
fraktion sprechen, als wenn der für
die Europawahl am 25. Mai 2014 an-
treten würde. Insofern unterschei-
den Sie sich keinen Millimeter von
der CDU, die im Wahlkampf Frau
Merkel plakatiert.

Das befördert eben diese Politik-
verdrossenheit. Die Leute wollen
sich nicht für dumm verkaufen las-
sen, wenn sie am 25. Mai wählen ge-
hen. Sie wissen, dass sie eben nicht
Merkel wählen können und auch
nicht den Kollegen Gysi, sondern
diejenigen, die für das Europaparla-
ment antreten.

Wir müssen darüber reden - da
gibt es  Differenzen in diesem Haus;
das wurde bei dem Beitrag der CDU
gerade noch einmal deutlich -, ob
wir dazu bereit sind, auf die europäi-
sche Ebene mehr Kompetenz im so-
zialen Bereich zu verlagern, um eben
ein Schleifen durch die Hintertür

über die Binnenmarktregeln zu ver-
hindern. Sie, liebe CDU, haben ganz
klar gesagt, dass Sie das nicht wollen.
Ich finde es sehr schade, dass Sie das
nicht wollen. Wir sagen sehr deut-
lich: Wir können unsere Lehren aus
der Wirtschafts- und Finanzkrise nur
ziehen, wenn wir bereit sind, ver-
stärkt über soziale Mindeststandards
auf europäischer Ebene zu reden.

Das Dramatische ist ja: Wenn wir
die EU zusammenhalten wollen,
müssen wir dazu beitragen, dass sie
ein soziales Gesicht bekommt, da
sind wir ganz bei Ihnen, liebe Linke,
aber dann müssen wir auch Kompe-
tenzübertragung zulassen. Dann
müssen Sie auch für Vertragsände-
rungen offen sein und können das
nicht immer einfach pauschal ableh-
nen.

Wichtig ist für uns: Wer Europa so-
zialer machen will, muss in be-
stimmten Fällen sofort einen Nothil-
fefonds auflegen, wie zum Beispiel
in Griechenland, wenn die Gesund-
heitsversorgung kollabiert. Das ha-
ben wir in Form des Globalisie-
rungsfonds auch geschafft, wenn
Unternehmen plötzlich aus einem
Land abwandern. Wer Europa sozia-
ler machen will, muss europäische
Mindeststandards einführen, nicht
nur im Arbeitsrecht, sondern auch
bei den Sicherheitsleistungen. Wir
brauchen da intelligente Korridorlö-
sungen. Wer Europa sozialer ma-
chen will, muss eine soziale Wirt-
schaftsklausel im EU-Recht einfüh-
ren. Wer Europa sozialer machen
will, muss auch über stabile makro-
ökonomische Kontexte reden. Da
können Sie sich nicht verweigern.
Wir müssen in der Wirtschaftsunion
vorankommen, und auch die Frage

einer Basisarbeitslosenversicherung
darf dann kein Tabuthema mehr
sein.

Wer das Integrationsprojekt
Europa nicht gefährden will, darf
auch Europas Jugend nicht verges-
sen. Es ist katastrophal, wenn jeder
vierte junge Mensch in Europa ohne
Ausbildung oder Arbeit ist. Es ist ei-
ne Schande, wenn
wir für die von allen
Parteien und Frak-
tionen propagierte
Jugendgarantie nur
137 Euro pro Ju-
gendlichem zur Ver-
fügung stellen, ein
Hektar Fläche für
Landwirtschaft in
der Europäischen
Union aber 300 Euro bekommt und
dafür auch noch eine fehlgeleitete
Agrarpolitik manifestiert wird. Das
erklären Sie einmal den Jugendli-
chen in Europa.

Wenn wir das Integrationsprojekt
- das ist mein letzter Satz - nicht ge-
fährden wollen - da komme ich auf
Frau Pothmer zurück -, dann müssen

wir bei MobiPro-EU, wenn Sie alle
das Programm so gut finden, jetzt
aktiv werden.

Dann müssen Sie jetzt unseren
Antrag dazu unterstützen. Es kann
doch nicht sein, dass die Jugendli-
chen, die wieder ein bisschen
Hoffnung in die Solidarität
Europas gesetzt haben, hier in

Deutschland sind
und Anfang des Jah-
res Anträge gestellt
haben, jetzt kein
Geld erhalten. Da-
durch verlieren sie
die Hoffnung in
Europa wieder. So-
lange bei MobiPro-
EU nicht nachge-
buttert wird - wir

haben noch Haushaltsverhandlun-
gen, da können Sie das tun -, so-
lange wir unseren eigenen Anfor-
derungen hier nicht gerecht wer-
den, sollten wir nicht über ein ver-
stärkt soziales Europa reden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN)

Annalena Baerbock (*1980)
Landesliste Brandenburg

Annalena Baerbock, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Eine Basisarbeitslosenversicherung
darf kein Tabu mehr sein

Wer Europa
sozialer machen

will, muss 
europäische

Mindeststandards
einführen.
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Demonstration in Athen gegen die Sparauflagen der EU.
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Kurz vor der Europawahl
bringt die Fraktion Die Linke
einen Antrag zum Thema „so-

ziales Europa" ein - ein Schelm, wer
Böses dabei denkt. Denn ein sozia-
les Europa war und ist immer
Grundlage der Europäischen Union
gewesen.

Ein soziales Europa bedeutet auch
ein stabiles Europa, nämlich ein
Europa mit soliden Finanzen und
harter Währung. Dies sind Voraus-
setzungen für sichere Arbeitsplätze
und dauerhaften Wohlstand.

Ein soziales Europa ist auch ein
Europa der Chancen: gute Bildung
in ganz Europa und Bildungsab-
schlüsse, die EU-weit anerkannt wer-
den; Schüler, Schülerinnen, Auszu-
bildende, Studierende können über-
all in Europa lernen
und arbeiten.

Ein soziales
Europa ist auch ein
gefestigtes Europa, in
dem schwächere
Länder gestärkt wer-
den, um wett-be-
werbsfähiger zu wer-
den.

Und: Ein soziales
Europa ist auch ein zukunftsfähiges
Europa. Europäische Fördergelder
werden nicht mehr nur nach Him-
melsrichtung, sondern nach festen
Kriterien vergeben. So können die
Regionen bei der Bewältigung des
Bevölkerungswandels unterstützt
werden. Zu einem zukunftsfähigen
Europa gehört auch ein gutes Mitei-
nander von Jung und Alt.

Dies alles ist Europa. Dieses
Europa wird seit Jahrzehnten durch
verschiedene Programme unter-
stützt.

Dabei gilt für uns in der Union
immer der Grundsatz „Hilfe zur
Selbsthilfe". Unterstützung gibt es
nur, wenn die betroffenen Staaten
Reformen durchführen und ihre Fi-
nanzen in Ordnung bringen. Irland
und Portugal sind gute Beispiele, die
zeigen, dass diese Form der Hilfe der
richtige Weg ist.

In Ihrem Antrag erwähnen Sie,
Kollegen und Kolleginnen der Frak-
tion Die Linke, die durchaus hohe -
Arbeitslosigkeit in unseren europäi-
schen Nachbarländern. Sie unterlas-
sen es aber, zu erwähnen, dass die
Zahlen der Arbeitslosigkeit und
auch der Jugendarbeitslosigkeit in
Europa aktuell sinken. Die Arbeits-
losenquote in der EU ist im März
dieses Jahres im Vergleich zum Vor-
jahr von 10,9 auf 10,5 Prozent ge-
sunken. Die Jugendarbeitslosenquo-
te in der EU ist im gleichen Zeitraum
von 23,5 auf aktuell 22,8 Prozent zu-
rückgegangen. Ich denke, diese Zah-
len zeigen einen positiven Trend, der
Ihnen dem Anschein nach entgan-
gen ist.

Sie erwähnen in Ihrem Antrag
auch Kroatien, ein Land mit einer Ju-
gendarbeitslosigkeit in Höhe von
49,2 Prozent. Ja, diese traurige Zahl
ist richtig. Sie unterlassen es aber
auch hier, zu erwähnen, dass Kroa-
tien erst seit dem letzten Jahr, genau
erst seit Juli 2013, Mitglied der EU
ist. Diese Jugendarbeitslosigkeit ist
ja nicht erst durch die Mitgliedschaft
entstanden. Dies ist eine verfälschte
Darstellung von Tatsachen.

Richtig ist folgender Zusammen-
hang: Das Wirtschaftswachstum in
Europa liegt in diesem Jahr bei 1,2
Prozent. Länder wie Irland und Por-
tugal, die ich eben schon genannt
habe, profitieren hiervon, sie haben
nämlich ein Wachstum zu verzeich-

nen. Was positives
Wachstum bedeutet,
das haben wir hier
bei uns in Deutsch-
land erlebt: Es führt
zu mehr Beschäfti-
gung und damit zur
Reduzierung der
Zahl der Arbeitslo-
sen. Auch die aktuel-
len Zahlen aus Por-

tugal und Irland belegen das doch -
vergleichen wir es mit den Zahlen
vom Vorjahr -: Portugal hatte 2013
eine Arbeitslosenquote von 17,4
Prozent und liegt jetzt bei 15,2 Pro-
zent. Irland hatte im Vorjahr eine Ar-
beitslosenquote von 13,7 Prozent
und liegt jetzt bei 11,8 Prozent. Dies
ist auch der Grund, warum beide
Länder es selbstständig geschafft ha-
ben, den Rettungsschirm zu verlas-
sen. Das zeigt, dass wir mit dieser Po-
litik auf dem richtigen Weg sind.

Deshalb sind die in Ihrem Antrag
getroffenen Aussagen, liebe Kollegen
und Kolleginnen der Fraktion Die
Linke, nicht zutreffend.

Ich darf auch daran erinnern, dass
im März 2010 ein Treffen der Staats-
und Regierungschefs der EU statt-ge-
funden hat, auf dem die Strategie
„Europa 2020" beschlossen wurde.
Ich will jetzt nicht näher auf die

Kernziele eingehen; aber mit diesem
Programm, das jetzt für die nächsten
sieben Jahre gilt, werden mehr als 80
Milliarden Euro für diese Kernziele
und damit für die Menschen in ganz
Europa zur Verfügung gestellt. Von
diesen 80 Milliarden Euro gehen
mindestens 20 Prozent der Mittel in

die soziale Eingliederung. Ich finde,
besser kann man ein soziales Europa
nicht beschreiben.

Ich darf auch daran erinnern, dass
jetzt die achte Förderperiode des Eu-
ropäischen Sozialfonds - das ist
schon mehrfach erwähnt worden;
das erste Mal ging er 1958 an den
Start - beginnt. Der Europäische So-
zialfonds, liebe Kollegen und Kolle-
ginnen, hat sich mit seinen Schwer-
punkten immer an den aktuellen so-
zialen und wirtschaftlichen Notwen-
digkeiten der Mitgliedstaaten und
ihrer Menschen orientiert.

All diese von mir genannten
Maßnahmen beschreiben sehr

wohl ein soziales Europa. Wir müs-
sen den eingesetzten europäischen
Mitteln aber auch Zeit geben, um zu
wirken. Der positive Trend bei
Wachstum und Beschäftigung be-
stätigt das.

Sie können eines mitnehmen,
Kollegen und Kolleginnen der Frak-
tion Die Linke: Die Bundesregierung
unter unserer Kanzlerin Angela Mer-
kel wird sich auch weiterhin selbst-
verständlich für „Europa 2020" und
damit für ein soziales Europa einset-
zen.

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU

-Beifall bei der SPD)

Christel Voßbeck-Kayser (*1961)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Christel Voßbeck-Kayser, CDU/CSU:

In Irland und Portugal waren die
Reformen erfolgreich

Die Arbeitslosen-
quote in Europa
ist im Vergleich
zum Vorjahr von

10,9 auf 10,5
gesunken.
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Bei manchen Vorrednern müs-
sen wir mal wieder anfangen
ein bisschen zu sortieren.

Nach einer von den Finanzmärk-
ten verursachten Wirtschaftskrise
rutschte die Europäische Union ab
in eine soziale Krise. Der Grund da-
für war eine völlig verfehlte Politik in
der Krise. Frau Baerbock, daran trägt
natürlich die Bundeskanzlerin, An-
gela Merkel, eine Hauptschuld. Na-
türlich ist das so.

Nicht die Verursacher der Krise
wurden zur Rechenschaft gezogen,
nein, die Bürgerinnen und Bürger in
Europa mussten die Zeche zahlen
für die perverse Zockerei auf den Fi-
nanzmärkten. Diese unsoziale, zum
Teil menschenverachtende Politik
wurde und wird von der Troika in
den Programmländern undemokra-
tisch durchgesetzt - mit großer Un-
terstützung der Bundesregierung,
Frau Baerbock, ob es die schwarz-
gelbe Bundesregierung war mit gro-
ßer Unterstützung der SPD oder die
schwarz-rote jetzt mit großer Unter-
stützung der Grünen. Sie alle hier
sind mitverantwortlich für Massen-
arbeitslosigkeit, Perspektivlosigkeit
vieler Millionen Jugendlicher in
Europa und Massenarmut.

Der Kurs der Bundesregierung
und ihre Kürzungspolitik bedrohen

Europa. Noch nie ist es wirtschaft-
lich erfolgreich gewesen, sich aus ei-
ner Krise herauszusparen. Fast 20
Millionen Menschen sind in den
Ländern der Euro-Zone erwerbslos.
Das ist ein Anstieg um 70 Prozent
seit 2007.

Wenn wir die soziale Lage in
Europa beurteilen, dann dürfen wir
aber nicht nur in die anderen Länder
schauen. Auch in Deutschland ver-
schlechtert sich diese rasant. Wie der
Paritätische Wohlfahrtsverband ge-
rade in seinem Jahresgutachten fest-
stellte, ist jeder siebte Bürger armuts-
gefährdet bzw. arm.

Es ist nun einmal so: Die Troika
wusste sehr wohl, wie man Löhne,
Renten usw. in Griechenland kürzt,
sie wusste aber nicht, dass dort of-
fensichtlich ein immenser Reichtum
vorhanden ist. In Griechenland gibt
es nämlich einen unheimlichen pri-
vaten Reichtum. Die Reichen sind
aber ungeschoren davongekommen.
Da hätte man herangehen müssen.
Das wäre notwendig gewesen, um
den Staatshaushalt in Ordnung zu
bringen.

Das haben die Grünen aber nicht
verstanden.

Ihre Solidarität gilt den Finanz-
jongleuren, der Finanzindustrie und
den Großkonzernen. Unsere Solida-
rität gilt den Menschen in Griechen-
land, und deshalb haben wir mit
Nein gestimmt. 

Der Paritätische Wohlfahrtsver-
band hat also festgestellt, dass auch
in Deutschland jeder Siebte in Ar-
mut lebt bzw. arm ist, dass jeder vier-
te Beschäftigte für Dumpinglöhne
arbeitet bzw. in einem prekären Be-
schäftigungsverhältnis steht und Al-
tersarmut auch in Deutschland für
viele Menschen ein immer größeres
Problem wird. Dagegen tut diese
Bundesregierung rein gar nichts -
auch nicht mit dem Rentenpaket.

Das europäische Sozialmodell,
ein ganz wesentlicher Faktor für die
Stabilität des europäischen Hauses,

wird von der EU-Kommission und
der deutschen Bundesregierung
massiv beschädigt.

Wie sieht die Beteiligung der Kri-
senverursacher an der Bewältigung
der Krise aus? Wo ist der Beitrag der
Vermögenden und Spitzenverdie-
ner? Das reichste 1 Prozent der Ge-
sellschaft besitzt fast 40 Prozent des
gesamten Vermögens. Das Vermögen
der Millionäre in Europa übersteigt
mit 14 Billionen Euro die gesamte
Staatsverschuldung bei weitem. Hier
müsste man endlich herangehen.

Stattdessen wird die Kluft zwi-
schen Arm und Reich in Deutsch-
land und in Europa immer größer.
Wo sind die Aktivitäten der Bundes-
regierung? Nichts! Nada! Von der
CDU/CSU erwartet ja schon nie-
mand mehr Aktivitäten für ein sozia-
les Europa, aber für die SPD sollte
das S in ihrem Namen doch noch ir-
gendeine Bedeutung und -Aktualität
haben.

Weil die Zerstörung des europäi-
schen Sozialmodells einigen offen-
bar immer noch nicht weit genug
geht, soll jetzt ein Handelsabkom-
men TTIP mit den USA verhandelt
werden. Das ist ein weiterer Angriff
auf die Arbeitnehmerrechte, die Ge-
sundheit, die öffentlichen Leistun-
gen, den Umweltschutz und die De-
mokratie. TTIP muss gestoppt wer-
den!

(Beifall bei der LINKEN )

Alexander Ulrich (*1971)
Landesliste Rheinland-Pfalz

Alexander Ulrich, DIE LINKE:

Finanzmärkte sind verantwortlich
für die soziale Krise

In der Debatte sprachen zudem die
Abgeordneten Waltraud Wolf (SPD), Antje
Lezius (CDU/CSU), Matthias Bartke (SPD),
Brigitte Pothmer (B90/DIE GRÜNEN),
Tobias Zech (CDU/CSU) und Norbert
Spinrath (SPD) .
Das Plenarprotokoll und die vorliegenden
Drucksachen sind im Volltext im Internet
abrufbar unter: Der Deutsche Bundestag
stellt online die Übertragungen des
Parlamentsfernsehens als Live-Video- und
Audio-Übertragung zur Verfügung.


